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1. Einführung 


Wieder war eine Stunde weltgeſchichtlicher 
Bedeutung für das Deutſche Volk gekommen: Es war 
1. September 1939. Der Führer hatte die Männer des Groß⸗ 
deutſchen Reichstags in Berlin verfammelt. Er verkündete 
ihnen ſchickſalſchwere Entſcheidungen. Die 
Würfel waren gefallen. Gegen Polens Angriffe mußte zum 
Gegenangriff übergegangen werden. Der polniſchen Gewalt 
mußte Einhalt geboten werden. Es mußte mit Polen nun 
in der gleichen Sprache geredet werden, die Polen ſeit 
Monaten dem Deutſchen Reich gegenüber geführt hatte. Die 
Truppen der Deutſchen Wehrmacht hatten im Gegenangriff 
bereits am gleichen Tag die Grenzen überſchritten. 


„In der Reichsfinanzverwaltung waren es wieder die 
Männer des Zollgrenzſchutzes, die in ſchwerem 
Dienſt in vorderſter Front ſtanden. Sie hatten ſchon viele 
Monate aufopferungsvoller, unermüdlicher Tätigkeit hinter 
ſich. Weitere ſchwere Monate folgten. Die Männer des 
Zollgrenzſchutzes erwarben ſich höchſte Verdienſte. Mancher 
von ihnen hat Blut und Leben für Volk und Vaterland 
geopfert. Ihre Tätigkeit wird der Geſchichte der ichs 
finanzverwaltung ein unvergängliches Ruhmesblatt ſein. 


Das Oberkommando der Wehrmacht hatte bei den in 
Polen vordringenden Heeresgruppen Chefs der Zivil ⸗ 
verwaltung eingeſetzt. Der Reichsminiſter der Finanzen 
entſandte zu den Chefs der Zivilverwaltung je zwei Be ⸗ 
auftragte. Dieſe hatten die Aufgabe, den Chef der 
Zivilverwaltung in allen Angelegenheiten, die die Reichs⸗ 
finanzverwaltung betrafen, zu beraten. Der Beauf- 
tragte der Abteilung Steuer hatte insbeſondere 
dafür zu ſorgen, daß die Steuerbehörden möglichſt ohne 
Stockung ihre Arbeiten fortſetzten, und daß Gebäude, Ver- 
waltungs einrichtungen und wichtige Akten ſichergeſtellt 
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wurden. Der Beauftragte der Abteilung Zoll 
hatte den Chef der Zivilverwaltung entſprechend auf dem 
Gebiet der Zölle und Verbrauchſteuern zu unterſtützen. 

Die Beauftragten der Reichsfinanzverwaltung hatten bei 
dem ſtürmiſchen Vorwärtsdringen der Heeresgruppen keine 
leichte Aufgabe. Über viele Gebiete brauſten ſchwere Kampf⸗ 
handlungen hinweg. Aber auch hier mußte daran gedacht 
werden, trotz allen Schutts und aller Trümmer, beizeiten 
die künftige Verwaltungsarbeit vorzube⸗ 
reiten. Die Beauftragten erfüllten ihre Aufgabe mit 
Tatkraft und größtem Geſchick. 


Die Verwaltungsarbeit mußte zunächſt bei den Ein⸗ 
richtungen anknüpfen, die vorgefunden wurden. Der 
frühere Behördenaufbau mußte als Grundlage dienen. 


2. Der Behördenaufbau im ehemaligen Polen und in 
Danzig 
Die ehemals polniſche Finanzverwaltung gliederte ſich 
wie in den meiſten Ländern in drei Stufen. 


Zu den Behörden erſter Stufe gehörten: 
die Steuerämter, 
die Stempelämter, 
die Ämter für Verbrauchſteuern und Staatsmonopole, 


die Zollämter mit ihren Unterzollämtern und Zollpoſten, 
aber ohne die Grenzaufſicht. 


Die Steuerämter verwalteten die Staatseinkom⸗ 
menſteuer, die Erbſchaftſteuer, die Grundsteuer, die Grund⸗ 
ſtückſteuer, die Gewerbeſteuer, die Militärſteuer, die Kapi⸗ 
tal- und Rentenſteuer u. a. m. Der Amtsbezirk der 
Steuerämter umfaßte in der Regel einen Stadt⸗ 
kreis oder einen Landkreis. In größeren Städten 
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beitanden oft einige Steuerämter. Es waren z. B. in 
Lodſch 14, in Poſen 7 und in Warſchau ſogar 33 Steuer⸗ 
ämter vorhanden. Die Geſamtzahl der Steuerämter in dem 
ehemaligen Polen betrug 361. 


Die neun Stempelämter befaßten ſich mit der 
Verwaltung der „Gebühren“. Sie hatten ihren Sitz in 
Krakau, Lublin, Lemberg, Lodſch, Poſen, Warſchau, Wilna 
und Kattowitz. 


Die Amter für Verbrauchſteuern und 
Staatsmonopole verwalteten die Verbrauchſteuern 
und die Monopole. Verbrauchſteuern wurden er⸗ 
hoben von Stärkezucker, Rüben⸗ und Rohrzucker, Fetten, 
Kohlenſäure, Bier, Mineralölen, Wein, Eſſigſäure, Hefe, 
Feuerzeugen, Gold und Silber, Spielkarten und künſtlichen 
Süßſtoffen. Staatsmonopole beſtanden für Spiri⸗ 
tus, Tabak, Salz, Zündhölzer und Feuerzeuge und für die 
Lotterie. Der Amtsbezirk dieſer Ämter umfaßte drei bis 
ſechs Land⸗ und Stadtkreiſe, die Geſamtzahl betrug 60. 

Für den Bereich der Zollverwaltung beſtanden 


192 Zollämter an der Grenze und im Innern, 
17 Unterzollämter und 76 Zollpoſten. 


Die Behörden zweiter Stufe waren: 


a) für die Verwaltung der Steuern, Gebühren, Verbrauch⸗ 
ſteuern und Staatsmonopole 

die Finanzdirektionen und für das Gebiet 
Oſtoberſchleſien die Finanzabteilung Rat- 
towitz; 

b) für die Verwaltung der Zölle 
die Zolldirektionen und für das Gebiet Oſt⸗ 
oberſchleſien die Finanzabteilung Katto⸗ 
witz. 

Es beſtanden fünfzehn Finanzdirektionen und vier Zoll⸗ 
1 (ohne die ſogenannte Finanzabteilung in Katto⸗ 
witz). 

„Dieſe Mittelbehörden unterſtanden dem Finanz⸗ 
miniſterium. Das Finanzminiſterium gliederte ſich für 
den Bereich der Einnahmenverwaltung in die folgenden 
drei Departements: 


Departement für Steuern und Gebühren, 
Departement für Verbrauchſteuern und Staatsmonopole, 
Departement für Zölle mit dem Grenzwachtkommando. 


Dem Departement für Zölle unterſtand unmittelbar 
das frühere Zollinſpektorat Danzig. 


Die folgenden Überſichten geben einen Überblick über 
die äußere Gliederung und die Zahl der früheren polniſchen 
Finanzbehörden zweiter und dritter Stufe. 
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Zolldirektionen 


Zoll⸗ 
ämter 


Unterzoll“ Zollpoſten 


Laufende Nr 


Lemberg 
Myslowitz 
Poſe n! 
Waridau . - 


Insgeſamt 


4 Hr 


Der Aufbau der Finanzverwaltung in der ehemali⸗ 
gen Freien Stadt Danzig war der Gliederung der 
Reichsfinanzverwaltung nachgebildet. Auch hier 
teilten ſich in die Zuſtändigkeiten drei Behördenſtufen: der 
Senat, der die Tätigkeit eines Miniſteriums ausübte, der 
Präſident der Steuerverwaltung als Mittelſtufe und die 
beiden Steuerämter in Danzig als örtliche Dienſtſtellen. Das 
materielle Steuerrecht war weitgehend dem deutſchen Steuer⸗ 
ſyſtem angeglichen. 


3. Wiedervereinigung Danzigs mit dem Reich 


Danzig kehrte bereits am 1. September 1939 in das 
Reich heim. Gauleiter Forſter hatte in Danzig das Staats⸗ 
grundgeſetz über die Wiedervereinigung Danzigs mit dem 
Reich in Kraft geſetzt: „Die Freie Stadt Danzig bildet mit 
ſofortiger Wirkung mit ihrem Gebiet und ihrem Volk einen 
Beſtandteil des Deutſchen Reiches.“ Das entſprechende 
Reichsgeſetz wurde ſofort erlaſſen. Der Deutſche Reichstag 
nahm in ſeiner denkwürdigen Sitzung am 1. September 
1939 einſtimmig das Geſetz über die Wiedervereini⸗ 
gung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutſchen Reich an (RGBl I S. 1547, RStBl S. 961). 
Damit war endlich ein ſeit mehr als zwanzig Jahren be⸗ 
ſtehendes Unrecht beſeitigt. 


Dieſes Geſetz bildet die Grundlage für die Ein⸗ 
führung des Deutſchen Reichsrechts in dem 
Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig. Auf Grund 
des 0 4 Abſatz 3 des bezeichneten Geſetzes hat der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen gemeinſam mit dem Reichsminiſter 
des Innern am 23. September 1939 verordnet (RGBl I 
S. 1936, RStBl S. 1014), daß in dem bisherigen Staats⸗ 
gebiet Danzig am 1. Oktober 1939 in Kraft treten: 


a) die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 (RGBl 1 
S. 161), das Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. Oktober 
1934 (RGBI I S. 925) und das Steuerſäumnisgeſetz 
vom 24. Dezember 1934 (RGBl I S. 1271) mit den ſpä⸗ 
teren Anderungen; 


b) die Vorſchriften, die zur Durchführung der bezeichneten 
Geſetze ergangen ſind. 


Der organiſatoriſche Aufbau ſchloß ſich unmit⸗ 
telbar an dieſe Geſetze an. 


Nachdem die Reichsabgabenordnung am 1. Oktober 1939 
in Danzig in Kraft getreten war, wurde durch Erlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 3. Oktober 1939 (RStBl 
S. 1029, RF Bl S. 212) vorläufig ein Oberfinanz⸗ 
bezirk Danzig mit dem Sitz in Danzig gebildet. Sein 
Geſchäftsbereich beſchränkte ſich zunächſt auf das Ge⸗ 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig. 
Die Bezeichnung der Behörde war, ſolange ſie ſich auf das 
1 Gebiet beſchränkte, „Der Oberfinanzpräſident 

anzig“. 


„Durch den gleichen Erlaß wurde angeordnet, daß die 
beiden Danziger Steuerämter künftig die Bezeichnung 
„Finanzamt“ zu führen hatten. Damit war der erſte 
Schritt zur Einführung des Behördenaufbaus der Reichs⸗ 
finangberivaltung in den wiedergewonnenen Oſtgebieten 
getan. Die weiteren Maßnahmen ließen, dank der großen 
und ſchnellen Erfolge unſerer Kriegswaffe, nicht lange auf 
ſich warten. 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 31-52 / 23. Dez. 1939 / S. 1007 


4. Die neuen Reichsgaue 


Polen war in einem Feldzug von nur achtzehn Tagen 
niedergerungen worden. Bereits am 8. Oktober 1939 erging 
der Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über Gliederung und Verwaltung der Oſt⸗ 
gebiete (RGBl I S. 2042, RStBBl S. 1045). 


Bei der Neuordnung der Oſtgebiete ſind im Verband 
des Deutſchen Reichs die Reichs gaue Weſtpreußen 
und Poſen gebildet worden. Der Reichsgau Weſtpreußen 
führt ab 2. November 1939 die Bezeichnung „Reichsgau 
Danzig⸗Weſtpreußen“ (RGBl I S. 2135, RStBl 
S. 1101). An der Spitze eines jeden Reichsgaues ſteht ein 
Reichsſtatthalter. Der Reichsſtatthalter in 
Danzig⸗Weſtpreußen hat ſeinen Sitz in Danzig, 
der Reichsſtatthalter in Poſen hat ſeinen Sitz in Poſen. 
Die neuen Reichsgaue gliedern ſich in Regierungs⸗ 
bezirke. Der Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen umfaßt die 
Regierungsbezirke Danzig, Marienwerder und Bromberg, 
der Reichsgau Poſen die Regierungsbezirke Hohenſalza, 
Poſen und Kaliſch. 

Die neuen Gebietsteile, die an Schleſien und Oſtpreußen 
grenzen, ſind den Provinzen Schleſien und Oſtpreu⸗ 
ßen angegliedert worden. Im Gebiet der Provinz Schle⸗ 
fien iſt der neue Regierungsbezirk Kattowitz gebildet 
worden. Im Süden der Provinz Oſtpreußen iſt der 
neue Regierungsbezirk Zichenau entſtanden. Das Gebier 
Suwalki iſt dem Regierungsbezirk Gumbinnen an» 
geſchloſſen worden. 

Die Gliederung der Oſtgebiete iſt durch beſonderen Er⸗ 
laß des Führers und Reichskanzlers vom 20. Oktober 1939 
am 26. Oktober 1939 in Kraft geſetzt worden (RGBl J 
S. 2057, RStBl S. 1053). 


5. Reichsſtatthalter und Oberfinanzpräſidenten 


Für den inneren Aufbau der Verwaltung 
gelten im weſentlichen die Vorſchriften des Sudeten⸗ 
gaugeſetzes vom 14. April 1939 (RGBl I S. 780). 


Den Reichsſtatthaltern der neuen Reichsgaue ſind in 
Abweichung von den Vorſchriften des Sudetengaugeſetzes 
für eine gewiſſe Übergangszeit alle Verwaltungszweige 
zugewieſen worden. Die Zivilverwaltung gleicht inſoweit 
einer Militärverwaltung. An der Stelle des Militärbefehls⸗ 
habers Steht der Reichs ſtatthalter. 

Die bezeichnete Regelung hat zur Folge, daß der Reichs⸗ 
ſtatthalter in der Stufe des Reichsgaues bis auf weiteres 
auch Chef der Reichsfinanzverwaltung und der Reichsjuſtiz⸗ 
verwaltung iſt. Die Angelegenheiten aus dem Bereich der 
Reichsfinanzverwaltung werden bei dem Reichsſtatthalter 
durch den Oberfinanzpräſidenten, die Angelegenheiten aus 
dem Bereich der Reichsjuſtizverwaltung durch den Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten oder den Generalſtaatsanwalt be⸗ 
arbeitet. Außerdem tritt zur Behörde des Reichsſtatt⸗ 
halters je ein Beauftragter des Reichspoſtminiſters und des 
Reichsverkehrsminiſters. 

l In den Provinzen Schleſien und Oſtpreußen 

ſind die Reichsfinanzverwaltung und die Reichsjuſtizverwal⸗ 
tung bis auf weiteres inſoweit an die Weiſungen der Ober- 
präſidenten in Breslau und Königsberg (Pr) gebunden, als 
es ſich um Angelegenheiten aus den Regierungsbezirken 
Kattowitz und Zichenau und den in den Regierungsbezirk 
Gumbinnen eingegliederten Gebietsteilen handelt. 

Dienſtvorgeſetzter der Oberfinanzpräſidenten 
Danzig⸗Weſtpreußen und Poſen iſt der Reichs miniſter 
der Finanzen. Hinweis auf den letzten Abſatz von Ab⸗ 
ſchnitt 8. Jegliche Arbeiten der Behörden der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung in den neuen Oſtgebieten werden nach den Richt⸗ 
linien und Weiſungen des Reichsminiſters der 
Finanzen durchgeführt. Der Reichsſtatthalter 
kann dem Oberfinanzpräſidenten Weiſungen erteilen, ſo⸗ 
weit es zur Wahrung der allgemeinen und politiſchen 
Belange, die der Reichsſtatthalter zu vertreten hat, erforder⸗ 
lich iſt, und ſoweit ſie mit dem Geſetz und mit den 
Weiſungen des Reichsminiſters der Finanzen in 
Einklang ſtehen. 


6. Landräte und Sonderbehörden 


Die Sonderbehörden in der Kreisſtufe ſind bis auf 
weiteres den Landräten oder Oberbürgermeiſtern „unter⸗ 
ſtellt“ (Hinweis auf die Zweite Verordnung zur Durch⸗ 
führung des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete vom 2. Novem⸗ 
ber 1939, RGBl I S. 2133). 


„Die Unterſtellung iſt keine tatſächliche im Sinn 
dieſes Wortes; denn weder iſt der Landrat oder Oberbürger⸗ 
meiſter der Vorgeſetzte des Finanzamtsvorſtehers oder 
Hauptzollamtsvorſtehers noch iſt das Finanzamt oder Haupt⸗ 
zollamt eine nachgeordnete Dienſtſtelle des Land⸗ 
rats oder Oberbürgermeiſters. Die Vorſteher der Finanz⸗ 
ämter und der Hauptzollämter führen in den beiden neuen 
Reichsgauen, in den Regierungsbezirken Kattowitz und 
Zichenau und im Bezirk Suwalki die Geſchäfte in gleicher 
Weiſe wie die Vorſteher im Altreich nach den Vorſchriften 
der Tienſtordnung für die Finanzämter und 
der Dienſtordnung für die Hauptzollämter 
und nach den Richtlinien und Weiſungen des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen und des Oberfinanz⸗ 
präſidenten. Sie verkehren mit dem Oberfinanzpräſi⸗ 
denten unmittelbar und erhalten die Richtlinien und 
Weiſungen durch dieſen unmittelbar. Ter Landrat oder 
Oberbürgermeiſter hat lediglich während der Aufbauzeit ein 
gewiſſes „Informations- und Weiſungsrecht“, ſoweit es ſich 
um Fragen von politiſcher Bedeutung handelt, deren 
Entſcheidung nicht ohne Gefahr aufgeſchoben werden kann. 
Die fachliche Erledigung aller Geſchäfte der Reichs⸗ 
finanzverwaltung haben die Vorſteher der Finanzämter 
und der Hauptzollämter „unter voller perſön⸗ 
licher Verantwortung ſelbſtändig wahrzu⸗ 
nehmen“. 


7. Die Abgrenzung der Oberfinanzbezirke 


Schon zwei Tage nach dem Inkrafttreten des Führer⸗ 
Erlaſſes über Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete, 
am 28. Oktober 1939, erließ der Reichsminiſter der 
Finanzen für ſeine Belange die entſprechenden Anordnun⸗ 
gen (RStBl S. 1077, RJBl S. 244). 


„Der am 3. Oktober 1939 vorläufig gebildete Oberfinanz⸗ 
bezirk Danzig iſt um diejenigen Teile des Oſtgebiets er⸗ 
weitert worden, die künftig zum Reichsgau Danzig⸗ 
Weſtpreußen gehören. Das ſind die Gebiete des er⸗ 
weiterten Regierungsbezirks Danzig, des 
neu gebildeten Regierungsbezirks Brom⸗ 
berg und von der Provinz Oſtpreußen das Gebiet des 
Regierungsbezirks Marienwerder. Damit 
ſcheiden die Finanzbehörden, die ſich in dieſem Regierungs⸗ 
bezirk befinden, aus dem Oberfinanzbezirk Oſt⸗ 
preußen aus. Sie werden Beſtandteile des Oberfinanz⸗ 
bezirks Danzig⸗Weſtpreußen. Es find die Finanz⸗ 
ämter Elbing, Marienwerder, Marienburg, Stuhm und 
Roſenberg und das Hauptzollamt Elbing. Die Überleitungs⸗ 
maßnahmen ſind zurzeit in Gang. 


Der Oberfinanzbezirk Oſtpreußen iſt vorläufig um 
das Gebiet des neu errichteten Regierungs⸗ 
bezirks Zichenau erweitert. Dem Oberfinanzbezirk 
Oſtpreußen iſt außerdem das dem Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen eingegliederte Gebiet Suwalki angeſchloſſen. 


Für das Gebiet des neuen Reichsgaues Poſen iſt vor⸗ 
läufig der Oberfinanzbezirl Poſen gebildet. Der Ober⸗ 
finanzpräſident hat ſeinen Sitz in Poſen. 


Das Gebiet des Regierungsbezirks Kattowitz iſt 
vorläufig dem Oberfinanzbezirk Troppau angeſchloſſen. 
Der Oberfinanzbezirk Troppau umfaßt nunmehr vom Alt⸗ 
reich den Regierungsbezirk Oppeln, vom Reichsgau Sudeten⸗ 
land den Regierungsbezirk Troppau und das wiedergewon⸗ 
nene Oſtoberſchleſien mit dem neu gebildeten Regierungs⸗ 
bezirk Kattowitz. 


„Die räumliche Abgrenzung der Reichsfinanz⸗ 
behörden zweiter Stufe kann damit vorläufig als ab⸗ 
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geſchloſſen angeſehen werden. Die endgültige Ab- 
grenzung kann erſt dann erfolgen, wenn die Grenzen 
der neuen Oſtgebiete endgültig feſtſtehen. 


8. Der innere Aufbau der Oberfinanzpräſidien 


Der innere Aufbau der Oberfinanzpräſidien 
Danzig⸗Weſtpreußen und Poſen vollzieht ſich 
nach dem Muſter der Oberfinanzpräſidien des Altreichs. 


Die Behörde des Oberfinanzpräſidenten gliedert ſich 
auch hier in vier Abteilungen: 


a) die Abteilung Perſonal und Verwaltung (Abt P), ge⸗ 
leitet unmittelbar durch den Oberfinanzpräſidenten, 


b) die Abteilung Steuer (Abt St), geleitet durch einen 
Finanzpräſidenten, 


c) die Abteilung Zoll (Abt 3), geleitet durch einen Finanz⸗ 
präſidenten, 


d) die Abteilung für die Bearbeitung von Anfechtungs⸗ 
ſachen auf dem Gebiet der Beſitz⸗ und Verkehrſteuern, 
geleitet durch einen Finanzgerichtspräſidenten. 


Bei jedem Oberfinanzpräſidium wird eine Oberfinanz⸗ 
kaſſe eingerichtet. 

Für den Dienſtbetrieb bei den Oberfinanzpräſidien gilt 
die Dienſtordnung für die Oberfinanzpräſidenten vom 
20. Mai 1938 (RStBl S. 585, RF Bl S. 555). 


9. Die Reichsfinanzbehörden dritter Stufe 


Es war eine ſchwere Aufgabe, die örtlichen Be⸗ 
hörden in Gang zu bringen. An vielen Orten waren die 
Gebäude zerſtört oder die Einrichtungsgegenſtände und 
Akten fortgeſchleppt. 

Zunächſt wurden an die Amter ein kommiſſariſcher Vor⸗ 
ſteher, ein Kaſſenleiter und ein Verwaltungsführer entſandt. 
Sie mußten das Amt in Obhut nehmen, oft auch benachbarte 
Amter mitbetreuen. 


Schon der Anmarſch war mit größten Schwierigkeiten 
verbunden. Zunächſt keinerlei Bahnverbindungen, denkbar 
ſchlechte Wege, größte Unſicherheit. Die volksdeutſchen Ein⸗ 
wohner, die zum großen Teil von den Polen verſchleppt 
worden waren, kamen erſt langſam zurück. An den Amtern 
ſelbſt mußten zunächſt noch polniſche Beamte zu Hilfe⸗ 
leiſtungen verwendet werden. 


Inzwiſchen haben 94 Finanzämter und 
22 Hauptzollämter ihre Tätigkeit aufgenommen. 
Das konnte nur dadurch erreicht werden, daß die entſandten 
Beamten ſich trotz ſchwierigſter Verhältniſſe mit Tatkraft 
und unermüdlichem Eifer ihrer Aufgabe widmeten. Sie 
haben als Pioniere deutſcher Ordnung Großes geleiſtet. 


Die bezeichneten Dienſtſtellen verteilen ſich auf die vier 
Oberfinanzbezirke wie folgt: 


Zahl der 
Oberfinanzbezirk Finanz- Hauptzoll⸗ 
ämter ämter 


Oſtpreu ßen 3 
Danzig⸗Weſtpreußen 5 
FF 10 
Troppau en 4 
een ee 94 22 
Die einzelnen Dienſtſtellen: 
a) Oberfinanzbezirk Oſtpreußen 
Hauptzoll⸗ 
Finauzämter ämter 
1. Soldau 6. Przasuhſz 1. Suwalki 
2. Makow⸗ 7. Bultuff (Grenze) 
Mazowiecki 8. Sterpe 2. Zichenau 
3. Mlawa 9. Suwalki (Grenze) 
4. Plock 10. Zichenau 8. Plonſk 
5. Plonſk (Grenze 


b) Oberfinanzbezirk Danzig⸗Weſtpreußen 


3 Hauptzoll⸗ 

Finanzämter ämter 
1. Berent 13. Lipno 1. Danzig⸗Aus⸗ 
2. Brieſen 14. Neumark landsverkehr 
3. Bromberg 1 15. Neuſtadt (Grenze) 
4. Bromberg II 16. Pr. Stargard 2. Danzig⸗In⸗ 
5. Danzig I 17. Rypin landsverkehr 
6. Danzig II 18. Schwetz 3. Graudenz 
7. Dirſchau 19. Strasburg 4. Thorn 
9 e En RN 5. Bromberg 

Graudeng Bruce agu kommt vom 

10. Karthaus 22. Wirſitz Sber inanzbezirk 
11. Konitz 28. Zempelburg Oſtpreußen das 
12. Kulm 


Hauptzollamt El⸗ 
bing (Grenze). 
Dazu kommen noch bom Oberfinanzbezirk Oſtpreußen die 
Finanzämter 


1. Elbing 4. Roſenberg (Weſtpr) 


2. Marienburg (Weſtpr) 5. Stuhm 

3, Marienwerder 
e) Oberfinanzbezirk Poſen 

Hauptzoll⸗ 
Finanzämter ämter 

1. Birnbaum 20. Neutomiſchel 1. Poſen 
2. Gneſen 21. Neſſau 2. Wongrowitz 
8. Gojtynin 22. Obornik 3. Hohenſalza 
4. Hohenſalza 28. Oſtrowo 4. Gneſen 
5. Jarotſchin 24 1 5. Liſſa 
6. Kaliſch 25. Poſen⸗Oſt 6. Kaliſch 
7. Kempen 26. Poſen⸗Weſt 7. Lodſch 
8. Kolmar 27. Poſen⸗Land 8. Kutno ee 
9. Konin 28. Rawitſch 9. Lodſch (Grenze) 
10. Krotoſchin 29. Samter 10. Laſk (Grenze) 
11. Kutno 80. Scharnikau 
12. Leczyca 81. Schrimm 
18. Leslau 32. Sieradſch 
14. Liſſa 33. Turek 
15. Lodſch⸗Mitte 84. Wartbrücken 
16. Lodſch⸗Nord 35. Wielun 
17. Lodſch⸗Süd 86. Wollſtein 
18. Lodſch⸗Oſt 87. Wongrowitz 

und Land 38. Znin 


19. Mogilno 
d) Oberfinanzbezirk Troppau 


Hauptzoll⸗ 
Finanzämter ämter 
1. Auſchwitz 13. Myslowitz 1. Lublinitz 
2. Bendzin 14. Nikolai (Grenze) 
3. Bielitz 15. Olkuſch 2. Kattowitz 
4. Bismarckhütte 16. Pleß (Grenze 
5. Chrzanow 17. Rybnik 8. Bielitz bees 
6. Freiſtadt 18. Saybuſch 4. Jablunkau 
7. Kattowitz⸗Stadt 19. Sosnowitz (Grenze) 
8. Kattowitz⸗Land 20. Tarnowitz 
9. Königshütte 21. Teſchen 
10. Laurahütte 22. Wadowice 
11. Loslau 23. Zawiercie 


12. Lublinitz 


Auch hier kann es ſich nur um eine vorläufige Ein⸗ 
teilung handeln. Sie wird durch eine endgültige erſetzt wer⸗ 
den, ſobald die Bezirke der inneren Verwaltung endgültig 
abgegrenzt ſind. 


10. Einführung von neuem Recht 


Die entſcheidende Grundlage für die Ein⸗ 
führung von Reichs recht in den Oſtgebieten 
bilden $ 8 des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Oſtgebiete vom 8. Oktober 
1939 (RG BI I S. 2042, RStBl S. 1045) und 8 A Abſatz 3 
des Geſetzes über die Wiedervereinigung der Freien Stadt 
Danzig mit dem Deutſchen Reich vom 1. September 1939 
(RGBl I S. 1547, RStBBl S. 961). 

Reichsgeſetze und Verordnungen des Miniſterrats 
für die Reichs verteidigung, die nach dem 
1. September 1939 verkündet werden, gelten für das 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzigohne wei⸗ 
teres. Sie gelten nicht, wenn ihre Inkraftſetzung für 
oteſes Gebiet ausdrücklich vorbehalten iſt (Hinweis auf 8 1 
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der Erſten Verordnung zum Geſetz über die Wiedervereini⸗ 

gung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutſchen Reich 

vom 12. September 1939 (RGBl I S. 1759, RStBl S. 998). 
Inzwiſchen hat der Reichsminiſter der Finanzen die fol⸗ 

genden ſteuerlichen Verordnungen zur Einführung von 

Reichsrecht in den eingegliederten Oſtgebieten erlaſſen: 

a) Erſte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 23. September 1939 (RGBI I S. 1936, RStBl 
S. 1014). 

Durch dieſe Verordnung ſind ab 1. Oktober 1939 die 
Reichsabgabenordnung, das Steuer⸗ 
anpaſſungsgeſetz, das Steuerſäumnis⸗ 
geſetz mit den ſpäteren Anderungen und die Durch⸗ 
führungsvorſchriften eingeführt worden; 

b) Zweite Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 

Vorſchriften im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 

e 26. September 1939 (RGHBl S. 2001, RStBl 

il 2 
Durch dieſe Verordnung iſt das Erbſchaft⸗ 
ſteuergeſetz in der jetzt gültigen Faſſung mit den 

Durchführungsvorſchriften in Danzig eingeführt worden. 

Das Erbſchaftſteuergeſetz gilt für Erwerbe, für die 
die Steuerſchuld nach dem 31. Auguſt 1939 entſtanden iſt 
oder entſteht; 

Dritte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 

ſchriften im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 

vom 25. Oktober 1939 (RG Bl J S. 2106, RStBl ©. 1078). 

Durch dieſe Verordnung ſind in Danzig die Vor⸗ 
ſchriften über die Reichsfluchtſteuer vom 8. De- 
buen 1931 und ihre ſpäteren Abänderungen eingeführt 
worden; 


Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 19. Ok- 
tober 1939 (RStehl S. 1091). 

Dieſer bringt das Inkrafttreten des Bürger⸗ 
ſteuergeſetzes in Danzig ab 1. Januar 1940; 
Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchrif⸗ 
ten in den eingegliederten Oſtgebieten vom 18. November 
1939 (RGBI I S. 2258, RStBl S. 1125). 

Durch dieſe Verordnung ſind in den Oſtgebieten, 
ſoweit ſie nicht bereits früher eingeführt wurden, die fol⸗ 
1 Geſetze uſw. am 20. November 1939 in Kraft 
getreten: 


1. das Zollgeſetz vom 20. März 1939 (RGBl 1 
S. 529) 


2. das Geſetz über die Vergütung des Kakao ⸗ 
zolls bei der Ausfuhr von Kakaowaren in der 
Faſſung vom 4. Juli 1939 (RGBl I S. 1100), 

.das Tabakſteuergeſetz in der Faſſung vom 
4. April 1939 (RGBI I S. 721), 

„das Zuckerſteuergeſetz in der Faſſung vom 
26. September 1938 (RG BI I ©. 1251), 

das Salzſteuergeſetz in der Faſſung vom 
23. Dezember 1938 (RG Bl I S. 1969), 

6. das Bierſteuergeſetz vom 28. März 1931 

9 I ©. 110), 21. Dezember 1938 (RGBl I 


.1897), 
7. das Leuchtmittelſteuergeſetz in der Faſ⸗ 
jung vom 6. Dezember 1988 (RGBl I S. 1726), 
8. das Spielkartenſteuergeſetz in der Faſ⸗ 
fung vom 25. Auguſt 1939 (RGBl J S. 1529), 
9. das Süßſtoffgeſetz vom 1. Februar 1939 
(RGB 1 S. 111), 

10. das Mineral ölſteuergeſetz in der Faſſung 
vom 22. März 1939 (RGBl I S. 566) mit den durch 
die Verordnung vom 5. September 1939 (RGBl 1 
S. 1687) eingetretenen Anderungen, 

11. die Fettſteuerverordnung in der Faſſung 
vom 24. Februar 1939 (RGBl 1 ©. 387), 

12. das Schlachtſteuergeſetz vom 24. März 1934 
(RGBl I S. 238) mit den durch die Verordnung 
vom 21. März 1935 (RGBl I S. 391) eingetretenen 
Anderungen, 

13. das Umſatzſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 
(RGBl 1 S. 942), 
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14. die 88 6 bis 10 und 12 der Kriegswirt⸗ 
ſchafts verordnung vom 4. September 1939 
(RGBl 1 S. 1609) über den Kriegszuſchlag 
auf Bier, Tabakwaren und Schaum⸗ 
wein, 

15. die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (RGBI I S. 161), das Steueranpaſ⸗ 
ſungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl I 
S. 925) und das Steuerſäumnisgeſetz vom 
24. Dezember 1934 (RGB I S. 1271) mit den ſpä⸗ 
teren Anderungen, 

16. die Beſtimmungen, die zur Durchführung der in den 
Ziffern 1 bis 15 genannten Geſetze und Verordnun⸗ 
gen ergangen ſind, 

17. die Verordnung über den Bezug von 
Kraftſpiritus vom 12. April 1939 (RGBI I 
S. 802) mit den durch die Verordnungen vom 
27. Juni 1939 (RG BI 1 S. 1060) und vom 19. Sep⸗ 
tember 1939 (RGBl I S. 1852) eingetretenen Ande⸗ 
rungen. 

Die Verordnung zur Einführung der Verkehr⸗ 
ſteuern ab 1. Januar 1940 wird zurzeit vorbereitet. 


11. Deviſenbewirtſchaftung 

Auch für den Bereich der Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung ſind die erforderlichen organiſatoriſchen Maßnahmen 
getroffen worden. Die Deviſenſtellen unterſtehen in 
ſachlicher und perſönlicher Hinſicht dem Reichswirtſchafts⸗ 
minifter. Sie find in der örtlichen Stufe den Ober ⸗ 
finanzpräſidenten angeſchloſſen. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter hat am 17. November 1939 im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen und dem 
Reichsminiſter des Innern die Bekanntmachung 
über die Durchführung der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung in den in das deutſche Reichs⸗ 
gebiet eingegliederten Oſtgebieten ein- 
ſchließlich des Gebiets der bisherigen 
Freien Stadt Danzig erlaſſen (RS S. 1132). 
Die Bezirke der Deviſenſtellen Danzig und Poſen erſtrecken 
ſich hiernach wie die Oberfinanzbezirke auf die Gebiete der 
Reichsgaue Danzig⸗Weſtpreußen und Poſen. Der Bezirk 
der Deviſenſtelle Königsberg (Pr) iſt um die in die Provinz 
Oſtpreußen und der Bezirk der Deviſenſtelle Troppau um 
die in die Provinz Schleſien eingegliederten Oſtgebiete er⸗ 
weitert worden. 


12. Das Generalgouvernement 

Der Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die 
Verwaltung der beſetzten polniſchen Gebiete vom 12. Oktober 
1939 (RGBI I S. 2077) errichtet die Behörde des Gene⸗ 
ralgouverneurs. Er hat ſeinen Sitz in Krakau. Er 
iſt zuſtändig für die beſetzten polniſchen Gebiete, ſoweit ſie 
nicht in das Deutſche Reich eingegliedert ſind. 

Der Generalgouverneur unterſteht dem Führer un⸗ 
1 Ihm ſind ſämtliche Verwaltungszweige zuge⸗ 
wieſen. 

Der Generalgouverneur hat ſeine Behörde in Abtei⸗ 
lungen gegliedert. Eine davon iſt die Abteilung „Finan⸗ 
zen“. An der Spitze dieſer Abteilung ſteht ein der Reichs⸗ 
finanzverwaltung angehöriger Finanzpräſident. Er bearbei⸗ 
tet alle mit dem Finanzweſen zuſammenhängenden Fragen, 
3. B. Haushaltsangelegenheiten, Steuerfragen und Zoll⸗ 
fragen. Ihm ſtehen ein Finanzpräſident als ſtändiger Ver⸗ 
treter und ein Stab von Mitarbeitern, die ebenfalls der 
Reichsfinanzverwaltung angehören, zur Verfügung. 

Unter dem Generalgouverneur ſtehen vier Gouverneure. 
Sie haben ihren Sitz in Krakau, Lublin, Radom und War⸗ 
ſchau. Auch bei ihnen ſind für die Bearbeitung von Finanz⸗ 
fragen Beamte der Reichsfinanzverwaltung tätig. 


Die Reichsfinanzverwaltung hat in kürzeſter Zeit die 
erſten grundlegenden Aufbauarbeiten in den neuen Oſt⸗ 
gebieten durchgeführt. Der bisherige Erfolg iſt den Män⸗ 
nern zu danken, die unter dem Einſatz ihrer ganzen Kraft 
und unter ſchwierigſten Verhältniſſen unentwegt ihre 
Pflicht getan haben. Viel Arbeit iſt noch zu bewältigen. 
Auch fie wird geleiſtet werden zum Wohl des Ganzen! 
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Ausschließung und Ablehnung im Steuerrecht 


Von Regierungsrat Dr. Grober, Leiter der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 


1. Allgemeines, 
2. Ausſchließung, 


1. Allgemeines 


Gewiſſe Umſtände erfordern, daß ein Amtsträger, der 
an ſich zur Mitwirkung in einer Steuerſache berufen wäre, 
in beſtimmten Fällen ſich einer Mitwirkung enthalten 
ſoll oder kann. Dieſe Fälle find in den 88 67 bis 70 AO 
geregelt. 

Der Zweck dieſer Beſtimmungen iſt, etwaiges Miß ⸗ 
trauen von Volksgenoſſen gegen die Unparteilich⸗ 
keit der Finanzbehörden zu vermeiden und die mit Steuer⸗ 
angelegenheiten befaßten Amtsträger vor Gewiſſens⸗ 
konflikten zu bewahren. 

Der Begriff des Amtsträgers iſt im § 22 Abſ. 3 AO 
klargeſtellt. Er umfaßt nicht nur die Beamten, ſondern 
jede Perſon, die, ohne Beamter zu ſein, dazu berufen iſt, 
obrigkeitliche Aufgaben wahrzunehmen. Er umfaßt alſo 
auch die Angeſtellten, die Beirats mitglieder 
(§ 37 Abſ. 1 AO) und die ehrenamtlichen Mit- 
glieder der Finanzgerichte. 

Die Beſchränkung der Mitwirkung gilt allgemein für 
alle Steuerſachen. Sie erſtreckt ſich demgemäß auf alle 
Arten ſteuerlicher Angelegenheiten, auf das Steueraufſichts⸗ 
verfahren, das Ermittlungsverfahren, das Feſtſetzungsver⸗ 
fahren, das Rechtsmittelverfahren, das Beitreibungsver⸗ 
fahren und das Verwaltungsſtrafverfahren (wegen des 
letzteren Hinweis auf Abſchnitt 4). 

Wir unterſcheiden zwiſchen Ausſchließung und 
Ablehnung, und zwar je nachdem, ob das Geſetz 
ſelbſt die Mitwirkung unterſagt (Ausſchließung) oder 
nur die Möglichkeit gibt, die Mitwirkung eines Amts⸗ 
trägers zu verhindern. 


2. Ausſchließung 


a) Mitwirkung bei 
ſcheidung 

Den wichtigſten Fall der Ausſchließung enthält § 67 
Abſ. 1 Ziffer 5. Dieſer Beſtimmung gemäß ſoll in einer 
Steuerſache, abgeſehen vom Einſpruch, nicht mitwirken, wer 
bei einer angefochtenen Entſcheidung oder 
Rechtsmittelentſcheidung mitgewirkt hat. 

Unter dem Begriff der Mitwirkung iſt nicht 
jede frühere oder ſpätere Mitwirkung ſchlechthin zu ver⸗ 
ftehen. Zweck dieſer Vorſchrift iſt, zu verhindern, daß der⸗ 
ſelbe Amtsträger in derſelben Sache mehrmals 
eine Entſcheidung trifft. Das Verbot ſtellt es alſo auf eine 
Mitwirkung bei der Entſcheidung ab. 

Eine Mitwirkung im Sinn dieſer Vorſchrift liegt daher 
nur vor, wenn diejenige Perſon, die an der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung verantwortlich mitgewirkt hat, auch zur 
verantwortlichen Entſcheidung im Rechtsmittelver⸗ 
fahren berufen wird (RStBl 1932 ©. 863 Nr. 881, RStBl 
1937 S. 1143 Nr. 882). Abgeſehen von den Fällen der Ab⸗ 
ſtimmung iſt unter der verantwortlichen Mitwirkung die 
verantwortliche Zeichnung zu verſtehen. 

Eine nur vorbereitende Tätigkeit, z. B. der 
Entwurf einer Entſcheidung durch den Bezirksbearbeiter, iſt 
noch keine Mitwirkung. Eine nur vorbereitende Tätigkeit 
iſt auch die Betriebsprüfung. Hat ein Betriebs⸗ 
prüfer ſchon im Ermittlungs verfahren eine Betriebs⸗ 
prüfung vorgenommen, ſo hindert das nicht, daß er im 
Rechtsmittel verfahren tätig wird. Um eine vorberei⸗ 
tende Tätigkeit handelt es ſich auch bei einer Beweis⸗ 
aufnahme für eine Rechtsmittelentſcheidung. Hat ein 
Beamter eine angefochtene Entſcheidung erlaſſen, ſo kann er 
trotzdem ſpäter eine Beweisaufnahme, die im Rechtsmittel⸗ 
verfahren über dieſe Entſcheidung erforderlich wird, durch— 


einer früheren Ent⸗ 


3. Ablehnung. 
4. Ausſchließung und Ablehnung im Steuerſtrafverfahren. 


führen (RStBl 1932 S. 863 Nr. 881 unter Aufgabe der 
früheren entgegengeſetzten Meinung in RFH 20/127). Die 
hei Meinung wurde den Bedürfniſſen der Praxis nicht 
gerecht. 

Auch eine nur mittelbare Mitwirkung iſt un⸗ 
erheblich. Eine ſolche liegt vor, wenn ein Beamter des 
Oberfinanzpräſidiums in das Steuerermitt⸗ 
lungsverfahren eingreift, eine Unterſuchung gegen den 
Pflichtigen durchführt, das Finanzamt anweiſt, die Steuer 
feſtzuſetzen und einen Steuerbeſcheid zu erlaſſen, oder 
ſonſtige Anweiſungen an das untergeordnete Finanzamt im 
Ermittlungs- oder Feſtſetzungsverfahren erteilt. Eine ſolche 
Tätigkeit iſt nur mittelbar. Sie hindert nicht, daß der 
Beamte, der in dieſer Weiſe ſchon in einer Sache tätig ge⸗ 
worden iſt, auch die Rechtsmittelentſcheidung er⸗ 
läßt (RF H 17/254, Mrozek R. 4 zu $ 67 AO). Es bleibt 
ihm jedoch unbenommen, ſich & 69 AO gemäß für befan- 
gen zu erklären. 

Anders liegt dagegen der Fall, wenn ein beim Ober⸗ 
finanzpräſidium tätiger Beamter, der früher Finanz⸗ 
amtsvorſteher war, zu einer Rechtsmittelentſcheidung 
in einer Sache berufen iſt, die an dem früher von ihm ge- 
leiteten Finanzamt während ſeiner dortigen Amtszeit be- 
handelt worden iſt. Es macht hier keinen Unterſchied, ob 
die Entſcheidung des Finanzamts unter feiner un mittel⸗ 
baren Mitwirkung zuſtande gekommen iſt oder nicht. Hier 
iſt die Tatſache entſcheidend, daß ein Finanzamtsvorſteher 
weiſunggebend iſt und damit jede Maßnahme des 
Finanzamts, wenn nicht unmittelbar, ſo doch mindeſtens 
mittelbar, entſcheidend beeinflußt. Jede Ent- 
ſcheidung ergeht in ſeinem Auftrag. Ein Beamter 
kann daher an den Sachen, die an dem früher von ihm 
geleiteten Finanzamt während ſeiner dortigen Amtszeit be⸗ 
handelt worden ſind, beim Oberfinanzpräſidium nicht ent⸗ 
ſcheidend mitwirken (RStBl 1934 S. 834 Nr. 740). 

Eine frühere Mitwirkung liegt auch dann vor, wenn 
ein Beamter zwar nicht bei der angefochtenen Rechtsmittel⸗ 
entſcheidung, wohl aber bei der zugrunde liegenden Ver⸗ 
anlagung mitgewirkt hat. Hier kann er bei der weiteren 
Rechtsmittelentſcheidung nicht noch einmal mitwirken. 
Andernfalls würde der Zweck der Vorſchrift, eine wieder⸗ 
holte Entſcheidung desſelben Beamten zu unterbinden, ver⸗ 
eitelt (RStBl 1937 S. 1143 Nr. 882). Dasſelbe gilt für 
die Fälle der Anderung und Berichtigung eines 
Beſcheids (88 94, 222 AO). Sowohl der Erlaß des ur⸗ 
ſprünglichen als auch des neuen Beſcheids ſchließt die Mög⸗ 
lichkeit aus, bei der Anfechtung des Beſcheids eine Rechts⸗ 
mittelentſcheidung zu erlaſſen, ſoweit es ſich nicht um eine 
Einſpruchsentſcheidung handelt. 


Der Reichsfinanzhof kann, wenn er ein Urteil aufhebt, 
die Sache § 296 Abſ. 3 AO gemäß an eine der Vorinſtanzen 
zur erneuten Entſcheidung zurückweiſen. Geſchieht 
das, ſo ſind in einem ſolchen Fall die Beamten, die an der 
aufgehobenen Entſcheidung mitgewirkt haben, von der er⸗ 
neuten Mitwirkung nicht ausgeſchloſſen; denn 
dann handelt es ſich nicht mehr um eine Mitwirkung bei 
einer Entſcheidung über eine angefochtene Entſcheidung, 
ſondern um eine neue Entſcheidung, gegen die das wei⸗ 
tere Rechtsmittelverfahren erneut gegeben iſt (Mrozek 
R. 5 zu SAT AO a. F.). 

b) Die übrigen Fälle 

Es ſoll jemand nicht tätig werden, wenn er ſelbſt 
beteiligt iſt (§ 67 Abſ. 1 Ziffer 1). Als beteiligt iſt 
hier nur diejenige Perſon anzuſehen, deren perſönliche 
Belange von der Handlung oder Entſcheidung unmittelbar 
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betroffen werden, bei einer Steuerfeſtſetzung alſo der 
Steuerſchuldner oder ein Haftender. Dabei iſt auch eine 
rein vorbereitende Tätigkeit unſtatthaft. Eine nur allge⸗ 
meine Intereſſen berührung iſt ohne Be⸗ 
deutung. Das iſt z. B. der Fall, wenn in Gegenwart 
eines Beiratsmitglieds, das Gewerbetreibender iſt, die Ver⸗ 
anlagungen von Angehörigen ſeines Gewerbezweigs 
beraten und dabei auch Fragen dieſes Gewerbe⸗ 
z weigs erörtert werden. 

Das Geſetz ſchließt einen Amtsträger von ſeiner Tätig⸗ 
keit aus, wenn ein Angehöriger beteiligt iſt (8 67 
Abſ. 1 Ziffer 2). Der Begriff des Angehörigen iſt im § 10 
StAnp®& feſtgelegt. Ein Veranlagungsbeamter ſoll nicht 
einen Angehörigen veranlagen, ein Vollziehungsbeamter 
nicht gegen einen Angehörigen vollſtrecken, ein Betriebs⸗ 
prüfer nicht den Betrieb eines Angehörigen prüfen. 

Ausgeſchloſſen iſt weiter, wer für einen Beteiligten als 
geſetzlicher Vertreter oder Bevollmächtig⸗ 
ter aufzutreten berechtigt iſt (§ 67 Abſ. 1 Ziffer 3). Ein 
Vormund ſoll alſo nicht in einer Steuerſache gegenüber 
feinem Mündel tätig werden. Auch der Kreis der Ver- 
mögensverwalter fällt unter dieſe Beſtimmung. 

Auch ein Beamter oder Angeſtellter eines 
Beteiligten iſt von der Mitwirkung ausgeſchloſſen 
(8 67 Abſ. 1 Ziffer 4). Ein Bürgermeiſter darf alſo bei der 
Beratung über die Veranlagung ſeiner Gemeinde nicht 
mitwirken. Dagegen iſt das Finanzamt kein Betei⸗ 
ligter im Sinn dieſer Beſtimmung, im Gegenſatz zu dem 
verfahrensrechtlichen Begriff der Beteiligung (88 266 und 
287 AD). Ein Beamter eines Finanzamts, deſſen Entſchei⸗ 
dung angefochten iſt, iſt daher auch nach dieſer Vorſchrift 
nicht gehindert, in einem Rechtsmittelverfahren weitere 
ee (z. B. Beweisaufnahmen) vorzunehmen (RF 


c) Folgen der Nichtbeachtung 

Die Vorſchriften über die Ausſchließung ſind zwar nur 
Sollvorſchriften. Für den davon betroffenen Amts⸗ 
träger ſind ſie jedoch bindend. Ein Beamter, der gegen 
ſie verſtößt, macht ſich daher einer Amtspflichtver⸗ 
letzung ſchuldig. 

Die Nichtbeachtung macht 8 68 AO gemäß zwar die 
Handlung der Finanzbehörde nicht ohne weiteres unwirk⸗ 
ſam. Eine Entſcheidung, die unter Verletzung dieſer Vor⸗ 
ſchriften ergangen iſt, kann daher nicht unter Bezugnahme 
auf eine Verletzung des § 67 AD von der Behörde geändert 
werden. Die Entſcheidung enthält jedoch einen weſentlichen 
Verfahrensmangel (RF 20/127, RStBl 1932 
S. 863 Nr. 881). 


3. Ablehnung 


Eine Ablehnung eines Amtsträgers wegen Befan- 
genheit durch eine Partei gibt es in Steuerſachen nicht 
(Ry 23/138 Mrozek R. 1 zu § 49 AO a. F. und R. 3 zu 
$ 67 AD). Das gilt auch für ehrenamtlich tätige Amts⸗ 
träger. Ein Recht auf Ablehnung hat der Steuerpflichtige 
nicht. Ein diesbezüglicher Antrag hat daher lediglich die 


Bedeutung einer Anregung. Seine Nichtbeachtung ſtellt 
keinen Verfahrensmangel dar. 

Dagegen fieht das Geſetz die Möglichkeit der Selbft- 
ablehnung vor. Ein Amtsträger kann ſich der Aus⸗ 
übung ſeines Amtes wegen Befangenheit enthalten, bedarf 
dazu aber der Zuſtimmung der im § 69 AD bezeichneten 
Dienſtſtelle. Die Prüfung der Frage der Befangenheit liegt 
demgemäß zunächſt ausſchließlich im pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen des davon betroffenen Amtsträgers. 


Nur in einem Fall iſt die Ablehnung eines Amts⸗ 
trägers durch den Steuerpflichtigen möglich. Beirats ⸗ 
mitglieder können zur Wahrung von Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſen abgelehnt werden, 
wenn ſie ein gleiches oder ähnliches Geſchäft betreiben wie 
der Steuerpflichtige oder bei einer Geſellſchaft beteiligt oder 
angeſtellt ſind, bei der das der Fall iſt, und die ſteuerlichen 
Verhältniſſe des Pflichtigen nicht ohne Offenbarung eines 
ſolchen Geheimniſſes dargelegt werden können (8 70 AD). 
Auch hier iſt zur Ablehnung die Entſcheidung des Finanz⸗ 
amts erforderlich. Die Entſcheidung iſt endgültig und da⸗ 
mit einer Nachprüfung im Rechtsmittelverfahren entzogen. 

Das Geſetz ſieht im übrigen aus demſelben Grund 
unter beſtimmten Vorausſetzungen auch die Möglichkeit der 
Ablehnung eines Sachverſtändigen durch den Pflich⸗ 
tigen vor. Die Finanzämter können 8 206 AO gemäß im 
Steuerermittlungsverfahren Sachverſtändige und gewiſſe 
andere Hilfsperſonen hinzuziehen. Der Pflichtige kann den 
vom Finanzamt beauftragten Sachverſtändigen ablehnen, 
wenn er von deſſen Tätigkeit die Verletzung eines Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes oder Schaden für ſeine geſchäft⸗ 
liche Tätigkeit befürchtet. Wird ſeinem Ablehnungsantrag 
nicht ſtattgegeben, ſo kann er beantragen, die Prüfung auf 
ſeine Koſten durch beſondere Sachverſtändige vornehmen zu 
laſſen. Einigt man ſich nicht, ſo entſcheidet der Oberfinanz⸗ 
präſident endgültig. Das Ablehnungsrecht beſteht jedoch nur, 
ſoweit das Finanzamt überhaupt zur Mitteilung des 
Namens des von ihm beauftragten Sachverſtändigen ver⸗ 
pflichtet iſt. Das iſt — entgegen dem Wortlaut des § 206 
Abſ. 2 AO — nur in den Fällen erforderlich, in denen der 
Sachverſtändige vollen Einblick in die Verhältniſſe des 
Steuerpflichtigen erhält (RF 11/201). Dasſelbe gilt für 
das Rechtsmittelverfahren. 


4. Ausſchließung und Ablehnung im Steuerſtrafperfahren 


Die Vorſchriften über Ausſchließung und Ablehnung 
gelten auch für das Verwaltungsſtraf verfahren. 
Die Strafprozeßordnung gilt für das Verwaltungsſtrafver⸗ 
fahren 8 420 AD gemäß nur, ſoweit die Steuergeſetze nichts 
Abweichendes vorſchreiben. Ein Beſchuldigter kann alſo 
— anders als im Strafprozeß — einen Beamten der Reichs⸗ 
finanzverwaltung nicht wegen Befangenheit ablehnen. 

Im gerichtlichen Strafverfahren gelten die 
Vorſchriften der Strafprozeßordnung (88 22 und 
folgende). In dieſem ſteht auch dem Finanzamt das Recht 
auf Ablehnung von Gerichtsperſonen zu (88 467 und 472 
AO, 88 397 und 24 Abſ. 3 StppO). 


Die Prüfung der Zahlungstähigkeit (Liquiditäts prüfung) 


Von Regierungsrat Dr. Jähnke, Lehrer an der Reichsfinanzschule Berlin 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Zweck und Weſen der Prüfung, 

3. Prüfung und Bewertung der Bilanzpoſten, 
4. Abwandlung der Bilanz zum Status, 


1. Einführung 

Die Hauptaufgabe der Betriebsprüfung beſteht 
in der Feſtſtellung der Beſteuerungs grundlagen. 
Daneben hat ſie noch manche Sonderaufgaben. Eine 
dieſer Sonderaufgaben ift die Prüfung der Zahlungs⸗ 
fähigkeit der Steuerpflichtigen. Die Be⸗ 


5. Gliederung innerhalb des Status, 

6. Prüfungsbeiſpiel aus der Praxis, 

7. Bilanzmäßige und tatſächliche Zahlungs⸗ 
fähigkeit. 


triebsprüfung hat es meiſtens mit der Begutachtung der 
Zahlungsfähigkeit der Betriebe zu tun. 
Die Prüfungen werden veranlaßt: 


1. durch Anträge auf Stundung oder Erlaß von 
Steuern, 
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2, durch Anträge auf Gewährung von Stundung, 
Zahlungsaufſchub oder Erlaß bei Zöllen und 
Verbrauchſteuern. 


Auch bei Betrieben, die einen derartigen Antrag ſelbſt 
nicht geſtellt haben, kann eine Prüfung der Zahlungs⸗ 
fähigkeit in Betracht kommen, z. B. wenn eine Bank gegen⸗ 
über dem Hauptzollamt die Bürgſchaft zur Sicherung 
eines Zollaufſchubs übernehmen ſoll oder übernommen hat. 


2. Zweck und Weſen der Prüfung 


Die Prüfung der Zahlungsfähigkeit hat den Zweck, 
Unterlagen für die Bearbeitung der im Abſchnitt 1 
bezeichneten Fälle zu beſchaffen. Es iſt feſtzuſtellen, ob die 
Stundungsanträge oder die Erlaßanträge begründet 
ſind, d. h. ob der Antragſteller auch bei Zurückſtellung nicht 
dringlicher privater Belange nicht zahlen kann, ohne 
den Fortbeſtand ſeines Betriebs zu gefähr⸗ 
den, oder ob er nur nicht zahlen will. Es iſt weiter zu 
prüfen, ob der Betrieb geſund iſt und ob und welche 
Sicherheiten vorhanden ſind, damit bei Gewährung 
von Stundung oder Aufſchub die Anſprüche des 
Reichs nicht geſchmälert werden. Es iſt den 
Urſachen der mangelhaften Zahlungsbereitſchaft nachzu⸗ 
gehen, und es find die Mittel und Wege zu deren Be⸗ 
hebung zu prüfen und gegebenenfalls Zahlungs vor⸗ 
ſchläge zu unterbreiten. 


Die Betriebsprüfungen zur Begutachtung der Zah⸗ 
lungsfähigkeit werden allgemein „Liquiditätsprü⸗ 
fungen“ genannt. „Liquidität“ (Flüſſigkeit) iſt eine 
Eigenſchaft der Beſitzteile. Ob der Betrieb „liquide“ 
(flüſſig), d. h. jederzeit zahlungsfähig iſt, hängt von der 
Art der vorhandenen Mittel und der Höhe und 
der Dringlichkeit der Schulden ab. Durch Gegen⸗ 
überſtellung der vorhandenen Mittel und der Schul⸗ 
den ergibt ſich der Grad der Zahlungsfähigkeit oder Zah⸗ 
lungsbereitſchaft. 


Die Beſitzpoſten ſind nicht gleich flüſſig, 
und die Schuldpoſten ſind regelmäßig zu verſchie⸗ 
denen Zeitpunkten fällig. 


Die erſte Aufgabe der Betriebsprüfung beſteht 
deshalb darin, die Beſitzpoſten nach ihrer Flüſſigkeit 
und die Schuldpoſten nach der Fälligkeit zuordnen. 
Das geſchieht in der Form eines beſonderen „Status“ (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitte 4 bis 6). „Status“ iſt eine Zu⸗ 
ſammenſtellung aller Beſitzpoſten und Schuldpoſten 
für einen beſtimmten Zeitpunkt ohne Bücherabſchluß. 
Der Status wird meiſt ohne genaue Beſtandsauf⸗ 
nahmen und ohne Bindung an frühere Bi⸗ 
lanzen aufgeſtellt. Er knüpft grundſätzlich nicht 
an die Werte der Vergangenheit an, ſondern iſt 
auf den Werten im Zeitpunkt feiner Aufſtel⸗ 
lung aufgebaut. In vielen Fällen (3. B. bei der laufenden 
überwachung des Zollaufſchubs und der langfriſtigen Stun⸗ 
dungen) kann der Status aus der letzten Bilanz ab- 
geleitet werden, wenn der Bilanztag nicht lange Zeit zurück⸗ 
liegt, und wenn ſich die Verhältniſſe nicht weſent⸗ 
lich geändert haben. Ergeben ſich aber Bedenken 
in die künftige Zahlungsfähigkeit des Betriebs oder hat ein 
Betrieb einen Antrag auf Aufſchub, Stundung oder Erlaß 
fälliger oder rückſtändiger Steuern mit mangelnder Zah⸗ 
lungsbereitſchaft begründet, wird regelmäßig ein 
Status für den Prüfungstag oder für den Tag der 
letzten Monatsbilanz erforderlich ſein. 


3. Prüfung und Bewertung der Bilanzpoſten 


Vor Aufſtellung des Status ſind die Bilanzpoſten 
auf ihre Echtheit und auf ihre richtige Be⸗ 
wertung zu prüfen. 


Bei Betrieben, die ſich in Zahlungsſchwierigkeiten be- 
finden, find falſche Beſtandsaufnahmen Über ⸗ 
bewertungen der Beſitzteile und Unter⸗ 
bewertungen der Schulden nicht ſelten. Die 


Bilanzen werden „friſiert!:: Forderungen werden 
gegen Schulden aufgerechnet (ſaldiert); zwei⸗ 
felhafte Schuldner werden veranlaßt, Wechſel 
auszuſtellen; an Lieferer gegebene Schul d⸗ 
wechſel werden vom Liefererkonto nicht ab⸗ 
gebucht oder ſie werden gegen zweifelhafte Be⸗ 
ſitzwechſel aufgerechnet. Zur Verringerung 
der Bankſchulden werden die den Banken zur Siche⸗ 
rung abgetretenen Forderungen an Warenkunden von den 
Bankſchulden abgebucht oder Wechſel „in Penſion“ gegeben, 
d. h. vorübergehend diskontiert. — Solche Verſchie⸗ 
bungen von weniger flüſſigen Mitteln auf 
Konten, die an ſich als flüſſig gelten, und von 
Konten mit dringenden Schulden auf ſolche von ge- 
ringerer Dringlichkeit ſind ein beliebtes Mittel 
im Kreditbetrug. 


Es kommt vor, daß Pfänder, die der Betrieb als 
Sicherheit erhalten hat, neben den Forderun⸗ 
gen als eigene Beſitzpoſten erſcheinen. Im Kaſſen⸗ 
beſtand werden oft verfallene Geldſcheine oder 
ſonſtige Wertzeichen, Quittungen und Zettel über 
Entnahmen der Inhaber, über Lohn- und Gehaltvorſchüſſe 
uſw. als Bargeld ausgewieſen, oder es werden durch 
Fal ſchbuchungen hohe Kaſſenbeſtände vor⸗ 
getäuſcht. (Hinweis auf das Beiſpiel B, DStZ 1938 
Nr. 49 Seite 1158 [1198].) 


Bei der Bewertung der Bilanzpoſten kommt 
es auf den Anlaß und den Zweck der Prüfung (bloße 
Überwachung, Stundung) und auf die Verhältniſſe 
des einzelnen Falls an. Die Bewertung hängt da⸗ 
von ab, ob mit einer unveränderten Fortfüh⸗ 
rung des Betriebs gerechnet werden kann, oder ob der 
Betrieb eingeſchränkt oder aufgelöſt (liquidiert) 
werden muß. 


Bei Fortführung des Betriebs im 
gleichen Umfang ſind die Wirtſchaftsgüter grundſätzlich 
mit ihrem Teilwert anzuſetzen. Es beſtehen aber keine 
Bedenken, in dieſem Fall der Einfachheit halber 
die ſteuerlich richtigen Anſätze der Betriebsergebnis⸗ 
bilanz zu übernehmen. Das wird ſich ſchon deshalb 
empfehlen, weil bei der Prüfung der Wirtſchaftlich⸗ 
keit (Rentabilität) des Betriebs (Hinweis auf Abſchnitt 7) 
ohnehin von den Betriebsergebnisbilanzen 
auszugehen iſt. 


überzählige Wirtſchaftsgüter oder Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die bei einer Einſchränkung oder bei Auflöſung 
des Betriebs frei werden, find mit dem Einzelver- 
äußerungspreis („Verſilberungswert“) anzuſetzen. 


4. Abwandlung der Bilanz zum Status 


Der Status für die Beurteilung der Zahlungsfähigkeit 
ft nach anderen Geſichtspunkten aufzu⸗ 
ſtellen als die Betriebsergebnisbilanz. 


Beſitzteile, die unter Eigentums vorbehalt er- 
worben, die übereignet, verpfändet oder ge⸗ 
pfändet wurden, ſcheiden zunächſt aus. Sie ſind den 
durch ſie geſicherten Schuldpoſten beſonders gegenüberzu⸗ 
ſtellen. ÜUberſchüſſe find bei Abfaſſung des Geſamt⸗ 
Urteils über die Lage des Betriebs zu berückſichtigen. 


Forderungen aus Anzahlungen an Lie⸗ 
ferer verwandeln ſich regelmäßig nicht in Geld, ſondern 
in Waren. Sie ſind deshalb bei dem Poſten Vorräte 
aufzuführen. 


Anzahlungen von Warenkunden ſind 
Schulden. Sie erfordern aber regelmäßig keine 
flüſſigen Mittel. Die Anzahlungen werden am beſten gegen 
den Poſten Vorräte (ſichtbar) aufgerechnet. 


Echte Rückſtellungen und rückſtändige und 
ſpäter fällige Unkoſten führen zu Ausgaben. Sie zählen 
zu den (meiſt kurzfriſtigen) Verbindlichkeiten. 

Rückſtändige und ſpäter fällige Erträge 
haben Forderungscharakter. Sie ſind, je nach dem 
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Zeitpunkt ihres wahrſcheinlichen Eingangs, den 
flüſſigen Mitteln zweiter oder dritter Ordnung hinzu⸗ 
zurechnen. 


Wertberichtigungspoſten ſind nicht echte 
Schuldpoſten, ſondern bloße Rechnungsgrößen, 
die mit dem dazugehörigen Poſten der Gegenſeite aufzu⸗ 
rechnen find. Angemeſſene „Delkredere“⸗ 
beträge zum Beiſpiel find von den Forderungen, an⸗ 
gemeſſene „paſſive Abſchreibungen“ ſind von 
den betreffenden Anlagewerten abzuſetzen. Darüber 
hinausgehende Beträge ſind Rücklagen und damit Teile 
des Betriebs vermögens. 


Tranſitoriſche Poſten (tranſitoriſche Ein⸗ 
nahnten und tranſitoriſche Ausgaben) ſcheiden bei Auf⸗ 
ſtellung des Status aus. Sie führen nicht mehr zu 
Geldbewegungen, beeinfluſſen aber die künfti⸗ 
gen Einnahmen und Ausgaben. 


Es empfiehlt ſich, den Statusſummen die im 
Status nicht aufgenommenen oder die aufgerechneten Be⸗ 
träge wieder hinzuzuſetzen, um auf die Bilan zſummen 
zu kommen, wie ſie ſich aus der Vuchführung ergeben 
(Hinweis auf Abſchnitt 6). 


5. Gliederung des Status 


„Die Beſitzpoſten werden nach dem Grad ihrer 
Flüſſigkeit und die Schuldpoſten nach der 
Fälligkeit zu Gruppen zuſammengefaßt. Für die 
Beträge der einzelnen Gruppen werden die Hundertſätze 
von der Statusſumme errechnet. 


5. Die „Abſtufung der einzelnen Bilanzpoſten nach der 
Flüſſigkeit der Beſitzteile und nach der Dringlichkeit der 
Zahlungsverpflichtungen ft in den einzelnen 
Geſchäftszweigen verſchieden und mitunter 
ſchwierig. Es empfiehlt ſich, in Zweifelsfällen die Poſten 
auf mehrere Gruppen aufzuteilen. Im allgemei⸗ 
nen laſſen ſich die folgenden Gruppen bilden: 


J. Beſitzpoſten 
a) Mittel erſter Ordnung 


„Zu den Mitteln erſter Ordnung gehören die 
flüſſigen Beſitzpoſten und diejenigen, die leicht 
und ohne Einbuße flüſſig zu machen ſind. 


Beiſpiele: Geld, Schecke Reichsbankguthaben, Poſtſcheck⸗ 
guthaben, täglich fällige Guthaben bei Banken, reichsbank⸗ 
fähige Wechſel, börſengängige Wertpapiere, börſengängige 
Waren, aufrechenbare Forderungen (wenn ſie im Status 
nicht ſchon aufgerechnet wurden). 


b) Mittel zweiter Ordnung 


„Das find Wirtſchaftsgüter, die in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Friſt „ihre Käufer finden“ oder, 
wie die Warenforderungen, Wechſelforderungen uſw., in 
kurzer Zeit eingetrieben oder veräußert (dis⸗ 
kontiert) werden können. Trifft dies nicht in allen 
Fällen (3. B. bei den Forderungen oder bei den Vor⸗ 
räten) zu, ſo gehört ein durch Einzelfeſtſtellung 
oder durch Schätzung ermittelter Teil der Wirt⸗ 
ſchaftsgüter in die Gruppe c. 


Beiſpiele: Rohſtoffe, ein Teil der Fertigwaren, ein Teil 
der Halberzeugniſſe, ein Teil der Forderungen an Waren⸗ 
kunden, ſonſtige bald fällige Forderungen, unnotierte Wert⸗ 
papiere, nicht reichsbankfähige Wechſel mit kurzer Laufzeit, 
rückſtändige Erträge, bald fällige Erträge. 


c) Mittel dritter Ordnung 


Die Mittel dritter Ordnung ſind die lang⸗ 
ſam und oft nur mit Verluſt flüſſig zu machenden 
Beſitzpoſten. 


Beiſpiele: Ein Teil der Fertigwaren, Halberzeugniſſe mit 
längerer Fertigungsdauer, Forderungen an Warenkunden 
mit längerem Zahlungsziel, Beteiligungen, Hypotheken, 
Darlehnsforderungen. 


Auch überzählige Teile der beweglichen Be⸗ 
triebseinrichtungsgegenſtände, der Geſchäftseinrichtungs⸗ 
gegenſtände und der Kontorbedarfsgegenſtände, z. B 
Kraftwagen, Schreibmaſchinen, Geſpanne, Verpackungs⸗ 
material, Altmaterial können dazugehören. 


d) Mittel vierter Ordnung 


Die Mittel vierter Ordnung ſind die Bilanz⸗ 
poſten, die die Grundlage des Betriebs bilden, 
die dazu beſtimmt ſind, dem Betrieb dauernd zu 
dienen und die ohne erhebliche Schädigung 
des Betriebs nicht veräußert werden können. Sie 
ſcheiden für die Zahlungsbereitſchaft an ſich aus. Wenn 
ſie in den Status aufgenommen werden, ſo deshalb, um 
ihren Betrag mit dem Betriebsvermögen in Be⸗ 
ziehung zu ſetzen. Nach einer alten Fauſtregel ſoll 
das Betriebsvermögen (Eigenkapital) im allgemeinen 
mindeſtens das Anlagevermögen decken. 


. Shuldpoften 
a) Schulden erſter Ordnung 


Zu den Schulden erfter Ordnung gehören die 
fälligen und die ſpäteſtens innerhalb 
Monatsfriſt fälligen Zahlungen. 


Beiſpiele: Rückſtändige und bald fällige Unkoſten 
(Steuern, Zinſen, Löhne, Gebühren und Beiträge), ein Teil 
der Wechſelſchulden, ein Teil der Warenſchulden. 


Die Bezeichnung „kurzfriſtige Schulden“ iſt 
hier irreführend. Man verſteht darunter Schulden 
mit einer Laufzeit bis zu drei Monaten. Die Zuſam⸗ 
menfaſſung derartiger Schulden mit den ſofort 
fälligen Schulden verwiſcht das Bild von der 
Zahlungsfähigkeit des Betriebs. 


b) Schulden zweiter Ordnung 


Hierher gehören die Schulden, die in den nächſten 
zwei bis vier Monaten fällig werden. 


Beiſpiele: Ein Teil der Wechſelſchulden, Bankſchulden 
gegen Sicherheit, ein Teil der Warenſchulden, Rückſtellungen. 


e) Schulden dritter Ordnung 


Es handelt ſich um die Schulden mit längerer, 
meiſt feſtſtehender Laufzeit oder mit längerer 
Kündigungsfriſt, um Schulden, mit deren plötzlicher 
oder vorzeitiger Rückzahlung unter normalen 
Verhältniſſen nicht gerechnet zu werden braucht. 
Beiſpiele: Hypothekenſchulden, langfriſtige Darlehn⸗ 

ſchulden, Stillhalteſchulden, Schuldverſchreibungen. 


— 
— 


d) Schuld des Unternehmens an den Unter ⸗ 
nehmer (Betriebsvermögen) 


Zum Betriebsvermögen (Eigenkapital) gehört neben 
den Rücklagen auch der Reingewinn. Iſt dieſer 
Reingewinn oder ein Teil davon zur Aus ſchüttung 
beſtimmt (bei Kapitalgeſellſchaften), ſo gehört er, je nach 
Lage des Falls, zu den Schulden der Gruppe a oder b. 


6. Prüfungsbeiſpiel aus der Praxis 


Das folgende Beiſpiel iſt der Praxis entnommen. 
Es iſt etwas verändert. 

Das Beiſpiel läßt erkennen, wie an Stelle des rein 
ſtatiſchen (Zuſtands⸗) Bildes dem Leſer des Betriebs⸗ 
prüfungsberichts eine Vorſtellung von der Dyna⸗ 
mik des Betriebsgebarens vermittelt werden 
kann. Das wird erreicht durch Einflechtung der 
Kontoſummen der für die Zahlungsbereitſchaft wich⸗ 
tigeren Konten. Dieſe Zahlen veranſchaulichen das 
Verhältnis der am Vilanztag vorhandenen Beſtände 
zu den tatſächlichen Geldbewegungen inner- 
halb eines beſtimmten Zeitraums (hier eines Monats). 

Das Beiſpiel zeigt weiter, wie der Status zur 
Kontrolle wieder zu der Bilanz ergänzt 
werden kann, auf deren Zahlen er aufgebaut wurde. 
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J. Beſitzpoſten 
a) Mittel erſter Ordnung 


1. Geld, Schecke, Poſtſcheckguthaben 
und Bankguthaben, 
Beſtand am 1. September 
+ Zugänge im September 


— Abgänge im September . 
Beſtand am 30. September 


2. Wechſel, Beſtand am 1. Sep⸗ 
enen!!! Eee RE 


ins ce 
Beſtand am 30. September 


b) Mittelgmweiter Ordnung 


1. Forderungen an Warenkunden, 
Beſtand am 1. September 
+ Warenausgang Waren⸗ 

rückſendunen 


— Zahlungseingänge (und 
kleine Gutſchriften d 


— Wahrſcheinliche Forderungs⸗ 
Gusfalle 


Beſtand am 30. September 
Da von r 
2. Rohſtoffe, Beſtand am 30. Sep⸗ 
FCC 
3. Halberzeugniſſe, 
Beſtand am 30. September 
4. Fertigwaren, 
Beſtand am 30. September 


— Anzahlungen von Waren⸗ 
van? Sr ZT 


De eee EN. 


5. Rückſtändige und bald fällige 
Erträge 


c) Mittel dritter Ordnung 


1. ½10 der Forderungen an Waren⸗ 
nden en n, 

2. ½ der Vorräte zu (b3 und 4) 

3. Hypothekenforderungen 

4. Darlehnsforderungen 


d) Mittel vierter Ordnung 


1. Maſchinen und Einrichtungs⸗ 

ee d ee e e e 
an 
8, Oma ne re 


Statusſumme 


+ Abgeſetzte Beträge: 


Wahrſcheinliche Forderungsver⸗ 

Ne ee 
Anzahlungen von Warenkunden 
Tranſitoriſche Ausgaben 


Bilanzſumme 


II. Schuldpoſten 
a) Schulden erſter Ordnung 


1. Rückſtände und bald fällige 
Hinten 
2. Schuldwechſel, 
Beſtand am 1. September. 
. Te er a. 


480 600 


283 400) 
764 000 


231 000 


20 000 
6.000 
200 O0) 


922 102 


1148 102 
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RM v. H. 
Übertrag: 


e 
Dab e DR 20000] 1,7 
3. Schulden bei Bank A, 


Beſtand am 1. September 
— Einzahlungen 


+ Abhebungen 
Veſtand am 30. September 
Donn a en, 


4. Schulden bei Bank B, 
Beſtand am 1. September 
— Einzahlungen 


64 000 5,8 


+ Abhebungen 


Beſtand am 30. September 
Davon 
5. Schulden an Warenlieferer, 
Beſtand am 1. September 
+ Wareneingang , Waren⸗ 
eee re. 


51 000 4,4 
| 
268 000 


110 000 


378 00U 

— Zahlungen (und kleine Gut⸗ 
chen; 8 
Beſtand am 30. September 
Davon e, Y 


152 000 
226 000 


b) Schulden zweiter Ordnung 
7 der Schuldwechſel (zu a 2) 
½ ͤ der Bankſchulden A (zu a9) 
½ der Bankſchulden B (zu a4) 


10 000 
64 000 
51 000 


½ der Warenſchulden (zu a5) 238000 20,7 
e) Schulden dritter Ordnung 

1, Darlehnſchul deen 

2. Hypothekenſchulden 180 000 | 15,7 


473 102 
1148 102 


d) Betriebsvermögen 
Statusſum me 
＋Abgeſetzte Beträge: 


Wahrſcheinliche Forderungsver⸗ 

luſte . 33 000 
Anzahlungen von Warenkunden 50% 
Tranſitoriſche Einnahmen 6 000 


Unterſchiedsbetrag zwiſchen Be⸗ 
triebsvermögen laut Status und 
Betriebsvermögen laut Bilanz 
(= Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
tranſitoriſchen Ausgaben und 
tranſitoriſchen Einnahmen). 


Bilanzſumme 


7. Bilanzmäßige und tatſächliche Zahlungsfähigkeit 

zen Zahlungsverpflichtungen ſind aus der 
Bilanz nur teilweiſe erſichtlich. Die Bilanz enthält nur 
die „äußeren Verpflichtungen“ an einem be⸗ 
ſtimmten Tag. 

Die ſogenannten „inneren Verpflichtungen“, 
z. B. Löhne, Gehälter, ſoziale Abgaben, notwendige Ent⸗ 
nahmen des Inhabers für ſeinen Haushalt, für Verſiche⸗ 
rungsprämien und für Steuerzahlungen und die laufenden 
Unkoſten des neuen Geſchäftsjahrs, die bald nach dem 
Bilanztag entſtehen und die ſofort bezahlt werden müſſen 
(3. B. Miete, Zinſen, Frachten, Ausgaben für Büro und 
Werkſtatt uſw.), gehen aus der Bilanz nicht 
hervor. 

„Die Prüfung der Zahlungsfähigkeit auf Grund der 
Bilanz kann deshalb nur die bilanzmäßige 
Zahlungs fähigkeit nach den Verhältniſſen in 
einembeſtimmten Zeitpunkt ergeben. Es kommt 
aber auf die tatſächliche Zahlungsfähigkeit, 
auf die ſtändige Zahlungsbereitſchaft zu 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 51-52 / 23. Dez. 1939 / S. 1015 


jedem Zeitpunftinwerbalbeines größeren 
Zeitraums an. 

Um die tatſächliche Zahlungsfähigkeit eines Be⸗ 
triebs zu beurteilen, find die geſamten künftigen Geld- 
bewegungen vorauszuſchätzen. Dazu iſt die Kenntnis 
der künftigen Umſätze und der Koſten einſchließlich der 
oben bezeichneten „inneren Verpflichtungen“ erforderlich. 


Die tatſächliche Zahlungsfähigkeit hängt auch 
von den Wagniſſen (Riſiken) ab, die im Betrieb ſtecken, 
aber aus der Bilanz nicht erkennbar find. 
Alle dieſe Umſtände beeinfluſſen die Wirtſchaft⸗ 
lichkeit (Rentabilität) und damit die Sicherheit und 
die künftige Zahlungsfähigkeit des Betriebs. 
Sie ſollen in einem weiteren Aufſatz behandelt werden. 


Rückstellungen für Künftige Ruhegehaltsverpflichtungen 
in der steuerlichen Erfolgsbilanz — Vorschlag einer Berechnungsart 


Von Betriebsprüfer Dr. Mohr, Düsseldorf 


Inhalt: 


A. Einführung; 
B. Die Berechnungsart des Reichsfinanzhofs; 
C. Bedenken gegen dieſe Berechnungsart 
1. Unterſcheidung von Tarif⸗ und Nettoprämien, 
2. Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Bruttogewinn- 
ſpanne, 
3. Notwendigkeit der Verzinſung der Rückſtellung aus Grün⸗ 
den der Aufwandsverteilung und Sicherheit, 
4. Unzuträglichkeiten bei der Einholung der Prämienangebote 
(Verſicherungsgutachten), 
5. Prüfungsſchwierigkeiten und Erfahrungen; 


D. Vorſchlag einer anderen Berechnungsart 


1. Darſtellung der Berechnung in den Grundzügen, 
2. Einzelheiten der praktiſchen Handhabung, 


A. Einführung 


Der Vollſtändigkeit halber ſei zunächſt als bekannt vor⸗ 
ausgeſchickt, daß die Zuläſſigkeit der Paſſivierung 
künftiger Ruhegehaltsverpflichtungen in der Erfolgsbilanz 
handelsrechtlich und ſteuerrechtlich außer Frage ſteht. Der 
Reichsfinanzhof erkennt jedoch im Gegenſatz zu dem 
bekannten Gutachten des Inſtituts der Wirtſchaftsprüfer 
vom 31. Juli 1933˙) und im Gegenſatz zur Anſicht führender 
Steuerrechtler?) eine Verpflichtung zur Paſſivierung 
nicht an (ſiehe u. a. Urteil vom 3. Juli 1934, RStBl 1934 
S. 1121). Das hat zur Folge, daß die in der Steuerbilanz 
geltend gemachte Rückſtellung mindeſtens in gleicher Höhe in 
der Handelsbilanz enthalten ſein muß. Dabei iſt 
nicht erforderlich, daß die in der Handelsbilanz vorgenom- 
mene Rückſtellung den Gewinn dieſer Bilanz im gleichen 
Jahr oder überhaupt berührt hat (ſiehe Urteil vom 
9. März 1937, RStBl 1937 S. 590). Hat der Steuerpflich⸗ 
tige jedoch einmal mit der Paſſivierung der künftigen Ruhe⸗ 
gehaltsverpflichtungen begonnen, ſo wird er auch in 
Verluſtjahren an dieſes Verfahren ſteuerlich gebun- 
den ſein. Ein willkürliches Schwanken in der 
Bewertung der Verpflichtungen iſt nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen nicht zuläſſig (ſiehe dazu beiſpielsweiſe die Be⸗ 
gründung der Entſcheidung vom 3. Oktober 1934, RStBl 
1935 S. 222). 


Ein ſehr weſentlicher Unterſchied zwiſchen Handelsrecht 
und Steuerrecht beſteht in bezug auf den Zeitpunkt der 
Rückſtellung. Nach Handelsrecht kann der zur Deckung der 
Ruhegehaltsverpflichtung erforderliche Betrag jederzeit, 
d. h. auch zu Laſten eines einzigen Geſchäftsjahrs, zurück⸗ 
geſtellt werden. Das Steuerrecht dagegen vertritt den be⸗ 
triebswirtſchaftlichen Grundſatz der gleichmäßigen 
Verteilung des Ruhegehaltsaufwandes im Verhältnis der 
anfallenden Arbeitsleiſtung. Es darf im jeweiligen Steuer⸗ 
abſchnitt nur ſoviel zurückgeſtellt werden, als bei Verteilung 


1) Veröffentlicht in Nummer 13/14 der Zeitſchrift „Der Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer“ 1933. 


2) Beiſpielsweiſe Mirre in StuW I 1985/1335. 


a) Aufſtekung einer Liſte der Berechtigten, 

b) Betiri:! für den Fall des Aufrückens in eine höhere 
Tarifgruppe, 

c) Die verſchiedenen Möglichkeiten beim Eintritt des Ruhe⸗ 
gehaltsfalls, 

d) Wegfall der Verpflichtung, 

e) Anſprüche der Hinterbliebenen, 

1) Gleichzeitig beſtehende Angeſtellten⸗ oder ſonſtige Ver⸗ 
ſicherung; 


E. Zuſammenfaſſung. 


Anlagen: 
Tabelle I zur Errechnung des Barwerts der künftigen Ruhe⸗ 
gehaltszahlungen, 
Tabelle II zur Errechnung der jährlich zurückzuſtellenden Be⸗ 
träge (Prämien). 


des Geſamtaufwandes auf die Zeit zwiſchen ruhegehalts⸗ 
berechtigter Anſtellung (Zeitpunkt der Begründung der 
Ruhegehaltsverpflichtung) und dem unbeſtimmten Zeitpunkt 
der Beendigung der Dienſtleiſtung anteilig auf ihn entfällt. 


In früheren Jahren verſäumte Rückſtellungen 
können in der Steuer bilanz nicht nachgeholt 
werden (ſiehe u. a. Urteil vom 30. November 1937, 
RStBl 1937 S. 436). Es iſt auch ſteuerlich nicht zuläſſig, 
beim Eintritt der Penſionierung den Barwert der Ver⸗ 
pflichtung zu Laſten eines Geſchäftsjahres zurückzuſtellen, 
wenn die rechtliche Verpflichtung zur Zahlung des Ruhe⸗ 
gehalts bereits in früheren Jahren begründet war (ſiehe 
das bezeichnete Urteil). 


B. Die Berechnungsart des Reichsfinanzhofs 


Zur Frage der Höhe des jährlich abzugsfähigen Be⸗ 
trags hat der Reichsfinanzhof u. a. in der Entſcheidung vom 
9. März 1937 (RStBl 1937 S. 590) wie folgt Stellung 
genommen: 


„Rückſtellungen für Penſionsverpflichtungen ſind grund⸗ 
ſätzlich nur in Höhe der Jahresprämie ſteuerlich abzugs⸗ 
fähig, gegen deren Zahlung ein Verſicherungsunterneh⸗ 
men im Jahr der Begründung der Penſionsverpflichtung 
einen Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen hätte. Dies gilt 
auch dann, wenn ein Verſicherungsunternehmen den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag auch gegen Zahlung einer Einmal⸗ 
prämie abgeſchloſſen hätte und die mit der Penſions⸗ 
verpflichtung belaſtete Geſellſchaft in ihrer Handels- 
bilanz eine Rückſtellung in Höhe einer ſolchen Einmal⸗ 
prämie gebildet hat.“ 


Danach ſoll die Jahresprämie feſtgeſtellt werden, die ge⸗ 
gebenenfalls an ein Verſicherungsunternehmen zu zahlen 
wäre, und es ſoll dann das ſteuerpflichtige Unternehmen 
grundſätzlich nicht anders behandelt werden als ein Unter⸗ 
nehmen, das ſeine Ruhegehaltsverpflichtungen abwälzt. 
Die Entſcheidung trägt damit dem Grundſatz der gleichen 
ſteuerlichen Behandlung Rechnung und kann inſoweit nur 
als gerecht empfunden werden. 
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Eine andere Frage iſt, ob der zur Ermittlung der Jah⸗ 
resrückſtellung eingeſchlagene Weg in allen Fällen zur 
Verwirklichung des Grundſatzes führt. Auf den erſten 
Blick erſcheint es zwar einfach und naheliegend, auf den Fall 
der echten Verſicherung abzuſtellen. Bei der praktiſchen 
Feen 00 ergeben ſich jedoch die folgenden Schwierig⸗ 

eiten 


C. Bedenken gegen die Berechnungsart des Reichsfinanzhofs 


1. Unterſcheidung von Tarifprämien und 
Nettoprämien 


Die Prämien, zu denen Verſicherungsunternehmen ab⸗ 
zuſchließen pflegen, ſind Bruttoprämien (Tarif⸗ 
prämien). Nur ein Teil dieſer Prämien dient zur 
Deckung der Verpflichtungen gegenüber den Verſicherten. 
Ein anderer, nicht unerheblicher Teil der Prämie wird zur 
Beſtreitung der Unkoſten, der einmaligen, ſehr beträchtlichen 
Abſchlußkoſten und der laufenden Verwaltungskoſten ein⸗ 
ſchließlich der Abſchreibungen auf Verwaltungsgebäude und 
Einrichtungen und zur Ausſchüttung des Unternehmer⸗ 
gewinns, je nachdem auch der Gewinnanteile der Verſicher⸗ 
ten uſw., verwandt. Es erſcheint daher nicht gerechtfertigt, 
einem Unternehmen, das die Deckung ſeiner Ruhegehalts⸗ 
verpflichtungen ſelbſt übernimmt und dem infolgedeſſen 
darüberhinaus Ausgaben nicht entitehen, die volle 
Tarifprämie eines Verſicherungsunternehmens als ab⸗ 
zugsfähig zuzubilligen. Das iſt nur in den Fällen mög⸗ 
lich, in denen ein entſprechender Betrag aus dem Vermögen 
des ſteuerpflichtigen Unternehmens ausgeſchileden und 
zur Abwälzung der Ruhegehaltsverpflichtung an ein 
Verſicherungsunternehmen gezahlt wird. Deckt dagegen das 
ſteuerpflichtige Unternehmen ſeine Ruhegehaltsverpflich⸗ 
tungen durch Rückſtellungen ſel bſt ab, fo kann meines Er⸗ 
achtens nur auf die Netto prämie, d. h. auf den Teil der 
Tarifprämie abgeſtellt werden, mit dem Verſicherungsunter⸗ 
nehmen intern ihre verſicherungstechniſchen Rückſtellungen 
zu berechnen pflegen. 


2. Schwierigkeiten bei der Ermittlung der 
Bruttogewinnſpanne 


Die Ermittlung der Nettoprämie oder des in der Tarif⸗ 
prämie für Unkoſten und Gewinnanteile enthaltenen Hun⸗ 
dertſatzes (der Bruttogewinnſpanne) wird in der Praxis 
nicht geringe Schwierigkeiten bereiten. Die Verſicherungs⸗ 
unternehmen werden darüber aus naheliegenden Gründen 
nur ungern Auskunft erteilen. Der von Verſicherungsſeite 
gelegentlich genannte Satz von 13 bis 16% v. H. (einem 
Bruttoaufſchlag von 15 bis 20 v. H. entſprechend) ſcheint mir 
kaum zuzutreffen. Nach vorliegenden Abſchlüſſen von Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen ſind die tatſächlich erzielten Brutto⸗ 
gewinne höher. Allein die Verwaltungskoſten der 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften betrugen nach der Statiſtik 
des Reichsaufſichtsamtes für Privatverſicherung in 1936 im 
Durchſchnitt ungefähr 26 v. H. der Prämien.“) Rechnet man 
dazu noch die verſchiedenen Gewinnanteile, ſo wird erwieſen 
fein, daß eine Bruttoſpanne von 13 bis 16 v. H. als Ab⸗ 
ſchlag nicht in Betracht kommen kann. Es erſcheint mir auch 
fraglich, ob es überhaupt möglich iſt, mit einem einheitlichen 
Durchſchnittsſatz zu rechnen; denn die Verhältniſſe der Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen ſind je nach der Kalkulationsart und 
der Struktur des Geſchäftsbetriebes zu verſchieden. 


3. Notwendigkeit der Verzinſung der Rück⸗ 
ſtellung aus Gründen der Aufwands⸗ 
verteilung und Sicherheit 


Dann bedarf die Zinsfrage der Klärung. Die an⸗ 
gezogene Entſcheidung behandelt Ruhegehaltsverpflichtun⸗ 
gen, die am 30. Juni 1933 begründet wurden und die gegen 
Zahlung einer Jahresprämie von 16 056,90 RM hätten ab⸗ 
gewälzt werden können. Der Reichsfinanzhof hat in dieſem 


3) Entnommen Skrodzki: „Möglichkeiten der betrieblichen 
d. erde Berlin 1938 (Verlag der Reichsgruppe Induſtrie) 
S. 19. 


Fall die Rückſtellung für die Steuerbilanz im Ergebnis wie 
folgt berechnet: 


8 028,45 RM Bilanzwert Ende 1933 (Halbjahrsprämie) 
16 056,90 RM Erhöhung in 1934 (Jahresprämie) 


24 085,35 RM Bilanzwert Ende 1934, 


Zinſen wurden nicht in Anſatz gebracht. Dabei geht 
der Reichsfinanzhof an ſich von der betriebswirtſchaftlich 
richtigen Überlegung aus, daß zur Ermittlung des in einem 
beſtimmten Geſchäftsjahr erzielten Ergebniſſes die Erträge 
und die Aufwendungen gegenübergeſtellt werden müſſen, die 
dieſes Geſchäftsjahr betreffen. Es müſſen mit anderen 
Worten die Leiſtungen der Beteiligten, des Unternehmens 
und der Ruhegehaltsberechtigten aufeinander . 
werden. Zieht beiſpielsweiſe ein Unternehmen aus der 
Arbeitskraft eines Angeſtellten dreißig Jahre lang in mehr 
oder weniger gleichbleibenden Jahresraten Nutzen, ſo wird 
man nicht nur den dieſem Nutzen gegenüberſtehenden Ge⸗ 
halts aufwand, wie das ohne weiteres geſchieht, auf 
die Dauer der Nutznießung anteilig, d. h. möglichſt Pie 
mäßig, amen müſſen, ſondern auch den Barwert de 
künftigen Ruhegehaltsaufwands, wenn und 
ſoweit ein ſolcher als zuſätzliche Gegenleiſtung übernommen 
worden iſt. 


Dieſes Ziel der Aufwands⸗ und Ertragsangleichung 
wird aber ohne Verzinſung der Rückſtellung nicht erreicht. 
Es wird zwar in jedem Jahr der gleiche Betrag in Höhe der 
oben behandelten Verſicherungsprämie zurückgeſtellt, es iſt 
jedoch die Belaſtung des Verluſt⸗ und Gewinnkontos durch⸗ 
aus nicht gleichbleibend. Sie nimmt ſtändig und in dem 
Maß ab, in dem dem Verluſt⸗ und Gewinnkonto aus den 
in den Vorjahren bereits zurückgeſtellten Beträgen oder den 
dieſen gegenüberſtehenden Beſitzpoſten Zinserträge zu⸗ 
fließen. 9 Nach verſchiedenen Jahren wird dieſer Zufluß 
ſogar eine Höhe erreicht haben, daß er nicht nur jede Ge⸗ 
winnminderung abſorbiert, ſondern darüber hinaus zu 
einem ſtändig ſteigenden Uberſchuß führt. Die Folge 
wäre, daß das ſelbſtdeckende Unternehmen bei weitem 
nicht die gleiche ſteuerliche Behandlung erfahren würde, die 
einem prämienzahlenden Unternehmen zuteil wird, 
und die ihm nach der Entſcheidung grundſätzlich in gleicher 
Weiſe zugedacht iſt. 

Eine gleichmäßige Verteilung des Ruhegehaltsaufwands 
iſt demnach nur gewährleiſtet, wenn alljährlich nicht nur ein 
feſtſtehender Prämienbetrag zurückgeſtellt wird, ſondern auch 
eine der Prämienberechnung und dem tatſächlichen Zinsauf⸗ 
kommen des Betriebs etwa entſprechende Verzinſung 
der Rückſtellung erfolgt. 


Die Verzinſung iſt nicht 5 5 auch aus Gründen der 
Sicherheit erforderlich; denn die Prämien allein wür⸗ 
den zur Anſammlung des Barwerts der künftigen Ruhes⸗ 
gehaltszahlungen innerhalb der Dienſtleiſtungszeit nicht aus⸗ 
reichen. Man darf nicht überſehen, daß auch im Fall der 
echten Verſicherung beim Verſicherer Zinſen anfallen und 
zur ben der übernommenen Verpflichtungen gebraucht 
werden. 


4. Unzuträglichkeiten bei 
der Prämienangebote 
gutachten) 


Die angezogene Entſcheidung bezieht ſich auf nur zwei 
Ruhegehaltsverträge mit verhältnismäßig einfachen Bedin⸗ 
gungen. In einem ſolchen Fall können Prämienangebote 
ohne beſondere Umſtände eingeholt werden. Der Normalſall 
iſt jedoch heute in Großbetrieben der, daß nicht nur 
einigen leitenden Angeſtellten, ſondern einem 


der Einholung 
(Verſicherungs⸗ 


3) Werden die zurückgeſtellten Beträge nicht unmittelbar zins⸗ 
tragend angelegt, ſondern im eigenen Betrieb als zuſätzliches 
(Fremd⸗) Kapital verwandt, fo kommt hier trotzdem ein gleichhoher 
Zinsnutzen (in Form erſparter Zinſen) in Betracht. Dieſer Nutzen 
tritt zwar nicht ziffernmätzig in Erſcheinung, beeinflußt aber im 
Ergebnis in gleicher Weiſe die Ertragsſeite der Verluſt⸗ und Ge⸗ 
Be jo daß das oben Ausgeführte auch für dieſen Fall 
zutri 
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großen Teil der Gefolgſchaft gegenüber 
Ruhegehaltsverpflichtungen übernommen werden, und daß 
dieſe Verpflichtungen ſich mit den Verhältniſſen des jeweils 
Berechtigten (Dienſtalter, tarifliche Einſtufung uſw.) ſtän⸗ 
dig ändern. Hier erweiſt es ſich praktiſch als unmöglich, 
für jeden Bilanztag Angebote oder Gutachten von Verſiche⸗ 
rungsunternehmen einzuholen. Man behilft ſich daher in 
der Praxis oft ſo, daß man die Prämien nur etwa alle drei 
Jahre genau berechnen läßt und ſich in der Zwiſchenzeit mit 
Schätzungen begnügt. Die Schätzungen können aber den 
Umſtänden nach keinen Anſpruch auf Genauigkeit erheben 
und führen bei erheblichen Veränderungen im Beſtand der 
Ruhegehaltberechtigten zu derart unterſchiedlichen Jahres⸗ 
rückſtellungen, daß oft das geſamte Bilanzbild verſchoben 
und damit die Gleichmäßigkeit der Beſteuerung in Frage ge⸗ 
ſtellt wird. 

Erfah⸗ 


5. Prüfungsſchwierigkeiten und 


rungen 


Die in den Verſicherungsgutachten vermerkten Prämien 
ſtellen keine ausgehandelten Beträge dar, ſondern 
nur angenommene Ziffern, die der Nachprüfung be⸗ 
dürfen. Hier entſteht die Hauptſchwierigkeit. Der Veranla⸗ 
gungsbeamte und der Betriebsprüfer ſind im allgemeinen 
in Fragen der Verſicherungsmathematik nicht ſo bewandert, 
daß ſie in der Lage wären, die im Einzelfall in Betracht 
kommende Prämie von ſich aus zu beziffern. Das würde 
aber meines Erachtens Vorausſetzung einer ordnungs⸗ 
mäßigen Prüfung ſein. 


Man kann hier nicht etwa einwenden, daß Gutachten 
bekannter Verſicherungsunternehmen grundſätzlich als richtig 
unterſtellt werden können, ſo daß der Prüfer nur auf den 
Namen des Gutachters zu achten hätte. Die Erfahrung lehrt, 
daß die Gutachten in vielen Fällen für ſteuerliche Zwecke 
ungeeignet ſind. Das liegt in der Regel daran, daß die 
Gutachter ih nur in handels rechtlichen Gedanken⸗ 
gängen (Sicherheitserwägungen u. dergl.) bewegen und 
ſich auf die Erforderniſſe der Steuer bilanz, insbeſondere 
das Erfordernis der Aufwandsverteilung, nicht umzu⸗ 
ſtellen vermögen. 


Die Betriebsprüfung iſt zwar in der Lage. die Gut⸗ 
achten in einzelnen Punkten (mit Ausnahme der mathema⸗ 
tiſchen Formelrechnung) zu beanſtanden. Sie kann beiſpiels⸗ 
weiſe zum Ausdruck bringen, daß ihr die Rechnungsgrund⸗ 
lagen veraltet, der Rechnungszinsfuß oder eine Anderung 
des Zinsfußes gegenüber früheren Gutachten unbegründet 
erſcheinen. Über dieſe mehr oder weniger negativen Feſt⸗ 
ſtellungen kommt ſie jedoch nicht hinaus. Sie iſt insbeſon⸗ 
dere nicht imſtande, die Gutachten von ſich aus zu berichtigen 
und den Steuerpflichtigen auf die naheliegende Frage nach 
der Höhe des abzugsfähigen Betrages ziffernmäßig Aus⸗ 
kunft zu erteilen. 


D. Vorſchlag einer anderen Berechnungsart 


1. Darſtellung 
Grundzügen 


Zur Behebung der bezeichneten Schwierigkeiten wäre 
eine Berechnungsart erwünſcht, die den oben entwickelten 
Grundſätzen entſprechen würde und nach der die Betriebs⸗ 
prüfer, die Veranlagungsbeamten und die Steuerpflichtigen 
den Rückſtellungsbetrag ohne weiteres ſelbſt berechnen 
könnten. Es iſt hier an eine Regelung gedacht, wie ſie im 
§ 16 RBewG für die Zwecke der Vermögenſteuer ge- 
troffen, iſt.) Ein derartiges Verfahren würde allerdings 
— darüber müßte man ſich klar ſein — nicht alle Möglich⸗ 
keiten und Zufälligkeiten und auch nicht alle Wahr⸗ 


der 


Berechnung in den 


5) Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ſei hier ein⸗ 
geſchaltet, daß $ 16 RBew ſich nur auf bereits entſtandene Ruhe⸗ 
gehaltslaſten bezieht. Die hier behandelten, künftig erſt entſtehen⸗ 
den Verpflichtungen bleiben bei der Vermögenſteuer wegen ihres 
e bedingten Charakters 86 RBewG gemäß außer 
Anſatz. 


ſcheinlichkeiten des Lebens in Betracht ziehen können. 
Es würde auf den Fall, der die größere Wahrſchein⸗ 
lichkeit beſitzt, als den Normalfall abſtellen und 
einen gewiſſen Ausgleich dem tatſächlichen Verlauf der Dinge 
überlaſſen müſſen. 


So würde man beiſpielsweiſe unterſtellen können, daß 
der Ruhegehaltsberechtigte die Altersgrenze er⸗ 
reicht. Tatſächlich wird er das in vielen Fällen nicht. 
In dieſen dann anormal verlaufenden Fällen wird es 
aber ebenſo ſehr vorkommen, daß Ruhegehaltsverpflichtun⸗ 
gen entfallen mit dem Ergebnis, daß der zurückgeſtellte Be⸗ 
trag entweder zur Deckung der verbleibenden Verpflichtung 
(beiſpielsweiſe der niedrigeren Anſprüche der Hinterblie⸗ 
benen) ausreicht oder aber bei Ledigen oder ſonſtigem 
Ausſcheiden ganz frei wird, wie anderſeits Fälle ein⸗ 
treten, in denen der angeſammelte Betrag nicht aus⸗ 
reicht. Je nach der Größe und Zuſammenſetzung der 
ruhegehaltsberechtigten Gefolgſchaft wird hier ſtets ein ge⸗ 
wiſſer Ausgleich gegeben ſein. Der Ausgleich fehlt 
allerdings, wenn nur wenige Ruhegehaltsberechtigte vor⸗ 
handen ſind. In ſolchen Fällen vermag aber auch die kom⸗ 
plizierteſte verſicherungsmathematiſche Berechnung der 
Rückſtellung keinen ausreichenden Schutz zu gewähren. Wer 
auch in dieſem Fall geſichert ſein will, kann das nicht durch 
Rückſtellungen, ſondern nur durch Abſchluß einer echten 
Verſicherung erreichen. 


Stellt man auf das Erreichen der Alters⸗ 
grenze ab, jo wird man auch zunächſt von dem Ruhegehalt 
ausgehen können, das der Berechtigte nach ſeiner der⸗ 
zeitigen tariflichen Einſtufung in jenem Zeit⸗ 
punkt beziehen würde. Mit anderen Worten: Man wird 
weiter als normal unterſtellen können, daß der Berechtigte 
bis zum Erreichen der Altersgrenze in der gegenwärtigen 
Tarifklaſſe verbleibt. Dieſes Verfahren würde den 
Vorzug haben, daß in vielen Fällen ſtets und in anderen 
Fällen auf längere Zeit mit der gleichen Prämie ge⸗ 
rechnet werden kann. Bei ſtändiger Anpaſſung der Prämie 
an den jeweils erworbenen Ruhegehaltsanſpruch, d. h. an 
die jeweiligen Altersſteigerungen innerhalb der Tarifklaſſe, 
würden ſich dagegen die Rechnungsgrundlagen dauernd 
in Fluß befinden. 


Der Rückſtellungsbetrag, der im Zeitvunkt des Er⸗ 
reichens der Altersgrenze zur Deckung des Ruhegehaltsan⸗ 
ſpruchs angeſammelt ſein muß, entſpricht dem Barwert 
der künftigen Ruhegehaltszahlungen und 
bildet jeweils den Ausgangspunkt der Berechnung. Zur Er⸗ 
mittlung dieſes Barwerts würde man ſich zweckmäßig des 
§ 16 RBewd bedienen, und zwar in der im Geſetz borge- 
ſehenen Faſſung, die auf einem Zinsfuß von 4 v. H. beruht 
und auf lange Sicht geſehen eine brauchbare Grundlage 
bilden wird.“) Unter der Vorausſetzung, daß die Alters⸗ 
grenze mit der Vollendung des 65. Lebensjahres erreicht 
wird, würde hiernach vom elffachen Jahresruhegehalt aus⸗ 
zugehen ſein. Iſt die Altersgrenze auf einen anderen Zeit⸗ 
punkt feſtgeſetzt, ſo kann der dann maßgebende Multipli⸗ 
kator der in der Anlage beigefügten Tabelle I entnommen 
werden. Die Tabelle iſt im übrigen auch noch bei der weiter 
unten zu behandelnden Abwicklung der Rückſtellung nach 
Eintritt des Ruhegehaltsfalls von Bedeutung. 


Iſt der Barwert auf dieſe Weiſe ermittelt, ſo fragt ſich, 
welcher Betrag (Prämie) vom Zeitpunkt der ruhegehalts⸗ 
berechtigten Anſtellung (Jahr der Begründung der Ruhe: 
gehaltsverpflichtung) ab am Ende eines jeden Jahres bei 
4 v. H. Zinſeszinſen zurückgeſtellt werden muß, damit im 
Zeitpunkk des Erreichens der Altersgrenze der Barwert ins⸗ 
geſamt erſtellt iſt. Dieſer Prämienbetrag kann mit Hilfe 


6e) 816 RBewoô iſt zurzeit bekanntlich in der Faſſung des $ 76 
Abſ. 2 RBew DB auf einen Zinsſatz von 5½ v. H. abgeſtellt. Dieſer 
Satz erſcheint jedoch für die hier vorzunehmenden Berechnungen, 
die auf Jahrzehnte hinaus Gültigkeit behalten ſollen, zu hoch und 
würde auch von dem in der Verſicherungspraxis üblichen Satz von 
3½ v. H. zu ſehr abweichen. Da der letztgenannte Satz aus Sicher⸗ 
heitsgründen etwas hinter dem tatſächlich erzielbaren Zins zurück⸗ 
bleiben dürfte, erſcheinen 4 v. H. hier angemeſſen. 
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der anliegenden Tabelle II durch eine einfache Multipli- 
kation ermittelt werden. 


2. Einzelheiten der praktiſchen Hand⸗ 
habung 


a) Aufſtellung einer Liſte der Ruhegehalts⸗ 
berechtigten 


Mit den Ausführungen im Abſchnitt 1 iſt die Berech⸗ 
nungsart in der Hauptſache bereits dargeſtellt. Was die 
praktiſche Durchführung angeht, ſo wird zweck⸗ 
mäßig eine Liſte angelegt, in der die Ruhegehaltsberechtig⸗ 
ten nach Aktiven (Abt. A) und Inaktiven oder Hinterblie⸗ 
benen (Abt. B) getrennt und bei den Aktiven wiederum nach 
Tarifgruppen geordnet namentlich aufgeführt werden. Da 
die Liſte eine Reihe von Jahren Verwendung finden ſoll, 
empfiehlt ſich, für jede Tarifgruppe ein beſonderes Blatt zu 
wählen, damit Zugänge in den folgenden Jahren ent⸗ 
ſprechend eingereiht werden können. 

Am Kopf der Gruppe werden die für die Gruppenange⸗ 
hörigen einheitlich maßgebende Höchſtjahrespenſion und der 
Barwert der künftigen Ruhegehaltszahlungen im Zeitpunkt 
des Erreichens der Altersgrenze nach Tabelle J angegeben. 


Hinter den Namen der Ruhegehaltsberechtigten werden 
dann in je einer Vorſpalte Geburtstag, Tag der ruhegehalts⸗ 
berechtigten Anſtellung im Betrieb der ſteuerpflichtigen 
Firma und der jährlich (außer 4 v. H. Zinſen) zurückzu⸗ 
ſtellende Betrag vermerkt. Dieſer Betrag wird, wie bereits 
bemerkt, mit Hilfe der anliegenden Tabelle II berechnet. 


Der in die Beſtandsſpalte jeweils einzuſetzende Betrag 
ſetzt ſich zuſammen aus dem bisherigen Bilanzanſatz, 4 v. H. 
Zinſen davon und dem jährlich zurückzuſtellenden Betrag. 
Die Endſumme der Beſtandsſpalte ergibt den am Bilanz⸗ 
tag insgeſamt zurückzuſtellenden Betrag. 


b) Beiſpiel für den Fall des Aufrückens in 
eine höhere Tarifgruppe 


Rückt der Ruhegehaltsberechtigte in eine höhere 
Tarifgruppe auf, jo wird er am folgenden Vilanztag 
in die höhere Gruppe übertragen. Der Unterſchied zwiſchen 
dem bisherigen Barwert und dem Barwert der neuen 
Gruppe iſt dann noch auf die reſtliche Dienſtleiſtungszeit 
umzulegen. Beträgt der Unterſchied beiſpielsweiſe 
10 000 RM und die reſtliche Dienſtleiſtungszeit 25 Jahre, 
ſo ergibt ſich nach Tabelle II ein jährlich zuſätzlich zurückzu⸗ 
ſtellender Betrag von 10 000 X 0,024 = 240 RM. 


e) Die verſchiedenen Möglichkeiten beim 
Eintritt des Ruhegehaltsfalls 


Tritt der Ruhegehaltsfall ein, ſo wird zunächſt ein ent⸗ 
ſprechender Übertrag aus der Abt. A (Aktive) in die Abt. B 
(Inaktive oder Hinterbliebene) vorgenommen. Vor Ausfül⸗ 
lung der Beſtandsſpalte der Abt. B ſind jedoch die folgenden 
Möglichkeiten in Betracht zu ziehen: 


aa) Der Penſionsfall iſt durch Erreichen der 
Altersgrenze eingetreten 


Im Normalfall, d. h. wenn die Firma rechtzeitig im 
Jahr der Begründung der Verpflichtung mit der Bildung 
der Rückſtellung begonnen hat, entſpricht die angeſammelte 
Rückſtellung dem derzeitigen Barwert der künftigen Ruhe⸗ 
gehaltszahlungen. Eine weitere Erhöhung der Rückſtellung 
kommt jetzt nicht mehr in Betracht. Die Rückſtellung wird 
im Rahmen der Tabelle J von Jahr zu Jahr über Verluſt⸗ 
und Gewinnkonto ermäßigt und die Ruhegehaltszahlung an 
Stelle der bisherigen Gehaltszahlung dem Verluſt⸗ und Ge⸗ 
winnkonto belaſtet. Da der aufgelöſte Teil der Rückſtellung 
mit den ebenfalls über Verluſt⸗ und Gewinnlonto zu ber- 
einnahmenden Zinſen zuſammen ungefähr der Jahresruhe⸗ 
gehaltszahlung entſpricht, wird das Bilanzergebnis in dieſem 
Fall durch Ruhegehaltsaufwand praktiſch nicht mehr be⸗ 
einflußt. 

Hat die Firma erſt im Laufe der ruhegehaltsberechtigten 
Dienſtzeit mit der Bildung der Rückſtellung begonnen, ſo 
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bleibt die angeſammelte Rückſtellung hinter dem derzeitigen 
Barwert der künftigen Ruhegehaltszahlungen mehr oder 
weniger zurück. Eine einmalige Auffüllung auf den nach 
Tabelle I erforderlichen Betrag kann nicht in Betracht 
kommen, da ſie eine ſteuerlich unzuläſſige Nachholung von 
Rückſtellungen bedeuten würde. Es wird jedoch gegen eine 
weitere Verzinſung der Rückſtellung bis zur Höhe des Bar⸗ 
wertes nichts einzuwenden ſein. Der Barwert nimmt natur⸗ 
gemäß mit zunehmendem Alter des Penſionsempfängers 
ſtändig ab und bewegt ſich daher auch ſeinerſeits in Richtung 
auf den Rückſtellungsbetrag. Im übrigen iſt hier wie im 
vorigen Abſatz zu verfahren. 


bb) Der Penſionsfall tritt vor dem Er⸗ 
reichen der Altersgrenze ein, und zwar 


durch Invalidität des Berechtigten. In dieſem Fall iſt 
die Rückſtellung bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Alters- 
grenze bei normalem Verlauf erreicht worden wäre, in der 
bisherigen Weiſe aufzufüllen, höchſtens jedoch bis zu dem 
der Penſion entſprechenden Barwert. Von dieſem oder dem 
etwaigen früheren Zeitpunkt ab iſt Unterabſchnitt aa gemäß 
zu verfahren. 


Der Penfionsfall tritt vor dem Er- 
reichen der Altersgrenze ein, und zwar durch 
Tod des Angeſtellten, ſo daß entſprechend kleinere 
Ruhegehaltszahlungen an Hinterbliebene zu leiſten ſind. 
Hier iſt grundſätzlich nach dem vorigen Abſatz zu verfahren, 
es iſt jedoch der Fall denkbar, daß wegen der kleineren An⸗ 
ſprüche der Hinterbliebenen die Rückſtellung bereits zur 
Deckung des Barwertes ausreicht oder dieſen ſogar ſchon 
überſteigt. Eine weitere Auffüllung kommt dann natur⸗ 
gemäß nicht in Betracht. Der etwa überſteigende Betrag iſt 
über Verluſt⸗ und Gewinnkonto zu vereinnahmen. 


d) Wegfall der Verpflichtung 


Fällt die Ruhegehaltsverpflichtung im Laufe der Zeit 
weg, ſei es während der Anſammlung oder der Auflöſung 
der Rückſtellung, ſo iſt der dann freiwerdende Rückſtellungs⸗ 
betrag dem Verluſt⸗ und Gewinnkonto zuzuführen. 


e) Anſprüche der Hinterbliebenen 


Um die Rechnung nicht unnütz zu erſchweren, habe ich 
die nur ſekundären Anſprüche der Hinterbliebenen mit 
Abſicht unbeachtet gelaſſen, da ſie im allgemeinen durch 
den weitergehenden Anſpruch des Gefolgſchaftsmitglieds 
gedeckt werden. Bei der Abwicklung der Rückſtellung in der 
Abt. B empfiehlt ſich jedoch, auf das Vorhandenſein beiſpiels⸗ 
weiſe weſentlich jüngerer Ehefrauen zu achten 
und mit der Auflöſung der Rückſtellung in derartigen Aus⸗ 
nahmefällen gegebenenfalls zu warten. 


1) Gleichzeitig beſtehende Angeſtellten⸗ 
verſicherung oder ſonſtige Verſicherung 


Das Nebenherbeſtehen von Angeſtelltenverſicherung 
oder ſonſtiger Verſicherung wird die Ruhegehaltsverpflich⸗ 
tung der Steuerpflichtigen im allgemeinen nicht beein⸗ 
fluſſen. Es kommt jedoch vor, daß nach der Ruhegehaltszu⸗ 
ſage die Rente aus der Angeſtelltenverſicherung oder ſon⸗ 
ſtigen Verſicherung auf das Ruhegehalt angerechnet 
werden ſoll. In dieſen Fällen iſt darauf zu achten, daß bei 
der Berechnung der Prämie von einem um die zu erwar⸗ 
tende Angeſtellten⸗ oder dergl. Rente verminderten 
Ruhegehalt ausgegangen wird. 


E. Zuſammenfaſſung 
Mein Vorſchlag beruht auf der Annahme, daß 

1. alle Ruhegehaltsberechtigten die Altersgrenze er⸗ 
reichen, d. h. daß in allen Fällen eine entſprechend lange 
An ſammlungszeit zur Verfügung ſteht, und daß 

2. alle Berechtigten in den Genuß des Ruhe gehalts 


kommen und alle den Höchſtbetrag bis in das 
höchſte Greiſenalter hinein beziehen. 
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Weder die eine noch die andere Annahme würde für ſich 
allein betrachtet berechtigt fein. Es iſt nicht nur unwahr⸗ 
ſcheinlich, ſondern bei einer großen Zahl von Ruhegehalts⸗ 
berechtigten mit ziemlicher Sicherheit ausgeſchloſſen, daß 
alle bis zur Altersgrenze dienſtfähig bleiben. Infolgedeſſen 
werden ſich mit Sicherheit Fehlbeträge ergeben. Auf 
der anderen Seite iſt aber ebenſo ſicher, daß ein großer Teil 
der zurückgeſtellten Beträge überhaupt nicht bean ⸗ 
ſprucht wird, weil viele Berechtigte, insbeſondere Unver⸗ 
heiratete und weibliche Angeſtellte, vorzeitig aus⸗ 
ſcheiden und in anderen Fällen nur ein Bruchteil 
des Höchſtbetrags oder das Ruhegehalt nur kurze 
Zeit zur Auszahlung kommt. Den Fehlbeträgen 
werden daher entſprechende Uberſchüſſe gegenüber⸗ 
ſtehen, die nicht gering zu veranſchlagen find. Man darf 
nicht etwa vergleichsweiſe an normale Lebensverſicherungen 
denken, bei denen das Kapital in jedem Fall einmal zur 
Auszahlung kommt. Das wird hier bei weitem nicht der 
Fall ſein, da mit dem Tod oder ſonſtigen Ausſcheiden des 
Endberechtigten eine Zahlungsverpflichtung überhaupt nicht 
zur Entſtehung kommt oder aber, wenn ſie bereits entſtanden 
war, endgültig erliſcht. Die infolgedeſſen im Laufe der Zeit 
nicht mehr gebrauchten Rückſtellungen werden ſich mit den 
in anderen Fällen entſtehenden Fehlbeträgen bis zu einem 
gewiſſen Grad ausgleichen. Nach welcher Seite die im 
Ergebnis verbleibende Spitze ausſchlagen wird, hängt 
ſchließlich von dem tatſächlichen Verlauf der Penſionsfälle ab 
und kann mit Beſtimmtheit nicht vorausgeſagt werden. 

Gerade deswegen erſcheint aber das Verfahren für 
beide Teile gerecht. Es iſt auch verhältnismäßig 
einfach zu handhaben, erſpart die Einho⸗ 
lung koſtſpieliger Gutachten und kann jeder ⸗ 
zeit ohne beſondere Schwierigkeit nachge⸗ 
prüft werden. Es bietet im übrigen auch bei einer 
großen Gefolgſchaft eine gewiſſe Sicherheit, wenn nur bei 
jedem Angeſtellten ſofort im Zeitpunkt der ruhegehalts⸗ 
berechtigten Anſtellung mit der Bildung der Rückſtellung 
begonnen wird. Betriebe, die erſtſpäter zur Bildung 
der Rückſtellung übergehen, werden in der Übergangszeit in 
der Steuerbilanz nicht ausreichend geſichert ſein. Das iſt 
jedoch ein Mangel, der nicht dem Verfahren als ſolchem an⸗ 
haftet, ſondern darauf zurückzuführen iſt, daß das Steuer⸗ 
recht die Nachholung von Rückſtellungen nicht geſtattet. 


Anlage I 
Tabelle I) 


zur Berechnung des Barwertes einer lebenslänglichen 
Jahrespenſion bei einem Alter des Penſionsberechtigten von 
25, 26 uſw. Jahren 


(Beiſpiel: Jahrespenſion 4000 RM 
Alter 6 


5 Jahre 
Barwert = 4000 X 11 = 44 000 RM.) 

Alter: Multiplikator: Alter: Multiplikator: 
25 21 58 15,6 
26 20,9 54 15,3 
276 20,8 55 15 
28 20,7 56 14,6 
2 20,6 Di 14,2 
30 20,5 58 13,8 
31 20,4 59 1874 
32 20,3 60 13 
88 20,2 61 12,6 
34 20,1 62 122 
35 20 63 11,8 
36 19,8 64 1 
37 19,6 65 11 
38 19,4 66 10,65 
39 192 67 10,30 


*) Abgeleitet aus $16 RBewc lin der Faſſung des Geſetzes 
— abweichend von § 76 Abſ. 2 RBew D). 


Alter: Multiplikator: Alter: Multiplikator: 
40 19 68 9,95 
41 18,8 69 9,60 
42 18,6 70 9,25 
43 18,4 71 8,90 
44 18,2 72 8,55 
45 18 1 8,20 
46 leer 74 7,85 
47 17,4 75 7,5 
48 * 1771 76 7 
49 16,8 77 6,5 
50 16,5 78 6 
51 16,2 79 5,5 
52 15,9 80 5) 


**) In den folgenden Jahren kann die Entwicklung in dieſer 
Weiſe fortgeſetzt werden. Die darin liegende geringfügige Ab⸗ 
weichung von 8 16 a. a. O. dürfte im Intereſſe einer gleichmäßigen 
Abwicklung in der Erfolgsbilanz in Kauf zu nehmen ſein. 


Anlage II 
Tabelle IR) 


zur Errechnung des Betrages, der am Ende eines jeden 
Jahres zurückzuſtellen iſt, um bei 4 v. H. mit den Zinſes⸗ 
zinſen zuſammen bis zum Ende des 1., 2., 3. bis 40. Jahres 
einen beſtimmten Rückſtellungsbetrag zu erreichen. 

(Beiſpiel: Im Zeitpunkt des Erreichens der Altersgrenze erforder⸗ 


licher Rückſtellungsbetrag [Barwert der künftigen Pen⸗ 
ſionszahlungen]: 50 000 RM. 


Zeitraum zwiſchen penſionsberechtigter Anſtellung und 
dem Erreichen der Altersgrenze [Anſammlungszeit]: 
30 Jahre. 


Jährlich zurückzuſtellen: 50 000 X 0,1782 — 891 RM.) 


Jahre: Multiplikator: Jahre: Multiplikator: 
1 1,00000 21 0,03127 
2 0,49019 22 0,02919 
3 0,32034 23 0,02730 
4 0,23548 24 0,02558 
5 0,18462 25 0,02400 
6 0,15075 26 0,02255 
7 0,12660 27 0,02123 
8 0,10852 28 0,02000 
9 0,09448 29 0,01887 

10 0,08328 30 0,01782 
ll 0,07414 31 0,01684 
12 0,06654 32 0,01594 
13 0,06014 33 0,01510 
14 0,05466 34 0,01431 
15 0,04994 33 0,01357 
16 0,04581 36 0,01288 
re 0,04219 37 0,01223 
18 0,03898 38 0,01162 
19 0,03612 39 0,01105 
20 0,03358 40 0,01051 


*) Die Tabelle wurde aus Muray, Zinſeszinſen⸗, Einlage⸗, 
Renten⸗ und Amortiſationstabellen, Budapeſt 1930 S. 214, abge⸗ 
leitet. Die daſelbſt vorgefundene Tabelle iſt auf Beträge abgeſtellt, 
die am Anfang eines jeden Jahres zurückgeſtellt werden. Zur 
Ermittlung des Betrages, der am Ende eines jeden Jahres 
zurückzuſtellen iſt, wurden die Tabellenziffern von Muray jeweils 
mit 1,04 multipliziert oben wiedergegeben. 
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Die Gewerbesteuer 


bei Vereinigung mehrerer Gewerbebetriebe in einer Hand 
Von Regierungsrat Dr. Kapp, Lehrer an der Reichsfinanzschule Leipa 8 


Inhalt: 


1. Geſetzliche Grundlage, 
2. Regelung durch das preußiſche Gewerbe⸗ 
ſteuerrecht, 
3. Regelung durch die Gewerbeſteuerrichtlinien, 
4. Rechtſprechung des R§H, 


1. Geſetzliche Grundlage 


Jeder ſtehende Gewerbebetrieb unterliegt $ 2 Abſatz 1 
Satz 1 GewStG gemäß der Gewerbeſteuer, ſoweit er 
im Inland betrieben wird. Aus dieſem Geſetzeswortlaut 
ergibt fi) der Grundſatz, daß bei Vereinigung mehrerer 
Gewerbebetriebe in der Hand eines Unternehmers jeder 
dieſer Betriebe für ſichallein der Gewerbeſteuer unter⸗ 
liegt (ſachliche Selbſtändigkeit). Dieſer Grundſatz 
der ſachlichen Selbſtändigkeit iſt aber nicht immer anwend⸗ 
bar. Es gibt Fälle, in denen ſeine Durchführung an den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen vorübergehen würde. Es gibt 
darüber hinaus Fälle, in denen die Rechtsordnung eine 
andere Beurteilung erforderlich macht. 


2. Regelung durch das preußiſche Gewerbeſteuerrecht 


Das preußiſche Gewerbeſteuerrecht behandelte mehrere 
Betriebe als eine Einheit, wenn fie in derſelben Ge⸗ 
meinde lagen oder wirtſchaftlich unſelbſtän⸗ 
dig waren. Wirtſchaftliche Unſelbſtändigkeit 
nahm das preußiſche Gewerbeſteuerrecht an, wenn die Lei⸗ 
tung der mehreren, in verſchiedenen Gemeinden gelegenen 
Betriebe von einer Stelle ausging. In einem ſolchen Fall 
handelte es ſich nach dem preußiſchen Recht nicht um mehrere 
ſelbſtändige Betriebe, ſondern um mehrere Betriebſtätten 
desſelben Betriebs. Hinweis auf § 4 Abſatz 1 der Preußi⸗ 
ſchen Gewerbeſteuerverordnung und Artikel 3 Ziffer 1 Ab⸗ 
ſätze 1 und 3 der Ausführungsanweiſung zur Preußiſchen 
Gewerbeſteuerverordnung. 

Es kam alſo nach dem preußiſchen Gewerbeſteuerrecht 
entſcheidend darauf an, daß die Leitung der mehreren 
Betriebe von einer Stelle ausging. Standen die mehreren, 
einheitlich geleiteten Betriebe in wirtſchaftlichem 
Zuſammenhang, ſo war es unerheblich, ob ſie 
ihrem Gegenſtand nach gleichartig waren. Unter wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhang verſtand das Preußiſche Ober⸗ 
verwaltungsgericht gemeinſame Buchführung, finanzielle 
Abhängigkeit des einen Betriebs von dem anderen oder ſon⸗ 
ſtige Zuſammenfaſſung der einzelnen Betriebe. In der Ent⸗ 
ſcheidung vom 29. April 1930 (RuPrVerwBl 51 S. 770) 
kam das Oberverwaltungsgericht im Einklang mit dieſen 
Ausführungen zu dem Ergebnis, daß ein Geſtüt und eine 
Papierfabrik in der Hand desſelben Unternehmers 
einen einheitlichen Gewerbebetrieb darſtelle. 
Dieſes Ergebnis befriedigt in keiner Weiſe. 


3. Regelung durch die Gewerbeſteuerrichtlinien 


Die Gewerbeſteuerrichtlinien 1938 I 6 beſtimmen das 
folgende: 


„Betreibt ein Unternehmer mehrere Betriebe der 
gleichen Art, ſo iſt zu prüfen, ob die mehreren Be⸗ 
triebe eine wirtſchaftliche Einheit darſtellen. Die Annahme 
eines einheitlichen Betriebs wird naheliegen, wenn Be⸗ 
triebe der gleichen Betriebsart ſich in derſelben Gemeinde 
Befinden übt ein Gewerbetreibender in der⸗ 
ſelben Gemeinde verſchiedene gewerbliche 
Tätigkeiten aus, ſo iſt ein einheitlicher Gewerbe⸗ 
betrieb anzunehmen, wenn die verſchiedenen Betriebs⸗ 
zweige nach der Verkehrsauffaſſung und den Betriebs⸗ 
verhältniſſen als Teile eines Gewerbebetriebs anzuſehen 
ſind (Beiſpiel: Gaſtwirtſchaft und Bäckerei, Fleiſcherei 
und Speiſewirtſchaft uſw.). Für die Prüfung der Frage 


5. Grenzfälle, 

6. Mehrere Betriebe in der Hand von Ehegatten, 

7. Gewerbebetriebe kraft Rechtsform und kraft 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs, 

8. Steuerliche Folgen. 


gelten die gleichen Grundſätze wie für die Bewertung 
(8 2 R BewG).“ 


§ 2 RBewG lautet: 

„Was als wirtſchaftliche Einheit zu gelten hat, iſt 
nach den Anſchauungen des Verkehrs zu entſcheiden. Die 
örtliche Gewohnheit, die tatſächliche übung, die Zweck⸗ 
beſtimmung und die wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit 
der einzelnen Wirtſchaftsgüter ſind zu berückſichtigen.“ 


Die Gewerbeſteuerrichtlinien ſtellen alſo nicht mehr 
auf die Leitung der mehreren wirtſchaftlich zuſam⸗ 
mengehörigen Betriebe ab, ſondern darauf, ob es ſich um 
Betriebe der gleichen Art handelt oder ob Be⸗ 
triebe verſchiedener Art nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung und den Betriebsverhältniſſen 
als Teile eines einheitlichen Betriebs anzuſehen 
ſind. Bei dieſer Beurteilung iſt es unmöglich, ein Geſtüt 
und eine Papierfabrik in der Hand eines Unternehmers als 
einheitlichen Gewerbebetrieb anzuſehen. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 2. Die Bezugnahme auf die Bewertungsgrundſätze 
des § 2 RBewc iſt von beſonderer Bedeutung, weil die Be⸗ 
ſteuerung nach dem Gewerbekapital von dem Einheitswert 
des gewerblichen Betriebs ausgeht (§S 12 GewStG, 8 54 u. f. 
RBewöG). Damit ein ſolcher Einheitswert zur Verfügung 
ſteht, muß die wirtſchaftliche Einheit des Gewerbebetriebs 
bei der Gewerbeſteuer in gleicher Weiſe abgegrenzt werden 
wie die mirtichaftliche Einheit des Betriebsvermögens bei 
der Einheitsbewertung. Hinweis auf Blümich⸗Boyens, Ge⸗ 
werbeſteuergeſetz, S. 45. . 


4. Rechtſprechung des RF H 

Die Rechtſprechung des NFH hat ſich auf denſelben 
Boden wie die Gewerbeſteuerrichtlinien geſtellt. R H⸗Urteil 
vom 28. September 1938 in RStBl 1938 ©. 1117: 

„Wenn nicht ganz beſondere Umſtände dagegen ſprechen, 
werden mehrere gleichartige, organiſch nebeneinander ſtehende 
Betriebe in der Hand desſelben Unternehmers als einheitlicher 
Betrieb aufzufaſſen ſein, da die Vermutung dafür ſpricht, daß 
die beiden gleichartigen Betriebe deshalb in einer Hand ver⸗ 
einigt find, weil ſie ſich gegenſeitig ſtützen und ergänzen. Daß 
ſich die Betriebe in verſchiedenen politiſchen Gemeinden befin⸗ 
den, ſteht dieſer Vermutung dann nicht entgegen, wenn die 
wirtſchaftlichen Beziehungen ſich mit den Grenzen der politi⸗ 
ſchen Gemeinden nicht decken.“ 


5. Grenzfälle 
Mit Hilfe der in den Gewerbeſteuerrichtlinien und in 
der erwähnten Entſcheidung des RH enthaltenen Grund⸗ 
ſätze wird ſich eine große Anzahl der in Betracht kommen⸗ 
den Fälle löſen laſſen. In Zweifelsfällen wird es ſich dar⸗ 
über hinaus empfehlen, die Entſcheidung des RH vom 
21. Dezember 1938 (RStBBl 1939 S. 372) heranzuziehen. 
Dieſe Entſcheidung befaßt ſich mit der Frage, ob ein Hotel 
und eine Bahnhofswirtſchaft am gleichen Ort als einheit⸗ 
licher Betrieb anzuſehen ſind. Das Finanzgericht hatte wegen 
der Artverſchiedenheit einer Bahnhofswirtſchaft 
und eines Hotels, wegen der objektiven Trennung der bei⸗ 
den Betriebe, die nicht ineinander greifen, die Einheit der 
Betriebe verneint. Der Rc hat dieſe Auffaſſung des 
Finanzgerichts mit der folgenden Begründung abgelehnt: 
„Eine Einheit der Betriebe kann auch dann angenommen 
werden, wenn es ſich um Betriebe handelt, die einander über⸗ 
geordnet ſind, z. B. einen Herſtellungsbetrieb und einen Ver⸗ 
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kaufsbetrieb mit den gleichen Waren oder einen Hilfsbetrieb, 
3. B. einer Sektfabrik iſt eine Kiſtenſchreinerei mit beſonderer 
Firma und beſonderen Bilanzen angegliedert, die aber weit⸗ 
aus überwiegend nur für die Sektfabrik arbeitet. „Gleich⸗ 
artig“ bedeutet hier „ſachlich, namentlich wirt⸗ 
ſchaftlich, finanziell oder organiſatoriſch 
innerlich zuſammenhängend“. Das wird bei Unter- 
nehmen, die demſelben Gewerbezweig, insbeſondere am gleichen 
Ort, augehören, regelmäßig der Fall ſein, namentlich dann, 
wenn die Betriebe durch gemeinſame Rohſtoffbeſchaffung (Ein⸗ 
käufe von Lebens⸗ und Genußmitteln), durch gegenſeitige Aus⸗ 
hilfe bei Bedarf von Einrichtungsgegenſtänden und Perſonal, 
ſich gegenſeitig ergänzen und ineinandergreifen.“ 

Wertvolle Hinweiſe enthält auch das Urteil des RF 
vom 6. September 1939 (RStBl 1939 S. 1065). In dem 
dieſer Entſcheidung zugrunde liegenden Fall betrieb der 
Steuerpflichtige eine kaufmänniſche Privatſchule und in un⸗ 
mittelbarem Zuſammenhang mit dieſer Schule auf dem Weg 
über Kapitalbeherrſchung und Geſchäftsführung eine Aktien⸗ 
geſellſchaft und eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
die ſich mit dem Vertrieb von Büromaſchinen und Xehr- 
mitteln befaßten: 

„Dieſe Betätigung des Beſchwerdeführers auf finanziellem 
und kaufmänniſchem Gebiet läßt ſich von dem Betrieb der 
Schule nicht trennen, wie ſich aus dem bilanzmäßigen Zuſam⸗ 
menhang der drei Betriebe ergibt. Hiernach geht aber der Be⸗ 
trieb des Beſchwerdeführers weſentlich über einen bloßen Schul⸗ 
betrieb hinaus und wird ergänzt durch zwei kaufmänniſche Be⸗ 
triebe. Zwar handelt es ſich hierbei um der Körperſchaftſteuer 
unterliegende Kapitalgeſellſchaften. Aber bei dem engen orga⸗ 
niſchen Zuſammenhang zwiſchen dem Beſchwerdeführer, der 
Schule und den beiden Geſellſchaften, die wirtſchaftlich, organi⸗ 
ſatoriſch und finanziell von dem Beſchwerdeführer abhängig 
und ſeinem alleinigen Willen unterworfen ſind, muß angenom⸗ 
men werden, daß in der Hand des Beſchwerdeführers alle 
Fäden zu einem einheitlichen Unternehmen zuſammen⸗ 
laufen, das nicht unterteilt werden kannn Der Be⸗ 
ſchwerdeführer beteiligt ſich am wirtſchaftlichen Verkehr nicht 
bloß auf dem Gebiet der Erziehung, ſondern auch auf dem 
Gebiet gewerblicher Leiſtungen durch Vertrieb oder Verleih von 
Büromaſchinen und Lehrmitteln. Nach Lage der Sache kann 
der Betrieb nur einheitlich beurteilt werden. Ein teils gewerb⸗ 
licher, teils nicht gewerblicher, aber einheitlicher und untrenn⸗ 
barer Betrieb eines und desſelben Unternehmers muß aber 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des NFH im ganzen als 
Gewerbebetrieb angeſehen werden. Dies gilt im vorliegenden 
Fall ganz beſonders, weil die drei Teilbetriebe in einem inne⸗ 
steh Zuſammenhang wirtſchaftlicher und finanzieller Natur 

ehen. 

(Hinweis auf Rich vom 17. Auguſt 1938 in RStBl 1938 
S. 915; 21. Dezember 1938 in RStBl 1939 S. 543; Hinweis 
auch auf Oermann in DStZ 1939 S. 528 u. f.) 


6. Mehrere Betriebe in der Hand von Ehegatten 


Die gleichen Grundſätze find den Gewerbeſteuerricht⸗ 
linien 1938 16 gemäß auch anzuwenden, wenn Ehegatten je 
für ſich gewerbliche Betriebe unterhalten. Betreibt der Ehe⸗ 
mann z. B. eine Gaſtwirtſchaft und ſeine Ehefrau eine 
Damenſchneiderei, ſo liegen zwei ſelbſtändige gewerbliche 
Betriebe mit verſchiedenen Unternehmern vor. Hinweis auf 
Oeftering⸗Herzler⸗Gebert, Gewerbeſteuergeſetz S. 67. Handelt 
es ſich dagegen um gleichartige oder wirtſchaft⸗ 
lich zuſammengehörige Betriebszweige, ſo 
iſt ein einheitlicher Gewerbebetrieb anzu⸗ 
nehmen, bei dem die beiden Ehegatten als Mitunternehmer 
anzuſehen ſind. Betreibt z. B. der Ehemann eine Herren- 
ſchneiderei und die Ehefrau in den gleichen oder daneben⸗ 
liegenden Räumen eine Damenſchneiderei, ſo iſt ein einheit⸗ 
licher Gewerbebetrieb gegeben. Hinweis auf Oeftering S. 67. 
Dasſelbe gilt, wenn z. B. der Ehemann in eigener Werkſtatt 
Spielwaren herſtellt, die die Ehefrau in einem Ladengeſchäft 
verkauft. Hinweis auf Abraham, Praktiſcher Führer durch 
das Gewerbeſteuerrecht S. 12. 


7. Regelung bei Gewerbebetrieben kraft Rechtsform und 
kraft wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
a) Gewerbebetriebe kraft Rechtsform 
Als Gewerbebetrieb gilt 8 2 Abſatz 2 Ziffern 1 und 2 
Satz 1 GewStG gemäß ſtets und in vollem Um⸗ 
fang die Tätigkeit der Offenen Handelsgeſellſchaften, Kom⸗ 


manditgeſellſchaften und anderer Geſellſchaften, bei denen 
die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbebetriebs anzujehen find, und die Tätigkeit der Kapi⸗ 
talgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaf⸗ 
ten auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Kolonialgeſellſchaften, bergrechtlichen Geſellſchaften), der 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und der Verſiche⸗ 
rungsvereine auf Gegenſeitigkeit. 

Die Frage der Beſteuerung mehrerer Betriebe in einer 
Hand ſpielt bei derartigen Unternehmungen keine Rolle. 
Ihre Tätigkeit gilt ſtets und in vollem Umfang als Ge⸗ 
werbebetrieb. Etwa vorhandene mehrere Betriebe eines der⸗ 
artigen Unternehmens ſind deshalb immer als ein⸗ 
heitlicher Vetrieb zu behandeln. Das gilt auch dann, 
wenn ſich die einzelnen Betriebe ihrer Art nach nicht orga⸗ 
niſch zu einem einheitlichen Geſamtbetrieb verbinden. Be⸗ 
treibt z. B. eine Aktiengeſellſchaft eine Brauerei, eine Buch⸗ 
druckerei und ein Lichtſpielhaus, ſo bilden alle drei Betriebe 
ein einheitliches Unternehmen. Hinweis auf Blümich S. 85. 


b) Gewerbebetriebe kraft wirtſchaftlichen 

Geſchäftsbetriebs 

Als Gewerbebetrieb gilt 8 2 Abſatz 3 GewStG gemäß 
auch die Tätigkeit der ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des 
privaten Rechts und der nicht rechtsfähigen Vereine, ſoweit 
ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb unterhalten. Aus 
dem Geſetzeswortlaut ergibt ſich nicht eindeutig, ob bei die⸗ 
ſen ſteuerlichen Gebilden ſtets nur ein einziger 
Gewerbebetrieb vorliegt, auch wenn ſie mehrere 
wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe unterhalten, oder ob als⸗ 
dann mehrere Gewerbebetriebe anzunehmen ſind. Die Ent⸗ 
ſcheidung des RH vom 14. Juni 1938 (RF Bd. 44 S. 201, 
RStBl 1938 S. 909) vertritt mit Recht den Standpunkt, 
daß die ſteuerpflichtige Tätigkeit der im Abſatz 3 GemSt& 
aufgeführten Perſonen ftetS einen einzigen Ge⸗ 
werbebetrieb bildet, auch wenn von einer ſolchen 
Perſon mehrere wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe unterhalten 
werden. Der Ric begründet dieſe Entſcheidung mit der 
Entſtehungsgeſchichte des § 2 Abſatz 3. Die gegenteilige An⸗ 
ſicht von Abraham, die ſich darauf ſtützt, daß im 8 2 Abſatz 3 
die Worte „in vollem Umfang“ nicht gebraucht ſeien, 
8 cen. Hinweis auf Abraham S. 11, aber 
au 68. 


8. Steuerliche Folgen 


Bilden mehrere Gewerbebetriebe in der Hand eines 
Unternehmers eine Einheit, fo find Verluſte und Ge⸗ 
winne, die der Unternehmer bei Selbſtändigkeit der 
mehreren Betriebe geſondert ausweiſen müßte, gegen⸗ 
einander auszugleichen. 


Beiſpiel: 
Gewinn aus Fleiſchereibetrieb 5 000 RM, 
Verluſt aus Speiſewirtſchaft . 2000 RM. 
Beide Betriebe bilden einen einheitlichen Ge⸗ 
werbebetrieb. Hinweis auf Abſchnitt 3. Der Gewerbe⸗ 
ſteuer iſt daher ein Gewerbeertrag von 3000 RM (5000 — 
2 000 RM) zugrunde zu legen. 


Gegenbeiſpiel: 
Gewinn aus Sägewerk 5000 RM, 
Verluſt aus Margarinefabrik. 5 2000 RM. 
Beide Betriebe find ſachlich ſelbſtändig. Der Ge⸗ 
werbeſteuer iſt daher ein Gewerbeertrag von 5 000 RM (Säge⸗ 
werk) zugrunde zu legen. 


Auf die Einkommenſteuer wirkt ſich dieſe für die 
Gewerbeſteuer wichtige Unterſcheidung nicht aus. Die Ein⸗ 
kommenſteuer iſt im Gegenſatz zu der Gewerbeſteuer eine 
Perſonenſteuer. Einkommenſteuerpflichtig find Per⸗ 
ſonen. Unterhält eine Perſon mehrere Gewerbebetriebe, ſo 
ſind Verluſte und Gewinne aus dieſen mehreren Gewerbe⸗ 
betrieben ſtets gegeneinander auszugleichen. Der bei der 
Einkommenſteuerveranlagung anzuſetzende Gewinn aus Ge⸗ 
werbebetrieb beträgt in beiden Beiſpielen 3000 RM. 

Die Zuſammenfaſſung mehrerer Gewerbebetriebe zu 
einer Einheit wirkt ſich auch hinſichtlich des Tarifs aus. 
Der Normalſatz des Gewerbeſteuertarifs beträgt § 11 
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Abſatz 2 GewStG gemäß 5 vom Hundert. Die Steuermeß⸗ 
zahlen für den Gewerbeertrag bei natürlichen Perſonen und 
Perſonengeſellſchaften betragen aber für die erſten 6 000 RM 
des Gewerbeertrags weniger als 5 vom Hundert (Hin⸗ 
weis auf § 11 Abſatz 2 Ziffer 1 GewStG). Bei Zuſammen⸗ 


Die Auskunftspflicht bei Gefahr der 


faſſung mehrerer Betriebe in einer Hand wird dieſe Ver⸗ 
günſtigung für die erſten 6000 RM ſomit nur einmal 
gewährt. Entſprechend iſt die Rechtslage bei dem Ge⸗ 
werbekapital und bei der Lohnſumme (Hinweis 
auf § 13 Abſatz 2, 8 23 Abſatz 2 GewStG). 


Strafverfolgung 


Von Regierungsrat Dr. £g/y, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt; 


1. Einführung, 
2. Auskunftspflicht des Steuerpflichtigen, 
3. Auskunftspflicht der Vertreter des Steuerpflichtigen, 


1. Einführung 


Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz haben oder ſich 
dauernd oder vorübergehend im Inland aufhalten, ſind ganz 
allgemein verpflichtet, dem Finanzamt auf Verlangen 
jede Auskunft zu erteilen, die nach der Meinung des 
Finanzamts für die ſteuerliche Erfaſſung erforderlich iſt 
G 204 Abſatz 2 AD). Insbeſondere iſt der Steuer ⸗ 
pflichtige in einem gegen ihn gerichteten Steuerermitt⸗ 
lungsverfahren (§ 204 u. f. AO) oder Steueraufſichtsver⸗ 
fahren ($ 201 AO) verpflichtet, ſchriftlich und 
mündlich jede Auskunft zu geben, die der 
Ermittlung des Steueranſpruchs dient 
(§ 170 u. f. AO). Er hat wahrheitsgemäß nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen Auskunft zu 
geben (8 170 Abſatz 1 AO). Er iſt zur Abgabe voll 
ſtändiger und richtiger Steuererklärungen 
verpflichtet (8 166 Abſatz 1 AO). 


Kommt der Steuerpflichtige einem Auskunftserſuchen 
nicht nach, jo kann die Auskunft § 202 AO gemäß er ⸗ 
zwungen werden. Das Finanzamt kann auch $ 217 AD 
gemäß ſchätzen. Der Steuerpflichtige kann ſich durch be⸗ 
wußtes Unterlaſſen der Auskunft und damit z. B. auch nur 
zeitweiliges Vereiteln des Steueranſpruchs einer Steuer ⸗ 
hinter ziehung $ 396 AO gemäß ſchuldig machen. 
Steuerhinterztehung kann auch durch das Unterlaſſen einer 
Rechtspflicht, hier der Auskunftspflicht, begangen werden. 


2. Auskunftspflicht des Steuerpflichtigen 


Der Steuerpflichtige iſt im Steuer ſt raf verfahren 
Beſchuldigter. Er iſt §S 136 StPO gemäß, der im Steuer⸗ 
ſtrafverfahren entſprechend gilt (Hinweis auf § 420 AO), zu 
befragen, „ob er etwas auf die Beſchuldigung erwidern 
wolle“. Der Beſchuldigte iſt alſo nicht zur Auskunft und 
Selbſtbelaſtung verpflichtet, ſondern er hat ein allge⸗ 
meines Auskunftsverweigerungsrecht. Die dem 
Finanzamt im Strafverfahren zugebilligten Rechte aus dem 
Ermittlungsverfahren (Hinweis auf § 441 Abſatz 4 AO) be⸗ 
ziehen ſich nur auf die Pflichten dritter Perſonen zur 
Auskunftserteilung. Es find deshalb auch Zwangsmittel 
gegen den Beſchuldigten unzuläſſig. 


Das Ermittlungsverfahren oder das Aufſichtsverfahren 
wird in ſehr vielen Fällen von einer Behörde, dem 
Finanzamt, durchgeführt. Der Steuerpflichtige wird deshalb 
oft auf die Behauptung verfallen, es müſſe ihm bei Gefahr 
der Strafverfolgung ſchon im Ermittlungsverfahren oder 
im Aufſichtsverfahren das Auskunftsverweigerungsrecht ein⸗ 
geräumt werden. Das Auskunftsverweigerungsrecht im 
Strafverfahren könne ſonſt leicht dadurch umgangen werden, 
daß das Finanzamt die Einleitung des Strafverfahrens ſo 
lange hinauszögere, bis es vom Steuerpflichtigen die erfor⸗ 
derlichen Belaſtungsunterlagen erhalten habe. Tatſächlich 
meint Mrozek in feinem Erläuterungsbuch zur AO, dritte 
Auflage 1924, zu § 202, es ſei „unmoraliſch“, wenn in einem 
ſolchen Fall eine Auskunft verlangt werde. Als Ausweg 
bleibe die Schätzung § 217 AO gemäß. Dieſe Begründung 
iſt im nationalſozialiſtiſchen Staat, der von jedem Volks ⸗ 
genoſſen Steuerehrlichkeit erwartet, nicht mehr 
vertretbar. 


4. Auskunftspflicht der Angehörigen des Steuerpflichtigen, 
5. Auskunftspflicht dritter Perſonen. 


Der Reichsfinanzhof hat in einem Gutachten 
vom 4. Dezember 1933 GrS D 7/33, RStBl 1934 S. 24, den 
Satz aufgeſtellt: 

„Wer fahrläſſig oder ohne Verſchulden eine Steuer⸗ 
erklärung unvollſtändig oder unrichtig abgegeben hat, iſt — da 
er zur Abgabe vollſtändiger und richtiger Steuererklärungen 
verpflichtet iſt — verpflichtet, ſie unverzüglich und ohne be⸗ 
ſondere Aufforderung zu ergängen oder zu berichtigen, es ſei 
denn, daß — wenn eine Veranlagung ſchon ſtattgefunden 
hat — auch bei Aufdeckung des Fehlers eine Berichtigung nach 
§ 222 nicht mehr zuläſſig wäre oder daß der Fehler wegen 
ſeiner Geringfügigkeit bedeutungslos iſt.“ 


Zur Begründung führt er u. a. aus: 

„Eine Strafverfolgung (§ 402 Abſatz 1 AO) kann dem 
Steuerpflichtigen aus der Erklärung nicht erwachſen, weil 
gerade die Ergänzung oder Nichtigftellung einen Straf⸗ 
ausſchließungsgrund bildet (§ 410 Abſaß 1 AO).“ 


Der Reichsfinanzhof hat damit aber noch nicht aus⸗ 
geſprochen, daß er dem Steuerpflichtigen eine Ergänzungs⸗ 
oder Berichtigungspflicht nicht auferlegen würde, wenn 
8.410 AO ausſcheidet und für den Steuerpflichtigen deshalb 
die Gefahr der Strafverfolgung erwächſt. Dagegen hat der 
Reichsfinanzhof in zwei älteren Urteilen vom 13. Oktober 
1921 III A 158/21 und vom 13. März 1929 II A 115/29 
ausdrücklich entſchieden, daß die Auskunftspflicht 
des Steuerpflichtigen auch dann beſtehe, wenn er be⸗ 
fürchten müſſe, ſtrafrechtlich verfolgt zu werden 
oder durch die Auskunft in eignen Sachen Angehörige 
in Ungelegenheit zu bringen. 

§ 176 AO gemäß kann der Befragte die Auskunft auf 
Fragen verweig ern, deren Beantwortung ihm ſelbſt 
oder einem Angehörigen die Gefahr einer Straf- 
verfolgung zuziehen würde. § 176 AO gilt aber nur, 
wenn dritte Perſonen im Sinn des § 175 AO um Aus⸗ 
kunft erſucht werden. Der Steuerpflichtige ſelbſt kann 
ſich auf § 176 AO nicht berufen. 

Hätte der Steuerpflichtige ſchon im Ermittlungsver⸗ 
fahren oder im Aufſichtsverfahren das Auskunftsverweige⸗ 
rungsrecht, ſo könnte er ſeine Pflicht, nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen Auskunft zu geben, faſt ausnahmslos mit 
der Behauptung umgehen, daß er ſich bei weiterer Aus⸗ 
kunftserteilung der Gefahr der Strafverfolgung ausſetze. 
Der Steuerpflichtige kann ſich außerdem durch eine nach⸗ 
trägliche wahrheitsgemäße Auskunft im Ermittlungsver⸗ 
fahren oder Aufſichtsverfahren — ſolange alſo das Straf⸗ 
verfahren noch nicht eingeleitet und die Einleitung noch nicht 
aktenkundig gemacht iſt (§ 441 AO) — oft Straffrei- 
heit § 410 AO gemäß verſchaffen. Die Anwendung des 
§ 410 AD iſt wegen der Gefahr unmittelbarer Ent- 
deckung noch nicht immer ausgeſchloſſen, wenn z. B. das 
Finanzamt die Steuererklärung § 205 AO gemäß be⸗ 
anſtandet, und der Steuerpflichtige auf Vorladung und 
Vorhalt ſeine Angaben berichtigt. 

Der Steuerpflichtige hat, wenn er nachträglich erkennt. 
daß eine Steuererklärung oder eine andere Erklärung, die 
er einer Finanzbehörde abgegeben hat, unrichtig oder un⸗ 
vollſtändig iſt, und daß die Unrichtigkeitoder Un⸗ 
vollſtändigkeit zu einer Verkürzung von Steuer⸗ 
einnahmen führen kann, dies § 165 e AO gemäß un ver⸗ 
züglich und ohne beſondere Aufforderung 
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der zuſtändigen Finanzbehörde anzuzeigen. Die An⸗ 
zeigepflicht beſteht nicht nur, wenn der Steuerpflichtige 
ohne Verſchulden oder fahrläſſig, ſondern auch, 
wenn er vor ſätzlich gehandelt hat; denn der Steuer⸗ 
pflichtige iſt zur Abgabe vollſtändiger und richtiger Steuer⸗ 
erklärungen verpflichtet (Hinweis auf Abſchnitt 1 Abſatz 2). 
Die Anzeige iſt eine Selbſtanzeige im Sinn des 
8 410 AD. Die Anzeige beſteht aber auch bei Gefahr un⸗ 
mittelbarer Entdeckung — alſo auch, wenn dem Steuer⸗ 
pflichtigen Straffreiheit $ 410 AO gemäß nicht mehr zu 
gewähren iſt —, weil der Steuerpflichtige wahrheitsgemäß 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen Auskunft zu geben hat 
(Hinweis auf Abſchnitt 1 Abſatz 2). 

Ergebnis: Der Steuerpflichtige iſt zur 
Auskunft auch dann verpflichtet, wenn er 
ſich der Gefahr der Strafverfolgung aus⸗ 
ſetzt. Dasſelbe gilt für die Berichtigung 
ſeiner Erklärungen. 


3. Auskunftspflicht der Vertreter des Steuerpflichtigen 


Die geſetzlichen Vertreter, z. B. juriſtiſcher, geſchäfts⸗ 
unfähiger oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Per⸗ 
ſonen, und die Vorſtände oder Geſchäftsführer von ſteuer⸗ 
pflichtigen Perſonenvereinigungen ohne eigene Rechtsfähig⸗ 
keit haben alle Pflichten zu erfüllen, die dem 
Steuerpflichtigen ſelbſt obliegen ($ 103 u. f. 
AD). Dasſelbe gilt für die durch Vollmacht beſtellten ge⸗ 
willkürten Vertreter des Steuerpflichtigen, die er⸗ 
mächtigt ſind, Mittel ihres Auftraggebers zu verwalten oder 
über ſolche Mittel zu verfügen (§ 108 AO, Hinweis auf 
Dr. Hager DStZ 1939 S. 903 Abſchnitt 3). 

Dieſe Perſonen find deshalb auch grundſätzlich im 
gleichen Umfang zur Auskunft verpflichtet 
wie der Steuerpflichtige ſelbſt. Sie können in⸗ 
ſoweit zur Erfüllung ihrer Pflichten gezwungen wer⸗ 
den (§ 202 AD). Bei ſchuldhafter Pflichtverletzung 
haften ſie perſönlich neben dem Steuerpflichtigen 
(8 109 AD). Die in 88 176 und 177 AO genannten Per⸗ 
ſonen dürfen deshalb die Auskunft ebenſowenig verwei⸗ 
gern wie der Steuerpflichtige ſelbſt, wenn ſie deſſen Ver⸗ 
treter im Sinn der 88 103 und 108 AD find. 

Dieſe Grundſätze gelten 8 177 Abſatz 2 AO gemäß auch 
für den Rechtsanwalt (und ſeinen Gehilfen), ſoweit er 
den Steuerpflichtigen in Steuer angelegenheiten vertritt 
(RFH-Urteil vom 3. Dezember 1926 V A 741/26 in Band 20 
S. 153). Der Rechtsanwalt kann aber die Auskunft auf 
Fragen verweigern, deren Beantwortung dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Gefahr der Strafverfolgung zuziehen würde. 
Iſt er aber der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit vom 
Steuerpflichtigen entbunden, ſo iſt er in jedem Fall zur 
Auskunft verpflichtet (NFH-Urteil vom 11. Mai 1932 IV A 
110/%2 im RStBl 1932 S. 507). 

Für Steuerberater und Helfer in Steuer⸗ 
ſachen gilt § 177 Abſatz 2 AO nicht. Dieſe Vertreter 
müſſen alſo auch dann Auskunft geben, wenn für den 
Steuerpflichtigen die Gefahr der Strafverfolgung entſteht. 
Nur § 2 StAnp® könnte das Finanzamt veranlaſſen, von 
Bevollmächtigten ohne dringenden Grund zunächſt eine 
Auskunft nicht zu verlangen, die das zwiſchen ihnen und 
dem Steuerpflichtigen beſtehende Vertrauensverhältnis er⸗ 
ſchüttern könnte. Gibt der Steuerpflichtige ſel bſt aber die 
Auskunft nicht, ſo kann eine ſolche Unehrlichkeit auch durch 
ein Vertrauensverhältnis nicht mehr geſchützt werden. 

Die Vertreter ſind genau wie der Steuerpflichtige ſelbſt 
(Hinweis auf Abſchnitt 2 vorletzter Abſatz) verpflichtet, 
deſſen unrichtige oder unvollſtändige Erklärungen zu be⸗ 
richtigen. Dies gilt auch dann, wenn der Steuerpflich⸗ 
tige vor ſätzlich gehandelt hat (88 165 e, 166, 103 
und 108 AO). Auch dieſe Anzeige gilt als „Selbſt⸗ 
anzeige“ im Sinn des § 410 AO (Einzelheiten für den 
Rechtsanwalt, die für die anderen Vertreter ſinngemäß 
en auf Dr. Hager, DStZ 1989 S. 903 Ab⸗ 
ſchni i 
Haben die Vertreter bei Ausübung ihrer Vertreter⸗ 
tätigkeit ſich feld it einer ſtrafbaren Handlung (Teilnahme, 
Anſtiftung, Beihilfe uſw.) ſchuldig gemacht, ſo können ſie 


“ 


auf Fragen, durch deren Beantwortung fie ſich ſelbſt der 
Gefahr der Strafverfolgung ausſetzen würden, die Aus⸗ 
kunft verweigern (§S 176 AO). 


4. Auskunftspflicht der Angehörigen des Steuerpflichtigen 

Angehörige des Steuerpflichtigen im Sinn des § 10 
StAnpG find wegen ihres Verwandtſchaftsverhältniſſes ganz 
allgemein in jedem Fall von der Auskunftspflicht be⸗ 
freit (§S 175 AO). Ihres Hinweiſes auf § 176 AD bedarf 
es alſo auch bei Fragen nicht, deren Beantwortung ihnen 
ſelbſt oder dem Steuerpflichtigen die Gefahr der Strafver⸗ 
folgung zuziehen würde. 

Dem Wortlaut des §S 175 AO gemäß müßte dies auch 
dann gelten, wenn Angehörige als Vertreter des 
Steuerpflichtigen im Sinn der §8 103 und 108 AO auf- 
treten. So hat auch der Reichsfinanzhof in einem älteren 
Urteil vom 13. November 1928 TA 435 entſchieden. Die 
3 PO dagegen gibt den Angehörigen im Sinn des § 383 
Abſatz 1 Ziffern 1 bis 3 ZPO ein Zeugnisverwei⸗ 
gerungsrecht nicht über diejenigen auf das ſtreitige 
Rechtsverhältnis ſich beziehenden Handlungen, die von 
ihnen ſelbſt als Rechtsvorgänger oder Vertreter 
einer Partei vorgenommen ſein ſollen (8 385 Abſatz 1 
Ziffer 4 ZPO). Die Angehörigen können das Zeugnis 
nur verweigern über Fragen, deren Beantwortung 
ihnen ſelbſt oder ihren Angehörigen zur Unehre gereichen 
oder die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung 
zuziehen würde (8 384 Ziffer 2 ZPO). Eine ähnliche Be⸗ 
ſtimmung enthält die AO zwar nicht. Dies iſt aber wohl 
nur daraus zu erklären, daß $ 176 AD, der bis zum 31. De» 
zember 1934 an Stelle des § 10 StAnpc den Begriff der 
Angehörigen enthielt, erſt im letzten Augenblick (in der 
dritten Leſung) in die AO aufgenommen wurde. Um ſo 
mehr iſt es nach meiner Meinung gerechtfertigt, § 1 
St AnpGͤgemäß die bezeichneten Grundſätze der 
ZPO auch im Steuerrecht gelten zu laſſen. Danach 
kann ein Angehöriger, wenn er als Vertreter des Steuer- 
pflichtigen handelt, ſich nicht auf 8 175 AO berufen. Er 
muß in feiner Vertretereigenſchaft, hinter der die An⸗ 
gehörigeneigenſchaft zurückzutreten hat, im gleichen Umfang 
auskunftspflichtig ſein wie der Steuerpflichtige ſelbſt. Die 
Auskunftserteilung iſt ihm nur dann nicht zuzumuten, 
wenn er dadurch ſich ſelbſt oder den Steuerpflich⸗ 
tigen der Gefahr der Strafverfolgung aus⸗ 
ſetzen würde. In dieſem Fall kann er die Auskunft § 176 
AD gemäß verweigern. 


5. Auskunftspflicht dritter Perſonen 

Dritte Perſonen, die nicht Vertreter oder Angehörige 
des Steuerpflichtigen find, haben dem Finanzamt wahr ⸗ 
heitsgemäß nach beſtem Wiſſen und Ge- 
wiſſen über alle Tatſachen Auskunft zu erteilen, die für 
die Ausübung der Steueraufſicht oder in einem Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren für die Feſtſtellung von Steueran⸗ 
ſprüchen von Bedeutung find (8 175 AD). Die Auskunfts- 
erteilung kann erzwungen werden ($ 202 AO). 

Ein Auskunftsverweigerungsrecht haben 
nur die in den 88 176 bis 180 AO genannten Perſonen. 

Dritte Perſonen find alſo auch dann zur Auskunft ver 
pflichtet, wenn dadurch für den Steuerpflichtigen 
die Gefahr der Strafverfolgung entſteht. Sie können die 
Auskunft nur verweigern, wenn fie ſich ſel bſt oder einem 
ihrer Angehörigen — etwa wegen Beteiligung an einer 
Steuerhinterziehung des Steuerpflichtigen — die Gefahr 
der Strafverfolgung zuziehen würden ($ 176 AD). In 
dieſem Fall find auch Zwangs mittel 8 202 AD gemäß 
unzuläſſig. So hat der Reichsfinanzhof (Urteil vom 5. Fe⸗ 
bruar 1936 IVA 38/35 im RStBl 1936 S. 148) einem 
Bankier das Recht der Auskunftsverweigerung zugeſtan⸗ 
den über Geſchäfte, die dieſer unter einem Decknamen 
ausgeführt hatte. In dem Auskunftserſuchen des Finanz⸗ 
amts konnte das Verlangen zur Selbſtbezichtigung 
wegen einer Zuwiderhandlung § 163 AD gemäß oder wegen 
Beteiligung an einer ſolchen Zuwiderhandlung liegen, die 
den früheren 88 407 und 408 AO gemäß oder jetzt als Bei⸗ 
hilfe zur Steuerhinterziehung § 396 AO gemäß ftrafbar iſt. 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


Steuerliche Begünftigung der Mehrarbeit 


Der Krieg, der dem Deutſchen Volk aufgezwungen worden iſt, 
verlangt von der Deutſchen Volkswirtſchaft gewaltige Anſtren⸗ 
gungen. Es muß auf allen Gebieten ſoviel wie möglich gearbeitet 
werden. 

Die Leiſtung von Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags⸗ und 
Nachtarbeit führt bei den Gefolgſchaftsmitgliedern zu Mehr⸗ 
arbeitslohn. Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch 
Erlaß vom 18. Dezember 1939 8 2228 — 21 III angeordnet, daß 
dieſer Mehrarbeitslohn nicht dem Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer unterliegt und auch für die Frage 
außer Betracht bleibt, ob die Freigrenzen beim Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer überſchritten werden. 


Beiſpiele: 

A. Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe II erhält einen Wochen⸗ 
lohn von 55 RM. Durch Mehrarbeitslohn, z. B. für Über⸗ 
ſtunden, erhöht ſich der Wochenlohn um 5 RM auf 60 RM. 
Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Wochenlohn von 60 RM — 2,55 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrabeitslohn von 5 RM nicht mehr 
dem Kriegszuſchlag. Der Wochenlohn ohne den Mehrarbeits⸗ 
lohn beträgt 55 RM. Der Kriegszuſchlag von dieſem Wochen⸗ 
lohn beträgt 1 RM. 


. Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe J erhält einen Wochen⸗ 
lohn von 50 RM. Durch Mehrarbeitslohn, 3. B. für Über⸗ 
ſtunden, erhöht ſich der Wochenlohn um 6 RM auf 56 RM. 
Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Wochenlohn von 66 RM — 2 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarbeitslohn von 6 RM nicht mehr dem 
Kriegszuſchlag. Der Wochenlohn ohne den Mehrarbeitslohn 
beträgt 50 RM. Er überſchreitet nicht die für den Kriegs⸗ 
zuſchlag vorgeſehene Freigrenze von 54 RM wöchentlich. Der 
Arbeitnehmer hat keinen Kriegszuſchlag zu entrichten. 


Die Lohnſteuer berechnet ſich der Lohnſteuertabelle gemäß 
nach Lohnſtufen. Durch den Mehrarbeitslohn kommt das Ge⸗ 
folgſchaftsmitglied oft in eine höhere Lohnſtufe. Dadurch 
wird oft eine un verhältnismäßig hohe Lohnſteuer ausgelöſt. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat durch den bezeichneten Erlaß 
vom 18. Dezember 1939 dieſe Härte beſeitigt. Er hat ange⸗ 
ordnet, daß der Arbeitslohn (Grundlohn und Zufchläge), der für 
Mehrarbeit, Sonntags⸗, Feiertags⸗ und Nachtarbeit gezahlt wird, 
nach den feſten Hunderkſätzen des § 35 der Lohnſteuerdurch⸗ 
führungsbeſtimmungen beſteuert werden kann (3. B. 10 v. H. bei 
Steuergruppe III, 3 v. H. bei Steuergruppe IV und Kinder⸗ 
ermäßigung für drei Perſonen), wenn das für das Gefolgſchafts⸗ 
mitglied günftiger iſt als beim Übergang in eine neue 
Lohnſtufe der Lohnſteuertabelle. 


Beiſpiele: 

A. Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe I erhält einen Wochen⸗ 
lohn von 50 RM. Durch Mehrarbeitslohn, 3. B. für Über⸗ 
ſtunden, erhöht ſich der Wochenlohn um 8 RM auf 58 RM. 
Bisher betrug die Lohnſteuer bei einem Wochenlohn von 
58 RM nach der Lohnſteuertabelle 6,90 RM. Nunmehr 
iſt die Lohnſteuer in der folgenden Weiſe zu berechnen: 


Wochenlohn von 50 RM, Lohnſteuer nach der 
Lohnſteuertabelle = 4,86 NM, 
Mehrarbeitslohn 8 RM, H. = 1,44 „ 
6,30 RM. 


Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe IV mit Kinderermäßi⸗ 
gung für zwei Perſonen erhält einen Monatslohn von 
180 RM. Durch Mehrarbeitslohn, z. B. für Überſtunden, er⸗ 
höht ſich der Monatslohn um 5 AM auf 185 RM. Bisher 
betrug die Lohnſteuer bei einem Monatslohn von 185 RM nach 
der Lobhnſteuertabelle 2,88 RM. Nunmehr iſt die Lohn⸗ 
ſteuer in der folgenden Weiſe zu berechnen: 


Monatslohn 180 RM, Lohnſteuer nach der 


Lohnſteuer 18 v. 
zuſammen 


Lohnſteuer tabelle . 1,82 RM. 
Mehrarbeitslohn 5 NM, Lohnſteuer 6 b. H. = 0,30 „, 
zuſammen 2,12 RM. 

Gd. 


Wehrfteuer der zum Wehrdienſt einberufenen Wehrjteuer- 
pflichtigen 
Viele Männer, die bereits eine endgültige Entſcheidung über 


die Nichteinberufung zur Erfüllung der zweijährigen aktiven 
Dienſtpflicht erhalten hatten und die deshalb wehrſteuerpflichtig 


ſind, ſind in den letzten Monaten zur Durchführung der Reichs⸗ 
verteidigung zum Wehrdienſt einberufen worden. Dieſe Männer 
bleiben nach den geltenden Beſtimmungen des Wehrſteuergeſetzes 
wehrſteuerpflichtig. Die Wehrſteuerpflicht ruht jedoch für die 
Dauer des Wehrdienſtes (82 Abſatz 2 WehrStG). 

Soweit die Wehrſteuer durch Steuerabzug vom Ar⸗ 
beitslohn erhoben wird, hat der Arbeitgeber die Wehrſteuer 
auch während der Dauer des Ruhens der Wehrſteuerpflicht ein⸗ 
zubehalten und an das Finanzamt abzuführen. 
Die Wehrſteuer wird, wenn eine Veranlagung nicht erfolgt, dem 
Arbeitnehmer auf ſeinen Antrag inſoweit erſtattet, als ſie 
vom laufenden Arbeitslohn für die Zeit der Übung einbehalten 
worden iſt. Der Antrag muß innerhalb eines Monats nach 
Ablauf des Kalenderjahrs geſtellt werden, in dem die Übung 
beendet wurde ($3 Abſatz 2 Erſte Wehr st DVoO). Soweit die 
Wehrſteuer veranlagt wird, hat der Wehrſteuerpflichtige auch 
während der Dauer des Ruhens der Wehrſteuerpflicht die Wehr⸗ 
ſteuervorauszahlungen in der Höhe, die ſich aus dem 
letzten Veranlagungs⸗ oder Feſtſetzungsbeſcheid ergibt, weiter ⸗ 
zu entrichten. Die veranlagte Wehrſteuerſchuld vermindert 
ſich durch das Ruhen der Steuerpflicht in dem Verhältnis, in dem 
die Zahl der Kalendertage des Wehrdienſtes zu 860 ſteht (8 8 
Abſatz 1 Erſte Wehr St DO). 

Die ſe Regelung wird den beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen des Krieges nicht gerecht. Sie wird bon 
den betroffenen Männern als unbillig empfunden. Das 
gilt insbeſondere von den zum Wehrdienſt einberufenen wehr⸗ 
ſteuerpflichtigen Arbeitnehmern. Sie haben zwar einen Anſpruch 
auf ſpätere Erſtattung. Der Zeitpunkt, zu dem die Erſtattungs⸗ 
anträge geſtellt werden können, iſt jedoch noch unbeſtimmt, weil 
die Beendigung des Wehrdienſtes noch nicht zu überſehen iſt. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb durch Rund⸗ 
erlaß vom 14. Dezember 1939 — 8 2715 — 268 III — ange⸗ 
ordnet, daß die Wehrſteuer von den Wehrſteuer⸗ 
pflichtigen, die zum Wehrdienſt einberufen 
worden ſind, für die Dauer ihrer Wehrdienſt⸗ 
leiſtung nicht erhoben wird. Der Runderlaß iſt im 
Reichsſteuerblatt veröffentlicht worden. 

Bei wehrſteuerpflichtigen Arbeitnehmern die 
zum Wehrdienſt einberufen worden ſind, iſt danach ab ſofort 
eine Wehrſteuer nicht mehr einzubehalten und 
abzuführen. Das gilt ſowohl für den laufenden Arbeits⸗ 
lohn, der auf die Zeit der Wehrdienſtleiſtung entfällt, als auch 
für ſonſtige Bezüge im Sinn des 835 LSt Do, die dem 
wehrſteuerpflichtigen Arbeitnehmer während der Dauer ſeiner 
Wehrdienſtleiſtung zufließen. Die veranlagten Wehr⸗ 
ſteu erpflichtigen haben bis zum Empfang des Wehrſteuer⸗ 
beſcheids für das Kalenderjahr weitere Vorauszahlun⸗ 
gen auf die Wehrſteuer nicht mehr zu entrichten, wenn 
ſie ſich am Fälligkeitstag der Vorauszahlung bei der Wehrmacht 
befinden. 8 

Der Reichsminiſter der Finanzen wird darüber, wann den 
wehrſteuerpflichtigen Arbeitnehmern die Wehrſteuerbeträge, die 
ihnen während der Dauer ihrer Wehrdienftleiſtung einbehalten 
worden ſind, erſtattet werden können, beſondere Anordnungen 
treffen. 

Die Eintragungen über die Wehrſteuerpflicht 
auf der Lohnſteuerkarte werden durch dieſen Erlaß nicht 
berührt. über die Frage, inwieweit die Kriegs⸗ 
muſterungsentſcheidungen für die Frage der Wehr⸗ 
ſteuerpflicht entſcheidend ſind, wird ein beſonderer Erlaß ergehen. 

Sch. 


Bürgerfteuer der durch die behördlichen Freimachungsmaß- 
nahmen im Weften des Reichs betroffenen Perſonen 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
9. Oktober 1939 (RStBl 1939 S. 1037) klargeſtellt, daß für die 
Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 nicht die Räumungs⸗ 
gemeinde, ſondern die Unterbringungsgemeinde 
ſteuerberechtigt iſt. Für Arbeitnehmer, die ihre Steuer⸗ 
karte 1939 in der Räumungsgemeinde zurückgelaſſen haben, 
iſt auf den Erſatzſteuerkarten 1939 Bürgerſteuer nicht anzufor⸗ 
dern. Hinweis auf die Eildienſtnachricht in Nr. 42 der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung. 

Durch Runderlaß des Reichsminiſters des Innern vom 
25. November 1939 (RMBliv 1939 S. 2403) find die Gemeinden 
angewieſen worden, den durch die behördlichen Freimachungsmaß⸗ 
nahmen im Weſten des Reichs betroffenen Perſonen die nach dem 
Zeitpunkt der Freimachung fällig gewordenen Teilbeträge der 
Bürgerſteuer 1939 hne beſonderen Antragallgemein 
zu erlaſſen. Der Erlaß der Bürgerſteuer wirkt ſich ſowohl 
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auf die durch Anforderung auf der Steuerfarte als auch auf 
die durch Steuerbeſcheid feſtgeſetzte Bürgerſteuer aus. Der 
Arbeitgeber braucht deshalb bei den in Betracht kommenden 
Arbeitnehmern bis zum Ende des Kalenderjahrs 1939 Bilrger- 
ſteuer nicht einzubehalten und abzuführen. In Zweifelsfällen 
hat der Steuerpflichtige auf Verlangen den Nachweis zu führen, 
daß er zu dem Kreis der aus den frei gemachten Gemeinden zurück⸗ 
geführten Perſonen gehört. Der Nachweis iſt durch Vorlegung 
einer Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde zu führen. Bereits 
entrichtete Bürgerſteuerbeträge werden nicht EN 5 


Bürgerfteuerpflicht von Arbeitnehmern aus dem Protektorat 
Böhmen und Mähren und aus der Slowakei 


Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob Arbeitnehmer, die 
aus dem Protektorat Böhmen und Mähren und aus der Slowakei 
in das Gebiet des Deutſchen Reichs zuziehen, im Jahr des 
Zuzugs bürgerſteuerpflichtig ſind. 


Maßgebend für die Steuerberechtigung und für die Steuer⸗ 


pflicht find bei der Bürgerſteuer die Verhältniſſe am 
Stichtag. Stichtag iſt der 10. Oktober des Kalenderjahrs, das 
dem Erhebungsjahr vorangeht. Bei Perſonen, die nach dem 
10. Oktober aus dem Aus land zuziehen, iſt Stichtag der Tag 
des Zuzugs. 

Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt ein 
Gebiet des Deutſchen Reichs, alſo Inland im Sinn des Bürger⸗ 
ſteuerrechts. In dieſem Gebiet wird für das Kalenderjahr 1939 
eine Bürgerſteuer nicht erhoben. Es kann infolgedeſſen von den 
Arbeitnehmern, die nach dem 10. Oktober 1938 aus dem Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren in eine Gemeinde des übrigen 
Reichsgebiets zuziehen, für das Kalenderjahr 1939 Bürgerſteuer 
nicht erhoben werden. 

Die Slowakei iſt ein ſelbſtändiger Staat, alſo Aus ⸗ 
land im Sinn des Bürgerſteuerrechts. Arbeitnehmer, die im 
Laufe des Kalenderjahrs 1939 aus der Slowakei in eine in- 
ländiſche Gemeinde zuziehen, ſind vom Tag des Zuzugs ab 
bürgerſteuerpflichtig, wenn ſie die allgemeinen Vor⸗ 
2 für die Begründung der perſönlichen Steuerpflicht 
erfüllen. 

Es iſt für eine ſinngemäße Anwendung des zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und der vergangenen Tſchecho⸗Slowakiſchen 
Republik abgeſchloſſenen Doppelbeſteuerungsvertrags vom 31. De⸗ 
zember 1921 kein Raum. Die Bürgerſteuer war in dieſen Ver⸗ 
trag nicht einbezogen. O. 


Die Ungehorſamsfolgen im Steuetrecht 


Zu dem Aufſatz „Die Ungehorſamsfolgen im Steuerrecht“ 
in Nen 38 und 42 der DStz 1939 iſt aus der Praris angefragt 
worden, ob nicht der Säumniszuſchlag unter Umſtänden doch 
8 weimal erhoben werden dürfte. Hat zum Beiſpiel A erſt 
nach Fälligkeit um Stundung gebeten und dann die 
ihm nachträglich gewährte Stundungsfriſt ungenutzt verſtreichen 
laſſen, kann dann der Säumniszuſchlag wegen des nicht ent⸗ 
richteten Betrags zweimal erhoben werden (einmal wegen der 
Verſäumung der urſprünglichen Fälligkeitsfriſt und 
einmal wegen der Verſäumung der Stundungsfriſt)? 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Das Steuerſäumnisgeſetz 
bezeichnet den Säumniszuſchlag ausdrücklich als einen ein⸗ 
maligen. Wenn ein Säumniszuſchlag wegen der nicht recht⸗ 
zeitigen Entrichtung eines Betrags verwirkt worden iſt, fo kann 
wegen dieſes Betrags ein weiterer Säumniszuſchlag nicht er⸗ 
hoben werden. Ob der Steuerpflichtige ſich hinſichtlich des einmal 
nicht rechtzeitig entrichteten Betrags einer weiteren 
Säumnis ſchuldig macht, iſt dabei gleichgültig — wenigſtens für 
die Verwirkung des Säumniszuſchlags. Andernfalls wäre 
die Hervorhebung der Einmaligkeit des Säumniszuſchlags durch 
das Geſetz überflüſſig. B. 


Zum Steuergufſcheinverfahren 


1. Bewertungsfreiheit und erleichtertes Verfahren für die Ver⸗ 
wahrung von Steuergutſcheinen 


Einige Zweifelsfragen, die ſich in Zuſammenhang mit 
der erleichterten Verwahrung und Überweiſung von Steuergut⸗ 
ſcheinen ($ 4 der Dritten N DV) ergeben haben, werden im 
Rö ß⸗Erlaß vom 9. Dezember 1939 — 8 2810 
— 30111 — geklärt. Gewerbliche Unternehmer, die Steuergut⸗ 
ſcheine I bei Kreditinſtituten hinterlegt haben, für die fie Be⸗ 
wertungsfreiheit in Anſpruch nehmen wollen, ſollen durch die 
Erleichterungen, die den Kreditinſtituten eingeräumt ſind, nicht 
benachteiligt werden. 

88 NF gemäß müſſen Steuergutſcheine I. für die ein gewerb⸗ 
licher Unternehmer Bewertungsfreiheit in Anſpruch nehmen will, 
dem Unternehmer während eines beſtimmten Zeitraums ge⸗ 


hören. Dabei iſt die Verwahrung der Steuergutſcheine bei 
einem Kreditinſtitut im § 28 Abſatz 2 der NJ DW ausdrücklich 
zugelafjen. Steuergutſcheine, die von einem Kreditinſtitut 
auf Grund der Vorſchriften des Bankdepotgeſetzes verwahrt 
werden, bleiben Eigentum des Hinterlegers. Ab⸗ 
weichend vom Bankdepotgeſetz geht auf Grund von 8 4 
Abſatz 1 Ziffer 2 der Dritten N DW das Eigentum an den bei 
einem Kreditinſtitut hinterlegten Steuergutſcheinen auf das 
Kreditinſtitut über. Der Hinterleger hat danach lediglich 
einen Anſpruch auf Rückgewähr von Steuergut⸗ 
ſcheinen. Um den Hinterleger vor Nachteilen im Bereich der 
Bewertungsfreiheit zu bewahren, iſt bei der Steuerveranlagung 


davon auszugehen, daß der Anſpruch des Unter⸗ 
nehmers auf Rückgewähr von Steuergut⸗ 
ſcheinen an die Stelle des Eigentums an 


Steuergutſcheinen tritt. Die Rechte des Unternehmers, 
der Steuergutſcheine einer Bank in Verwahrung gegeben hat, 
bleiben daher auch bei dem erleichterten Verfahren für die Ver⸗ 
wahrung in vollem Umfang gewahrt. 


8 12 Abſatz 1 der Zweiten NF DV gemäß können Pfand⸗ 


rechte an Steuergutſcheinen 1 durch die Geſchäfts⸗ 
bedingungen der Kreditinſtitute nicht begründet 
werden. Die Begründung von Pfandrechten an Steuergut⸗ 


ſcheinen I durch Kreditinſtitute bedarf vielmehr einer aus ⸗ 
drücklichen und ſchriftlichen Erklärung. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt fſinngemäß auf die Anſprüche auf Rück⸗ 
gewähr von Steuergutſcheinen anzuwenden, 
die der Hinterleger gegenüber dem Kreditinſtitut hat. Der Lauf 
der Friſten, die für die Inanſpruchnahme der Bewertungsfrei⸗ 
heit vorgeſchrieben ſind, wird alſo nur durch eine ausdrückliche 
und ſchriftliche Verpfändung des Anſpruchs auf Rückgewähr von 
Steuergutſcheinen I unterbrochen (Hinweis auf § 11 der Zweiten 
NF DP). 

Ein Kreditinſtitut darf ſeinen Beſtand an Steuergut⸗ 
ſcheinen I nur bis zu dem Geſamtbetrag ber- 
pfänden, der dem Geſamtbetrag an Steuergut⸗ 
ſcheinen IT entfpridt, die dem Kreditinſtitut ver⸗ 
pfändet ſind. Damit wird das wirtſchaftspolitiſche 
Ziel der Beſtimmung des 811 der Zweiten N DB, durch die 
eine Kreditausweitung auf der Grundlage von Steuer⸗ 
gutſcheinen I. für die Bewertungsfreiheit in Anſpruch genommen 
wird, verhindert werden ſoll, auch bei dem erleichterten 
Verfahren für die Verwahrung von Steuergutſcheinen ſicher⸗ 
geſtellt. 

Die Anſprüche auf Rückgewähr von Steuergutſcheinen, die 
eine Bank ihrer Kundſchaft gegenüber zu erfüllen hat, müſſen 
jederzeit durch eigene Beſtände des Kreditinſtituts oder durch 
Anteile des Kreditinſtituts an Sammelbeſtänden einer Wert⸗ 
papierſammelbank oder durch Anſprüche an andere Kreditinſtitute 
gedeckt fein ($ 4 Abſatz 1 Ziffer 8 der Dritten NF Dp). 
Eigene Beſtände an Steuergutſcheinen I, für die das 
Kreditinſtitut ſelbſt Bewertungsfreiheit in An⸗ 
ſpruch nehmen will, können jedoch nicht als Deckung für An⸗ 
ſprüche der Kundſchaft auf Rückgewähr von Steuergutſcheinen I 
dienen. 


2. Sicherheitsleiſtung für Frachtſtundungskredite 
Kraftwagen⸗Betriebsverbands 


Der Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband gewährt den Ver⸗ 
ladern eine Frachtſtundung, die in Zuſammenarbeit mit 
den drei Berliner Filialgroßbanken organiſiert iſt. Der Fracht⸗ 
ſtundungskredit wird unter den gleichen Bedingungen wie bei der 
Reichsbahn gewährt. Die Hinterlegung von Steuer⸗ 
gutſcheinen I bei den Stundungsbanken zur Sicherung 
dieſer Kredite iſt daher im Bereich der Bewertungsfrei⸗ 
heit ebenſo unſchädlich wie die Hinterlegung bei der Ver⸗ 
kehrs⸗Kredit⸗Bank zur Sicherheitsleiſtung für geſtundete Reichs⸗ 
babnfrachten (Hinweis auf Ziffer 4 der Eildienſt⸗Nachrichten, 
DEZ 1939 Nummer 45). Bus. 


Der Zinſenbegriff für das Gewerbeſteuerrecht 


Für die Ermittlung des der Gewerbeſteuer unterliegenden 

Gewerbeertrags find bekanntlich dem Gewinn die Zin ſen 
für Schulden hinzuzurechnen, die wirtſchaftlich mit der Grün⸗ 
dung oder dem Erwerb des Betriebs oder eines Anteils am Be⸗ 
trieb oder mit einer Erweiterung oder Verbeſſerung des Betriebs 
zuſammenhängen oder der nicht nur vorübergehenden Verſtär⸗ 
kung des Betriebskapitals dienen. Es handelt ſich dabei um die 
ſogenannten Dauerſchulden. 
Diie Feſtſtellung, ob es ſich tatſächlich um Dau erſchulden 
im Sinn des §8 Ziffer 1 GewStG handelt, bereitet oft gewiſſe 
Schwierigkeiten. Außerdem iſt die Frage, welche Beträge über⸗ 
haupt als Entgelt für die Nutzung des Kredits (Zinſen) 
anzuſehen find, nicht ganz leicht zu entſcheiden. 


des Reichs⸗ 
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Nach der geſetzlichen Beſtimmung kommen lediglich „Sins 
ſen“ für die Hinzurechnung in Betracht. Somit ſcheiden von 
vornherein ſolche Beträge aus, die den Charakter von allge⸗ 
meinen Verwaltungskoſten — Geldbeſchaffungskoſten 
u. dgl. — haben. Werden als Sicherheit für die Gewährung 
eines Kredits Wertpapiere bei der kreditgebenden Bank hinterlegt, 
fo find die Koſten für die Verwaltung dieſer Wertpapiere ab⸗ 
zugsfähig, d. h. ſie ſind nicht dem Gewinn hinzuzurechnen. 

Anderſeits iſt zu beachten, daß es für den Begriff „Zinſen“ 
nicht auf die formelle Bezeichnung, ſondern auf den 
1 Inhalt der Leiſtung ankommt (ſiehe RStBl. 1938 

Es werden insbeſondere bei Wechſelkrediten außer 
dem Wechſeldiskont, der den Charakter von Zinſen hat, verſchie⸗ 
denartige Proviſtonen berechnet, bei denen unterſucht werden 
muß, ob ſie unter den Zinſenbegriff fallen. 

Der Wechſelkredit ſtellt nach der Auffaſſung des Ra 
dann eine Dauerſchuld dar, wenn die Laufzeit der Wechſel 
fo bemeſſen iſt, daß die Wechſelſchuld nicht nur zur vorüber ⸗ 
gehenden Verſtärkung des Vetriebskapitals dient. Ein Kredit, 
der auf Grund von Dreimonatstratten aufgenommen 
worden iſt, von dem aber von vornherein feſtſteht, daß er für 
die Dauer von zwei Jahren zugeſagt iſt, gilt als Dauer⸗ 
ſchuld im Sinn des § 8 Ziffer 1 GewStG. 

Die Entgelte für die Nutzung eines derartigen Wechſel⸗ 
kredits fallen alſo grundſätzlich unter den Zinſenbegriff. Nicht 
dazu rechnet die ſogenannte Zuſageproviſton für die 
nicht in Anſpruch genommenen Kredite; denn die lediglich von 
den Banken bereitgeſtellten, aber von dem Kreditnehmer 
noch nicht in Anſpruch genommenen Kredite find dem Unter⸗ 
nehmer nicht zugefloſſen, ſie haben alſo zur Verſtärkung 
der Betriebsmittel des Unternehmens noch nicht dienen können. 
Ein Schuldverhältnis gegenüber der Bank liegt überhaupt noch 
nicht vor. 

Dagegen iſt die Zuſageproviſion für die Verlän⸗ 
gerung der bereits in Anſpruch genommenen Kredite ein Ent⸗ 
gelt für ſeine Überlaſſung. Derartige Proviſionen werden dafür 
gezahlt, daß urſprünglich für den kurzfriſtigen Wechſelkredit 
nur der niedrigere Wechſeldiskont berechnet worden iſt. Bei 
der Verlängerung des Wechſelkredits erfolgt als Ausgleichszahlung 
die Zuſatzproviſion. 

Desgleichen iſt die Akzeptprobiſion bei einem Tratten⸗ 
kredit Zins und ſomit dem Gewinn hinzuzurechnen, weil die Bank 
die Akzepte dem Unternehmen an Stelle von Barbeträgen aus⸗ 
gehändigt hat. Mit Hilfe der Akzepte gelangt das Unternehmen 
in den Beſitz der erforderlichen Barmittel (ſiehe RStBl. 1939 
S. 711). Car. 


Büchftellung für die Gewerbefteuer 


Der einheitliche Steuermeßbetrag wird § 14 Abſatz 2 GewStG 
vom 1. Dezember 1936 gemäß für das Rechnungsjahr feſt⸗ 
geſetzt. Als Rechnungsjahr gilt der Zeitraum vom 1. April bis 
31. März. 

Die Gewerbeſteuer iſt mit je einem Viertel ihres Jahres⸗ 
betrags am 15. Mai, 15. Auguſt, 15. November und 15. Februar 
fällig (Hinweis auf § 18 GewStG). 

Maßgebend iſt § 10 gemäß der Gewerbeertrag des Kalen⸗ 
derjahrs, das dem Erhebungszeitraum unmittelbar voran⸗ 
gegangen iſt. Bei Gewerbetreibenden, die Bücher nach den Vor⸗ 
ſchriften des HGB zu führen verpflichtet find und ſolche tatſäch⸗ 
lich führen, gilt der Gewerbeertrag als in dem Kalenderjahr be⸗ 
zogen, in dem das Wirtſchaftsjahr oder die Wirtſchafts⸗ 
jahre geendet haben. 

Deckt ſich das Wirtſchaftsjahr eines Gewerbetreibenden 
nicht mit dem für die Gewerbeſteuer maßgebenden Rechnungsjahr, 
ſo entſteht die Frage, ob die nach dem Ende des Wirtſchaftsjahrs 
fälligen Gewerbeſteuerraten für das Rechnungsjahr bei der Er⸗ 
mittlung des ſteuerpflichtigen Gewinns als Schuldpoſten (Rück⸗ 
ſtellungen) berückſichtigt werden können. 

Beiſpiel: Das Wirtſchaftsjahr ſoll das Kalenderjahr ſein. 
Für das Rechnungsjahr 1938 (1. April 1938 bis 31. März 1939) 
wird der Ermittlung des gewerbeſteuerpflichtigen Ertrags das 
Ergebnis des Wirtſchaftsjahrs (Kalenderjahrs) 1937 zugrunde ge⸗ 
legt. Die einzelnen Vierteljahresraten der Gewerbeſteuer mögen 
1000 RM betragen. Kann im vorliegenden Fall die Gewerbe⸗ 
ſteuerrate für 15. Februar 1939 in Höhe von 1000 RM in der 
Bilanz zum 31. Dezember 1988 gewiunmindernd zurück⸗ 
geſtellt werden? 

Nach der bisherigen Rechtſprechung war dieſe Frage zu 
bejahen. Im Urteil vom 24. Auguſt 1938 VI 5298 (RStBl 
1938 S. 975 Nr. 921) hat der NFH entſchieden, daß die nach Ab⸗ 
ſehluß des Wirtſchaftsjahrs fälligen Gewerbeſteuerraten für das 
laufende Rechnungsjahr als Schuldpoſten eingeſetzt werden können. 
„Unerheblich iſt, daß einige Teilzahlungen der für dieſes Rech⸗ 


nungsjahr zu erhebenden Gewerbeſteuer erſt nach dem 81. Dezem⸗ 
ber 1930, alſo nach dem Ablauf des Wirtſchaftsjahrs, fällig wer⸗ 
den.“ Dieſem Urteil lag eine Rückſtellung für die württem⸗ 
bergiſche Gewerbeſteuer zugrunde. Der RFH aber hat am 
Schluß dieſes Urteils ausdrücklich bemerkt, daß für die Reichs⸗ 
gewerbeſteuer nichts anderes gelte. 

Der RFH iſt bon dieſer Auffaſſung im Urteil vom 7. Nobem⸗ 
ber 1939 I 373/38 nunmehr abgewichen. Danach können bei 
der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Gewinns nur diejenigen Ge⸗ 
werbeſteuerraten zu Laſten des laufenden Wirtſchaftsjahrs ver⸗ 
rechnet werden, die auf die zu dem Wirtſchafts jahr ge⸗ 
hörigen Monate des Rechnungsjahrs entfallen. 

Im Streitfall handelt es ſich um die Ermittlung des 
körperſchaftſteuerpflichtigen Gewinns für das Jahr 
1937, dem das Ergebnis des Wirtſchaftsjahrs vom 1. Oktober 1936 
bis 30. September 1937 zugrunde lag. Die Firma hatte in ihrer 
Bilanz zum 30. September 1987 die am 15. November 1937 und am 
15. Februar 1938 fälligen Gewerbeſteuerraten als Schuldpoſten 
eingeſetzt. Der Gewinn war um dieſe Beträge gekürzt worden. 

Nach dem Urteil vom 7. November 1939 iſt dieſe Behandlung 
nicht Fefe Die Gewerbeſteuerraten für 15. November und 
15. Februar dürfen in der Bilanz zum 30. September 1937 den 
Gewinn des Wirtſchaftsjahrs nicht mindern. Ware in die Bilanz 
zum 30. September 1937 die Gewerbeſteuer in voller Höhe für 
das Rechnungsjahr 1937 eingeſetzt worden, fo müßten zur richtigen 
Abgrenzun 8 des Gewinns des Wirtſchaftsjahrs 1936/87 
die nach dem Bilanztag fälligen Gewerbeſteuerraten auf der Beſttz⸗ 
19015 der Bilanz unter den Rechnungsabgrenzungspoſten aktiviert 
werden. 

Dieſe grundſätzliche Entſcheidung iſt ſowohl 
bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winns der natürlichen Perſonen als auch der von 
Körperſchaften zu beachten. Car. 


Einführung des kinkommenſteuergeſetzes 1939 in der 
Oſtmark 


Das Einkommenſteuergeſetz vom 6. Februar 1988 und die 
Verordnungen, die zur Durchführung dieſes Geſetzes ergangen 
ſind, ſind durch die Siebente Verordnung zur Ein⸗ 
führung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land 
Oſterreich vom 17. Dezember 1938 (RGBl. J S. 1817, 
RStBl. 1938 S. 1161) eingeführt worden. Die erſtmalige Veran⸗ 
lagung nach dieſem Einkommenſteuergeſetz wurde für das 
Kalenderjahr 1938 vorgenommen. 

„Durch die Zwanzigſte Verordnung zur Einfüh⸗ 
rung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in der Oſt⸗ 
mark vom 21. November 1939 (RGBl. I S. 2303, RStBl. 
1939 S. 1149) ſind die Vorſchriften, durch die zu Beginn dieſes 
Jahrs das Einkommenſteuerrecht geändert worden iſt, auch in der 
Oſtmark eingeführt worden. Im einzelnen handelt es ſich um die 
folgenden Vorſchriften: 


1. das Geſetz zur Anderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 
17. Februar 1939 (RGBl. J S. 283), 


2. das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 (RGBl. I 
S. 297), 


3. die Durchführungsbeſtimmungen zum Einkommenſteuergeſetz 
vom 17. März 1939 (RGBl. I ©. 503), 


4. die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 vom 10. März 
1939 (RGBl. I S. 449), 

5. die Verordnung über den Steuerabzug von Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen vom 31. März 1939 (RGBl. I S. 691). 


Es war erforderlich, neben dem Einkommenſteuergeſetz bom 
27. Februar 1939 auch das Geſetz zur Anderung des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 17. Februar 1939 in der Oſtmark einzuführen. 
weil in dieſem Anderungsgeſetz nicht nur einige Vorſchriften des 
Einkommenſteuergeſetzes vom 6. Februar 1938, ſondern auch an⸗ 
dere Steuergeſetze (§ 10 des Steueranpaſſungsgeſetzes und das 
Geſetz über die Erhebung einer Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder 
vom 28. März 1934) abgeändert worden ſind. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939, § 10 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes in der geänderten Faſſung und die 
Durchführungsbeſtimmungen zum Einkommenſteuergeſetz ſind in 
der Oſtmark erſtmalig auf die Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1939 anzuwenden. 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. Fe⸗ 
bruar 1939 über den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
(Lohnſteuer) und die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
1939 find in der Oſtmarkerſtmalig anzuwenden 


1, bei lauſendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, der 
für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, der nach dem 
31. Dezember 1939 endet: 
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2. bei ſonſtigen (insbeſondere einmaligen) Bezügen auf 
den Arbeitslohn, der nach dem 31. Dezember 1939 gezahlt 
wird. 


Die Erhöhung der Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder von 10 v. H. auf 20 v. H. und die Vorſchriften 
der Verordnung über den Steuerabzug von Aufſichtsratsvergütun⸗ 
gen vom 31. März 1939 gelten in der Oſtmark erſtmalig für 
die Aufſichtsratsbergütungen, die dem Steuer⸗ 
pflichtigen nach dem 81. Dezember 1939 zufließen. 


Bofteuerungsgrundlage für die Bürgerſteuer 1940 im 
Gudetengau 


Im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen 
und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen gelten 
ab 1. Januar 1940 grundſätzlich die Vorſchriften des Bürger⸗ 
ſteuergeſetzes vom 20. November 1937 in der Faſſung des Erſten 
Geſetzes zur Anderung des Bürgerſteuergeſetzes vom 31. Oktober 
1938. Hinweis auf den Leitaufſatz in Sr. 40 der DStZ. Die 
Vorſchriften in den 8$ 2 und 8 der Einführungs⸗ 
verordnung vom 21. September 1939 (RGBl. I S. 1946, 
REM. 1939 S. 1021) find übergangsvorſchriften. 
Sie find nur inſoweit anzuwenden, als es nicht möglich iſt, 
die allgemeinen Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes anzu⸗ 
wenden. Steht der Anwendung der allgemeinen Vorſchriften 
nichts im Weg, ſo ſind die Übergangsvorſchriften in den 88 2 
und 3 der Einführungsverordnung bedeutungslos. 

Iſt z. B. eine natürliche Perſon am 1. Dezember 1938 oder 
am 1. Februar 1939 aus dem Altreichsgebiet oder aus der Oſtmark 
in eine Gemeinde zugezogen, die zu einem der im $ 1 der Ein⸗ 
führungsverordnung bezeichneten Gebiet gehört, und iſt dieſe 
Perſon im Verhältnis zu einer ſolchen Gemeinde für das Kalen⸗ 
derjahr 1940 bürgerſteuerpflichtig, ſo iſt Beſteuerungs⸗ 
grundlage das Einkommen im Sinn des 8 6 Ab⸗ 
ſatz 1 B St G, unter Umſtänden auch das Vermögen im Sinn 
des $ 7 BStG. In dieſem Fall iſt die Veranlagung zur Ein⸗ 
lommenſteuer von dem Finanzamt des Altreichsgebiets oder der 
Oſtmark, das für den Steuerpflichtigen bisher zuſtändig war, nach 
den allgemeinen Vorſchriften des Einkommenſteuerrechts für das 
Kalenderzahr 1938 vorgenommen worden. Hinweis auf die Rdß⸗ 
Erlaſſe vom 24. Dezember 1938 und vom 27. Februar 1989 
(RStBl. 1039 S. 1 und S. 486). Beſteuerungsgrundlage für die 
Erhebung der Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 iſt bei dieſem 
Steuerpflichtigen das Einkommen, das der Steuerpflichtige 
im Kalenderjahr 1938 bezogen hat, es ſei denn, daß das 
Vermögen die Beſteuerungsgrundlage bildet, weil der dafür 
geltende Steuermeßbetrag höher iſt als der nach dem Ein⸗ 
kommen zugrunde zu legende Steuermeßbetrag. 0 


fjebelätze der Bürgerſteuer 1940 im Memelland 


Das Einführungsgeſetz zu den Realſteuergeſetzen vom 1. De⸗ 
zember 1936 (RG Bl. 1 S. 961) iſt 8 1 der Verordnung zur Ein: 
führung von Reichsſteuerrecht im Memelland vom 29. April 1939 
iG l.! S. 870) gemäß im Memelland eingeführt worden. Die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind deshalb anzuwenden, ſoweit ſie 
im Memelland zur Zeit durchführbar ſind. Das gilt z. B. hinſicht⸗ 
lich der Vorſchriften im § 6 des Einführungsgeſetzes zu den Real⸗ 
ſteuergeſetzen. Die Neueinführung der Bürgerſteuer in den 
Memelländiſchen Gemeinden bedarf deshalb in finngemäßer An⸗ 
* — FARB Fa der Vierten Ausführungsan⸗ 

e uhrungsgeſetz zu den Realſteuergeſetzen vom 
7. Juli 1939 (RM BliV S. 1411) der ne ber en Ge⸗ 
meindeaufſichtsbehörde, wenn der Hebeſatz in Gemeinden bis zu 
2000 Einwohnern 400 v. H., in Gemeinden von 2000 bis 25 000 
Einwohnern 500 v. H. und in Gemeinden von mehr als 25 000 
Einwohnern 600 v. H. überſchreitet. O0. 


Freigrenze bei der Erhebung der Bürgerfteuer 1940 in 
Danzig 


Der Reichsminiſter der Finangen hat in Ergänzung ſeines 
Runderlaſſes vom 19. Oktober 1939 (olnwels 80 die ken 
nachricht in Nummer 46 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung) durch Er⸗ 
laß vom 20. November 1989 das folgende angeordnet: 

§ 16 Abſatz 1 BStc gemäß beträgt die Freigrenze 150 b. H., 
bei Ledigen 180 v. H. des Betrags, den r Steuerliche 15 
Fall der Hilfsbedürftigkeit von dem Fürſorgeverband, der am 
Stichtag für ihn zuſtändig iſt, nach den Richtſätzen der allgemeinen 
Fürſorge als Wohlfahrtsunterſtützung im Erhebungsjahr erhalten 
würde, mindeſtens aber jährlich 400 RM. An Stelle des Richt⸗ 
ſatzes der allgemeinen Fürſorge iſt auf Antrag des 
Steuerpflichtigen der Richtſatz der gehobenen Fürſorge zu⸗ 
grunde zu legen, wenn der Steuerpflichtige im Fall der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit auf gehabene Fürſorge Anſpruch hätte. 


Maßgebend für den Familienſtanb und für die Hohe 
der Richtſätze find § 16 Abſatz 2 Satz 1 BStG gemäß die Ver⸗ 
hältniſſe am Stichtag. Stichtag für die Bürgerſteuer 1940 iſt der 
10. Oktober 1939. An dieſem Tag beſtanden im Gebiet der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig ſchon Fürſorgerichtſätze. Von dieſen 
Richtſätzen kann aber wegen der inzwiſchen eingetretenen wirt: 
ſchaftlichen Veränderungen bei der Berechnung der Freigrenze für 
die Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 nicht ausgegangen wer⸗ 
den. Ich habe ſchon im Abſchnitt III Ziffer 6 meines Erlaſſes vonn 
19. Oktober 19390 — 8 2230 — Dzg 1111 / L 2400 — Dzg 43 III -— 
(RStBl. 1939 S. 1090) darauf hingewieſen, daß es erforderlich ſei, 
die Richtſätze vom 10. Oktober 1939 zu überprüfen, und fie neu 
feſtzuſetzen. Die neu feſtgeſetzten Richtſätze ſollen ſodann bei der 
Berechnung der Freigenze für die Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 
1940 maßgebend ſein. 

Im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern be⸗ 
ſtimme ich, daß abweichend von der Vorſchrift im § 16 Abſatz 2 
Satz 1 BStE für die Höhe der Richtſätze nicht von den 
Verhältniſſen am Stichtag (10. Oktober 1939), ſondern von den 
Verhältniſſen am 15. November 1939 auszugehen iſt. 

Sollte in einer Gemeinde ſpäteſtens am 15. November 1939 
eine Neufeſtſetzung der Richtſätze noch nicht a fein, jo iſt auch 
in dieſem Fall hinſichtlich der Höhe der Richtſätze für die Berech⸗ 
nung der Freigrenze im Sinn des § 15 Abſatz 1 Ziffer 1 in Ver⸗ 
bindung mit § 16 BSt von den Verhältniſſen am 15. November 
1939 auszugehen. 

§ 26 Abſatz 1 BSG gemäß iſt auf der Lohnſteuerkarte für 1940 
der Monats- und der Wochenbetrag der Freigrenze zu vermerken. 
Der Wochenbetrag iſt mit ½0 des Monatsbetrags anzuſetzen, wenn 
nicht der Fürſorgeverband einen beſonderen Richtſatz feſtgeſetzt hat. 
Für die Eintragung der Freigrenze auf der Lohnſteuerkarte iſt, 
ſoweit es ſich um die Höhe der Richtſätze handelt, nach 
denen die Freigrenze zu berechnen iſt, gleichfalls von den Ver⸗ 
hältniſſen am 15. November 1939 auszugehen. 0. 


Rückſtellung für Abwertungsgewinn 


Nach dem Geſetz über Abwertungsgewinne vom 28. Dezember 
1936 (RGBl. I S. 1151) find die bei Rückzahlung von Währungs⸗ 
berbindlichkeiten des Kapitalverkehrs in Höhe der Abwertung der 
betreffenden Währung entſtehenden Gewinne zum größten Teil 
an das Reich abzuliefern. Für die Einheitsbewertung kann, 
wenn eine Währungsſchuld mit dem abgewerteten Reichsmark⸗ 
gegenwert am Stichtag bewertet iſt, dieſe Verpflichtung zur 
ſpäteren Ablieferung des Abwertungsgewinns durch eine ent⸗ 
ſprechende Rückſtellung auf der Schuldſeite der Bilanz ausgeglichen 
werden (Rich vom 8. Dezember 1938 III 107/38, RStBl 1939 
S. 270). Es iſt die Streitfrage entſtanden, ob eine derartige, zum 
Ausgleich der Verpflichtung zur ſpäteren Ablieferung des Abwer⸗ 
tungsgewinns in die Bilanz eingeſetzte Rückſtellung bei der Er⸗ 
mittlung des der Veranlagung zur Gewerbeſteuer zugrunde zu 
legenden Gewerbekapitals § 12 Abſ. 2 Ziff. 1 GewStch gemäß als 
den Schuldzinſen entſprechende Verbindlichkeit hinzuzurechnen iſt. 


Im Schrifttum iſt dies mit der Begründung verneint 
worden, daß es ſich bei der Rückſtellung zum Ausgleich der Ver⸗ 
pflichtung zur ſpäteren Abführung des Abwertungsgewinns nicht 
um die Rückſtellung für eine den Schuldzinſen entſprechende Ver⸗ 
pflichtung, ſondern um die Rückſtellung für eine dem Grunde nach 
bereits entſtandene, in Zukunft fällig werdende Verbindlichkeit aus 
einer öffentlich⸗rechtlichen Laſt handle, daß demnach die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Hinzurechnung als Dauerſchuld nicht gegeben 
ſeien (vgl. Klüber, „Ind. u. St.“ 1937 1 200). 

Die Rechtſprechung hat ſich dagegen auf den Standpunkt 
geſtellt, daß eine bei der Feſtſtellung des Einheits⸗ 
wertes abgezogene Rückſtellung für den ſpäter 
an das Reich abzuliefernden Teil des Abwer⸗ 
tungsgewinnseiner Währungsſchuld b 
mittlung des Gewerbekapitals §12 Ab. 2 Ziff. 1 
GewStG gemäß wieder hin zuzurechnen gei (RES 
vom 5. Juli 1939 VI 269/89, RStBl. 1939 S. 1097). 
damit begründet, daß die Rechtsnatur der Zinsverpflichtung aus 
der Währungsſchuld dadurch, daß bei der Berechnung des Reichs⸗ 
markgegenwertes ein Abwertungsgewinn anfällt, nicht geändert 
werde, die Währungsſchuld daher nach wie bor als Ganzes zu be⸗ 
handeln ſei, ohne Rückſicht darauf, ob ſpäter bei Erfüllung oder 
Ablöſung der Schuld ein Teil des erſt dann verwirklichten Wäh⸗ 
rungsgewinns an das Reich abzuführen iſt, und ſomit die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Hinzurechnung nach § 12 Abſ. 2 Ziff. 1 GewSt 
egeben ſeien. Dieſe ſteuerrechtliche Behandlung der Rückſtellung 
für den ſpäter abzuliefernden Abwertungsgewinn widerſpreche 
auch nicht dem Zweckgedanken der Hinzurechnungsvorſchrift, da 
dieſe von dem Grundſatz ausgehe, möglichſt alles 
Eigenkapital und Fremdkapital der Beſteue⸗ 
rung nach dem Gewerbekapital zu u nterwerfen. 


— e — 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


* . ® ® 

Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe. Stand vom 20. Dezember 

1939: Steuergutſcheine I: Dezember 1939 99,90; 
Januar 1940 99,52½ bis 99,57; Februar 99,27 ½ bis 99,30; März 

99,15 bis 99,17 ½; April und Mai 99,10 bis 99%, — Steuer⸗ 

gutſcheine II: Juni 1942 978; Juli 97,50; Auguſt 97; Sep⸗ 

tember 96 /; Oktober 96,25; November 86, 


Sechzehnte Bekanntmachung des Reichsaufſichtsamts für das 
Kreditweſen. Das Reichsaufſichtsamt für das Kreditweſen hat die 
Vorſchriften, die es auf Grund des § 20 des Geſetzes über das 
Kreditweſen erlaſſen hat, in der Sechzehnten Bekanntmachung des 
Reichsaufſichtsamts für das Kreditweſen vom 4. Dezember 1939 
(Deutſcher Reichsanzeiger 1939 Nr. 288) zuſammengefaßt. 
Dieſe Bekanntmachung erſetzt zwölf frühere Bekanntmachungen 
des Reichsaufſichtsamts. 


Verlängerung des Deutſchen Kreditabkommens. Das Deutſche 
Kreditabkommen von 1939 war infolge des Kriegs zum 8. Sep⸗ 
tember 1939 gekündigt worden. Es iſt ſchon mit den ſchweizeriſchen, 
den holländiſchen und den belgiſchen Stillhalte⸗Gläubigern er⸗ 
neuert worden. Es iſt jetzt gelungen, auch mit den amerikaniſchen 
Gläubigern eine neue Regelung zu treffen. Die neue Verein⸗ 
barung entſpricht im weſentlichen dem alten Abkommen. 


Gurovad Rübenzuckererzeugung. Die Rübenzuckererzeugung 
Europas wird im Kampagnejahr 1939/0 wie folgt geſchätzt (Er⸗ 
zeugungsziffern in metriſchen Tonnen und Rohwert): 


Kampagnejahr 
1939 1940 

Deutſchland 2145 141 2415 000 
Protektorat 

Böhmen und Mähren 479 261 470 000 
Slowakei 51 213 54 000 
Ungarn 127 312 180 000 
Frankreich 850 000 1150 000 
Belgien 194 160 260 000 
Holland. 212 579 245 000 
Dänemark 190 957 246 000 
Schweden 292 380 306 500 
Italien 398 778 450 000 
Spanien 185 000 111.000 
Jugoſlawien 85 869 125 000 
England. 326 864 515 000 
Türkei 47 252 100 000 
Sowjetrußland 2 300 000 2 500 000. 


Einheitliche Benzinpreiſe. Der Preis für Benzin iſt mit 
Wirkung ab 5. September 1939 für das geſamte Reichs ⸗ 
gebiet einheitlich geregelt worden. Der Tankſtellenpreis 
beträgt nunmehr durchweg 40 Apfg für den Liter. Auf dieſen 
einheitlichen Tankſtellenpreis erhält der Verbraucher bei Abnahme 
in Fäſſern, Tankwagen und Keſſelwagen die bisherigen Nachläſſe. 
Die Preiſe für Benzin⸗Benzolgemiſch liegen wie bisher um 
vier Rpfg je Liter über den Benzinpreiſen. 


Verbraucherhöchſtpreiſe für Eiſen. Der Reichskommiſſar für 
die Preisbildung hat am 4. Oktober 1989 eine Anordnung erlaſſen. 
Danach find die Verbraucherhöchſtpreiſe für Nutzeiſen, d. h. Alt⸗ 
eiſen, das als Erſatz für Neueiſen verwendet werden ſoll, und von 
Neueifen, das infolge von Witterungseinflüſſen oder langer Lage⸗ 
rung nicht mehr neuwertig iſt, feſtgeſetzt worden. 


Verkehr 


Anſchrift auf Feldpoſtſendungen. Die Angabe von Feldpoſt⸗ 
ſammelſtellen auf Feldpoſtſendungen iſt ſeit 1. November 1939 
nicht mehr erforderlich. Die überflüſſige Angabe der früheren 
Feldpoſtſammelſtellen wirkt im Verteildienſt ſtörend. & 


Paketverkehr mit den eingegliederten Oſtgebieten. Die Deut⸗ 
ſche Reichspoſt hat den Paketdienſt zwiſchen dem bisherigen Reichs⸗ 
gebiet einſchließlich der ehemaligen Freien Stadt Danzig und den 
eingegliederten Oſtgebieten eingerichtet. Es ſind gewöhnliche 
Pakete bis zu fünf Kilogramm von Deutſchen Behörden und 
Parteidienſtſtellen und an dieſe und von Angehörigen dieſer Be⸗ 
hörden und an dieſe zugelaſſen. Jedem Paket iſt eine gelbe In⸗ 
landspaketkarte beizufügen. Zollpapiere ſind nicht erforderlich. 
Dienſtpakete und Pakete von Behördenangehörigen an Privat⸗ 
perſonen müſſen mit dem Abdruck des Dienſtſiegels verſehen ſein. 
In der Anſchrift an Behördenangehörige müſſen die Amts⸗ 
bezeichnung des Empfängers und ſeiner Behörde oder Partei- 
dienſtſtelle angegeben werden. Die Pakete unterliegen dem Frei⸗ 
machungszwang. 
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Poſtnachnahmedienſt und Poſtauftragsdienſt mit den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten. Die meiſten Amter und Amtsſtellen der 
Deutſchen Reichspoſt in den eingegliederten Oſtgebieten ſind zum 
Poſtnachnahmedienſt und zum einfachen Poſtauftragsdienſt (Poſt⸗ 
aufträge zur Geldeinziehung) nach den innerdeutſchen Vor⸗ 
ſchriften zugelaſſen worden. Soweit die Amter ſchon am Deutſchen 
Paketdienſt teilnehmen, ſind auch Nachnahmepakete zugelaſſen. 


Einführung der Verordnung über die Weiterbenutzung von 
Kraftfahrzeugen in den eingegliederten Oſtgebieten. Der Verord⸗ 
nung vom 9. Dezember 1939 (RHB I S. 2393) gemäß tritt die 
Verordnung über die Weiterbenutzung von Kraftfahrzeugen vom 
6. September 1939 in den eingegliederten Oſtgebieten am 
10. Januar 1940 in Kraft. 


Poſtdienſt mit dem Generalgouvernement für die beſetzten 
polniſchen Gebiete. Am 1. Dezember 1939 iſt der Poſtdienſt mit 
allen Orten des Generalgouvernements für die beſetzten polniſchen 
Gebiete aufgenommen worden. Es find Poſtkarten, Briefe bis 
250 Gramm und Poſtanweiſungen im Rahmen der Deviſen⸗ 
beſtimmungen zugelaſſen. Die Sendungen find nach den Aus ⸗ 
lands gebührenſätzen freizumachen. Es gelten die zollrechtlichen 
und deviſenrechtlichen Beſtimmungen über Auslandſendungen. — 
An Behörden und Parteidienſtſtellen und an die dort beſchäftigten 
reichsdeutſchen Perſonen find Poſtkarten, Briefe bis 250 Gramm, 
Druckſachen bis 500 Gramm, Päckchen bis 1000 Gramm und Ein⸗ 
ſchreibſendungen zu den innerdeutſchen Gebühren zu⸗ 
gelaſſen. Die Sendungen müſſen den Vermerk „Durch Deutſche 
Dienſtpoſt Oſten“ tragen und durch ein über die ganze Anſchrift⸗ 
ſeite laufendes liegendes Blauſtiftkreuz gekennzeichnet ſein. — 
Für Poſtſendungen aus dem Generalgouvernement für die be⸗ 
ſetzten polniſchen Gebiete nach Deutſchland gelten die gleichen 
Gebührenſätze wie für Sendungen aus Deutſchland nach dem 
Generalgouvernement. 


Frachtbriefgenehmigungsverfahren. Die Ausſtellung von Dring⸗ 
lichkeitsbeſcheinigungen für Transportraum iſt neu geregelt und 
ſtark eingeſchränkt worden. Dringlichkeitsbeſcheinigungen für den 
ſofortigen Verſand werden nur noch beim Vorliegen eines volks⸗ 
wirtſchaftlichen Notſtands durch die Transportbeauftragten für die 
Wirtſchaft bei den Reichsbahndirektionen ausgeſtellt. In das Ver⸗ 
fahren ſind die Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft ein⸗ 
geſchaltet. 


Aebeit und Soziales 


Starke Steigerung des Deutſchen Volkseinkommens. Das 
geſamte Volkseinkommen im Altreich iſt von 72,6 Milliarden 
Reichsmark im Jahr 1937 auf 79.7 Milliarden Reichsmark im 
Jahr 1988 geſtiegen. Bei Berückſichtigung der Oſtmark und des 
Sudetenlands errechnet ſich für Großdeutſchland ein 
Volkseinkommen im Jahr 1988 von 87 bis 88 Mil⸗ 
liarden Reichsmark. Das Volkseinkommen iſt gegenüber 
1913 um 21 v. H. je Kopf der Bevölkerung geſtiegen. 


